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%% SPALVES

Vorwort.

Es bleibt ein Verdienſt von Roſenkra 113 und

haym ,**) bereits vor längerer Zeit Hegels „ Kritik

der Verfaſſung Deutſchlands " vom Jahre 1801

oder 1802 eingehend gewürdigt und verſchiedene Bruch:

ſtücke aus der Handſchrift **) als Proben der gründlichen

Kunde und fernigen Darſtellungsweiſe mitgetheilt zu

haben .

Die Veröffentlichung der ungekürzten Abhandlung

in der vorliegenden Geſtalt dürfte die unbefangene Prüfung

und Beurtheilung eines der früheſten publiciſtiſchen Ver

ſuche hegels in höherem Grade ermöglichen, als es die

bisher bekannten Auszüge geſtatten, außerdem aber eine

willkommene Ergänzung zu den „Werken “ des emi

nenten Denkers darbieten.

Die Aufgabe des Unterzeichneten beſtand vornehm :

lich in der Herſtellung eines zuſammenhängenden, in ſich

*) Roſenkranz , Hegels Leben. 1844. S. 235–246 . Haym ,

Hegel und ſeine Zeit . 1857. S. 20—78 . 5.485—492 . S. 496—502 .

Vgl. auch Roſenkra nz , Hegel als deutſcher Nationalphiloſoph.

1870. S. 62-67 .

**) Dieſelbe befindet ſich auf der Königlichen Bibliothek zu

Berlin .



VI Vorwort.

geſchloſſenen Tertes. Ihre Löſung erforderte die Berück

ſichtigung der urſprünglichen Faſſung und der ebenfalls

noch vorhandenen Uberarbeitung der „Kritik“, die Ver

bindung der beiden lückenhaften und nach Anlage wie

Uusführung von einander abweichenden Entwürfe zu

einem einheitlichen Ganzen , die Gliederung der auf dieſen

Wege zugleich gewonnenen Haupttheile , die Wahl der

Titel für ſämmtliche Abſchnitte.

Der Herausgeber hat kein Gewicht auf urkundliche

Genauigkeit gelegt, vielmehr Orthographie und Inter

punction den modernen Regeln angepaßt, ferner offen

kundige Schreib- oder Sinnfehler einfach verbeſſert, ebenſo

eine Reihe ſtiliſtiſcher Underungen vorgenommen, ſodann

einige unweſentliche Wörter, namentlich ſpätere Ein

ſchaltungen, deren Bedeutung ſich nicht ermitteln läßt,

geſtrichen, endlich mehrere Säße in die Anmerkungen

verwieſen .

Rafiel, Pfingſten 1893 .

Georg Wollat.
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Einleitung

D

ie Form des deutſchen Staatsrechtes iſt tief in dem

gegründet, wodurch die Deutſchen ſich am Berühm :

teſten gemacht haben, nämlich in ihrem Triebe zur Freiheit.

Dieſer Trieb iſt es, der die Deutſchen , nachdem alle

anderen europäiſchen Völker ſich der Herrſchaft eines ge

meinſamen Staates unterworfen haben, nicht zu einem

gemeinſchaftlicher Staatsgewalt ſich unterwerfenden Volke

werden ließ . Die hartnäckigkeit des deutſchen Charakters

hat ſich nicht bis dahin überwinden laſſen, daß die

einzelnen Theile ihre Beſonderheiten der Geſellſchaft auf

geopfert, ſich alle in ein Ullgemeines vereinigt und die

freiheit in gemeinſchaftlicher freier Unterwürfigkeit unter

eine oberſte Staatsgewalt gefunden hätten .

Das ganz eigenthümliche Princip des deutſchen

Staatsrechtes ſteht in unzertrenntem Zuſammenhange mit

dem Zuſtande Europas, in welchem die Nationen nicht

mittelbar durch Gefeße, ſondern unmittelbar an der

oberſten Gewalt theilnahmen. Die oberſte Staatsmacht

1



2 Einleitung

war unter den europäiſchen Völkern eine allgemeine Ge

walt, an der Jedem eine Art von freiem und perſön

lichem Antheile zukam , und dieſen freien, perſönlichen,

von Willkür abhängigen Antheil haben die Deutſchen

nicht in den freien, von Willkür unabhängigen Antheil

verwandeln wollen, der in der Allgemeinheit und Kraft

von Geſeken beſteht, ſondern ſie haben ſich ihren ſpäteren

Zuſtand ganz auf der Grundlage jenes Zuſtandes der

nicht geſeķwidrigen , aber geſetzloſen Willkür erbaut.

Der ſpätere Zuſtand geht unmittelbar von jenem

Zuſtande aus, worin die Nation, ohne ein Staat zu ſein,

ein Volk ausmachte. In dieſer Zeit der alten deutſchen

Freiheit ſtand der Einzelne in ſeinem Leben und Thun

für ſich . Er hatte ſeine Ehre und ſein Schickſal nicht

auf dem Zuſammenhange mit einem Stande, ſondern auf

ſich ſelbſt beruhend . In ſeinem eigenen Sinne und eigener

Kraft zerſchlug er ſich an der Welt, oder bildete er ſie

ſich zu ſeinem Genuſſe. Zum Ganzen gehörte er durch

Sitte , Religion, einen unſichtbaren lebendigen Geiſt und

einige wenige große Intereſſen . Sonſt -- in ſeiner Betrieb :

ſamkeit und That ließ er ſich nicht vom Ganzen be:

ſchränken , ſondern begrenzte ſich ohne Furcht und Zweifel

nur durch ſich ſelbſt; aber was innerhalb ſeines Kreiſes

lag, war ſo ſehr und ſo ganz er ſelbſt, daß man es nicht

einmal ſein Eigenthum nennen konnte, ſondern für dieſes

zu ſeinem Kreiſe Gehörige, was wir einen Theil nennen ,

und woran wir alſo auch nur einen Theil unſer ſelbſt

feßen würden, ſeşte er Leib und Leben , Seele und Selig.

keit daran . Die Theilung und Berechnung, worauf unſer

Geſetzuſtand beruht, ſo daß es nicht der Mühe werth iſt ,

für eine beraubte Kirche den Kopf aufs Spiel oder gegen

eine zehnfach, ja unendlich überlegene Macht, wie die
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nie

6 des Staates, ſich unverhohlen mit ſeiner Einzelheit zu ſeßen ,

lä kannte er nicht, ſondern war vollſtändig und ganz in

da dem Seinigen . * )

dhe

Uus dieſem eigenwilligen Thun, das allein freiheit

the genannt wurde, bildeten ſich Kreiſe von Gewalt über

na andere nach Zufall und Charakter, ohne Rückſicht auf ein

T Allgemeines und mit wenig Einſchränkung von dem ,

d
was man Staatsgewalt nennt ; denn dies war im Gegen

ſake gegen die Einzelnen faſt gar nicht vorhanden.

Dieſe Kreiſe von Gewalt fixirte die fortgehende Zeit .

* Die Theile der allgemeinen Staatsmacht wurden eine

1

Mannigfaltigkeit von ausſchließendem, vom Staate ſelbſt

unabhängigem und nach keiner Regel oder einem Grund

ſake vertheiltem Eigenthum . Dies mannigfaltige Eigen

thum bildete nicht ein Syſtem von Rechten, ſondern eine

en Sammlung ohne Princip, deren Inconſequenzen und Ver:

ci
worrenheit des höchſten Scharfſinnes bedurften, um bei

Il vorkommender Colliſion fie gegen ihre Widerſprüche lo

u viel als möglich zu retten, oder vielmehr der Roth und

it Übermacht, um ſich mit einander zu vertragen , vorzüglich

aber in Rückſicht aufs Ganze der ſpeciellſten göttlichen

| Providenz, um es nothdürftig zu erhalten .

11:

Die politiſchen Gewalten und Rechte ſind nicht nach
Hit

einer Organiſation des Ganzen berechnete Staatsämter.

Die Leiſtungen und Pflichten des Einzelnen ſind nicht

nach dem Bedürfniſſe des Ganzen beſtimmt, ſondern

jedes einzelne Glied der politiſchen Hierarchie, jedes

li

Fürſtenhaus, jeder Stand, jede Stadt , Zunft u. ſ. w. ,

Alles , was Rechte oder Pflichten in Bezug auf den Staat

Tel

ell

*) Den franzoſen iſt entier „ ganz “ und „ eigenſinnig “.

1 *



4 . Einleitung.

hat, hat ſie ſich ſelbſt erworben, und der Staat hat bei

ſolcher Schmälerung ſeiner Macht keine andere Verrichtung,

als es zu beſtätigen, daß ſeine Macht ihm entriſſen wurde,

ſo daß, wenn der Staat alle Gewalt verliert und doch :

der Beſiß der Einzelnen auf der Macht des Staates beruht,

der Beſitz derjenigen nothwendig ſehr ſchwankend fein

muß, die keine andere Stüke haben als die Staatsmacht,

die gleich Kul iſt.

Die Grundfäße des deutſchen öffentlichen Rechtes ſind

daher nicht aus dem Begriffe des Staates überhaupt

oder dem einer beſtimmten Verfaſſung, einer Monarchie

u. ſ. w . abzuleiten, und das deutſche Staatsrecht iſt nicht

eine Wiſſenſchaft nach Grundfäßen , ſondern ein Urbarium

von den verſchiedenſten der nach Art des Privatrechtes

erworbenen Staatsrechte. Gefeßgebende, gerichtliche, geiſt

liche, militäriſche Gewalt ſind , auf die regelloſeſte Art

und in den ungleichartigſten Portionen vermengt, getheil

und verbunden , geradeſo mannigfaltig als das Eigenthun

der Privatleute . Durch Reichstagsabſchiede, Friedens

ſchlüſſe, Wahlcapitulationen , hausverträge, reichsgericht

liche Entſcheidungen u. f. w . iſt das politiſche Eigenthun

eines jeden Gliedes des deutſchen Staatskörpers auf

Sorgfältigſte beſtimmt. Die Sorgſamkeit dafür hat ſid

mit der pünctlichſten Religioſität auf Alles und Jedeli

erſtreckt und auf ſcheinbar unbedeutende Dinge, 3. B.

Titulatur, Ordnung im Gehen und Sißen, farbe manche

Meubles u . ſ. w . jahrelange Bemühungen verwand

Von dieſer Seite der genaueſten Beſtimmung jedes aud

noch ſo geringfügigen Umſtandes, der ſich aufs Red

bezieht, muß dem deutſchen Staate die beſte Organiſatio

zugeſchrieben werden. Das deutſche Reich iſt im Recht

wie das Reich der Natur in ſeinen Productionen, und
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tes ſin

onard

t br gründlich im Großen und unerſchöpflich im Kleinen, und

Lun: dieſe Seite iſt es, welche die in die unendlichen Details

urde der Rechte Eingeweihten mit jenem Staunen vor der

doi Ehrwürdigkeit des deutſchen Staatskörpers und mit jener

eruk Bewunderung für dies Syſtem der durchgeführteſten Ge

d je rechtigkeit erfüllt.

mad
Dieſe Gerechtigkeit, jeden Theil in ſeiner Trennung

vom Staate zu erhalten, und die nothwendigen Anſprüche

des Staates an das einzelne Glied desſelben ſtehen in

erhau dem vollkommenſten Widerſpruche. Der Staat erfordert

einen allgemeinen Mittelpunct, einen Monarchen und

iſt nit Stände, worin ſich die verſchiedenen Gewalten, Verhält

Irbariureniffe zu auswärtigen Mächten, Kriegsmacht, Finanzen,

patredtdie hierauf Bezug haben, u . ſ. w . vereinigten, einen

che, geit Mittelpunct, der zu der Direction auch die nothwendige

Macht hätte, fich und ſeine Beſchlüſſe zu behaupten und

die einzelnen Theile in der Abhängigkeit von ſich zu

erhalten. Durch das Recht hingegen iſt den einzelnen

Ständen beinahe gänzliche oder vielmehr gänzliche Unab

chsgerid hängigkeit zugeſichert. Wenn es Seiten der Unabhängig.

„ keit gibt, die nicht ausdrüdlich und feierlich in Wahl

pers avcapitulationen , Reichstagsabſchieden u . ſ. w . beſtimmt

ür hat
jlfind, ſo ſind ſie ihnen durch die Praxis ſanctionirt,

und Jedlein wichtigerer und durchgreifenderer Rechtsgrund als alle

fübrigen !

Das deutſche Staatsgebäude iſt nichts Underes als

verwar die Summe der Rechte, welche die einzelnen Theile dem

jedes ayBanzen entzogen haben, und dieſe Gerechtigkeit, die ſorg

aufs Reffam darüber wacht, daß dem Staate keine Gewalt übrig

Organiſatiqbleibt, iſt das Weſen der Verfaſſung. Mögen nun die

it im Redhilanglüdlichen Provinzen, die in der Hülfloſigkeit des

tionen, umystaates, dem ſie angehören, zu Grunde gehen, den

oſeſte

st, gethe
r

Eigenthus

Friede
n

Eigenthu

nge , 3.

be mand
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politiſchen Zuſtand desſelben anklagen, mag das Reichs

oberhaupt und die zunächſt bedrängten patriotiſchen Stände

die übrigen vergebens zu gemeinſchaftlicher Mitwirkung

aufrufen, mag Deutſchland ausgeplündert und beſchimpft

werden , der Staatsrechtsgelehrte wird zu zeigen wiſſen,

daß dies Ulles den Rechten und der Praris ganz gemäß

und alle Unglücksfälle Kleinigkeiten gegen die Hand

habung dieſer Gerechtigkeit ſind. Wenn die unglüdliche

Art, mit welcher der Krieg geführt worden iſt, in dem

Betragen einzelner Stände liegt, von denen der eine kein

Contingent, ſehr viele ſtatt der Soldaten jeßt erſt aus:

gehobene Recruten ſtellten, der andere keine Römermonate

bezahlte, ein dritter zur Zeit der höchſten Poth ſein Con:

tingent wegzog, viele Friedensſchlüſſe und Neutralitäts

verträge eingingen, die allermeiſten, jeder auf ſeine Art,

die Vertheidigung Deutſchlands vernichteten, ſo beweiſt

das Staatsrecht, daß die Stände das Recht zu einem

folchen Betragen hatten , das Recht, das Ganze in die

größte Gefahr, in Schaden und Unglück zu bringen, und

weil es Rechte ſind, müſſen die Einzelnen und die Ges

ſammtheit ſolche Rechte, zu Grunde gerichtet zu werden,

aufs Strengſte bewahren und beſchüßen . Für dies Rechts

gebäude des deutſchen Staates gibt es deswegen vielleicht

keine paſſendere Inſchrift als die : Fiat justitia, pereat

Germania !

Es iſt ein, wenn nicht vernünftiger, doch gewiſſer

maßen edler Zug im deutſchen Charakter, daß das Recht

überhaupt, ſein Grund und ſeine Folgen mögen auch be

ſchaffen ſein, wie ſie wollen, ihm etwas ſo heiliges iſt.

Wenn Deutſchland als eigener, unabhängiger Staat, wie

es allen Anſchein hat, und die deutſche Nation als Volk

vollends ganz zu Grunde gehen, ſo gewährt es immer
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noch einen erfreulichen Anblick, unter den zerſtörenden

Geiſtern die Scheu vor dem Rechte voran zu erblicken .

Eine ſolche Anſicht würden der politiſche Zuſtand

und das Staatsrecht Deutſchlands gewähren, wenn Deutſch

land als ein Staat anzuſehen wäre. Sein politiſcher

Zuſtand müßte als eine rechtliche Anarchie, ſein Staats

recht als ein Rechtsſyſtem gegen den Staat betrachtet

werden. Allein Alles ſtimmt zuſammen, daß man

Deutſchland nicht mehr als ein vereinigtes Staatsganzes,

ſondern als eine Menge unabhängiger und dem Weſen

nach ſouveräner Staaten anzuſehen habe. Uber, ſagt

man, Deutſchland iſt ein Reich, ein Staatskörper, es ſteht

unter einem gemeinſchaftlichen Reichsoberhaupte, ſteht im

Reichsverbande.*)

Der Staatsrechtslehrer, der Deutſchland nicht mehr

einen Staat nennen kann, weil er ſonſt manche Con

ſequenzen zugeben müßte, die aus dem Begriffe eines

Staates folgen, und die er doch nicht zugeben darf, hilft

ſich , weil denn Deutſchland doch auch wieder nicht als

Nichtſtaat gelten ſoll, damit, daß er den Titel „ Reich “

als einen Begriff gibt, oder, da Deutſchland keine Demo

kratie oder eine Uriſtokratie, ſondern ſeinem Weſen nach

eine Monarchie iſt und der Kaiſer doch wieder nicht als

Monarch' angeſehen werden ſoll, ſo hilft man ſich mit

dem Titel „ Reichsoberhaupt“ , den er führt, auch in einem

V

*) Dieſen Uusdrücken kann als geſetzlichen Titeln ſchlechter

dings nicht zu nahe getreten werden ; aber eine Betrachtung, in

der es um Begriffe zu thun iſt, hat mit jenen Titeln Nichts zu

ſchaffen , ſondern die Beſtimmung der Begriffe kann erhellen ,

welche Bedeutung etwa jene Titel „Reich , Reichsoberhaupt“ haben.

freilich werden ſolche Ausdrücke oft für Begriffe genommen , und

fie müffen die Aushülfe in der Noth fein .
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Syſtem , worin nicht Titel, ſondern beftinımıte Begriffe

herrſchen ſollen.

Durch den ganz allgemeinen Begriff „Reichsober:

haupt" iſt der Kaiſer in eine Kategorie mit dem ehe

maligen Dogen von Venedig und dem türkiſchen Sultan

geworfen . Dieſe beiden ſind gleichfalls Oberhäupter des

Staates, aber jener das eingeſchränkteſke Oberhaupt einer

Ariſtokratie, dieſer das unbeſchränkteſte einer Despotie .

Und weil der Begriff eines Oberhauptes auf den ver

fchiedenartigſten Umfang von oberſter Staatsgewalt paßt,

ſo iſt er völlig unbeſtimmt und hat eben deswegen

gar keinen Werth . Er gibt ſich dafür aus, Etwas aus:

gedrückt zu haben, und hat im Grunde Nichts ausgedrü&t.

Auf wiſſenſchaftlichem und geſchichtlichem Felde ſind

folche nichtsbedeutende Ausdrücke zu vermeiden , wenn

der deutſche Charakter auch ſonſt im wirklichen Leben

ihrer als Aushilfsmittel bedarf. Bei der hartnäckigkeit

des deutſchen Weſens nämlich, auf ſeinem Willen durchaus

zu beſtehen, oder bei getrennten und nicht zu vereinigenden

Staatsintereſſen, wenn dort im bürgerlichen Leben, hier

in der Politik aus irgend anderen wichtigen Gründen

doch zugleich auch eine Vereinigung ſtattfinden ſoll, gibt

es kein beſſeres Mittel, als einen allgemeinen Ausdruc

zu finden, der beide Theile befriedigt und ſie doch bei

ihrem Willen läßt, wobei die Differenz nach wie vor be:

ſteht oder, wenn wirklich ein Theil nachgeben muß, durch

jenen allgemeinen Ausdruck wenigſtens das Geſtändniß

des Nachgebens vermieden iſt.

Wenn die Deutſchen Jahrhunderte lang mit ſolchen

allgemeinen Uusdrüfen einen Schein von Vereinigung,

in welcher der That nach kein Theil von ſeinen An:

ſprüchen auf Getrenntſein das Mindeſte aufgegeben hat,
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aufrechterhalten haben, ſo muß die Reflerion hierüber,

vollends wenn ſie wiſſenſchaftlich ſein ſoll, die Begriffe

ober

feſthalten und in dem Urtheile, ob ein Land einen Staat
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ausmache, ſich nicht mit allgemeinen Ausdrücken herum

tilla treiben , ſondern den Umfang der Macht in Erwägung

erd ziehen, der dem gelaſſen iſt, was Staat heißen ſoll, und

em da ſich bei genauerer Anſicht ergibt, daß dasjenige , was

pod im Allgemeinen Staatsrecht genannt wird, Rechte gegen

in den Staat ſind, ſo wäre die Frage, ob denn deffenunge

pa achtet noch dem Staate eine Macht zukommt, wodurch

war er wirklich ein Staat iſt. Und bei genauerer Unſicht

d desjenigen, was hierzu erforderlich iſt, im Vergleiche mit

drit dem Zuſtande Deutſchlands in Rückſicht auf eine Staats

de fiu macht wird ſich zeigen, daß Deutſchland eigentlich kein

wa Staat mehr genannt werden kann .
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Allgemeiner Theil.

Der Begriff des Staates.

Eline

fine Menſchenmenge kann ſich nur einen Staat nennen ,

wenn ſie zur gemeinſchaftlichen Vertheidigung

der Geſammtheit ihres Eigenthums verbunden iſt . Es

verſteht ſich hierbei eigentlich von ſelbſt, aber es iſt nöthig

angemerkt zu werden, daß dieſe Verbindung nicht bloß

die Abſicht hat, ſich zu vertheidigen, ſondern daß ſie, die

Macht und das Gelingen mag ſein, welches es will,

durch wirkliches Wehren ſich vertheidigt. Denn es wird

Niemand leugnen können, daß Deutſchland zu ſeiner ge

meinſchaftlichen Vertheidigung nach Geſeßen und Worten

vereinigt iſt; aber wir können hier nicht unter Geſetzen

und Worten einerſeits und That und Wirklichkeit auf

der anderen Seite unterſcheiden oder ſagen , daß Deutſch

land zwar nicht in That und Wirklichkeit, aber doch nach

Geſetzen und Worten ſich gemeinſchaftlich wehre . Denn

das Eigenthum und ſeine Vertheidigung durch eine Staats:

verbindung ſind Dinge, die ſich ganz und gar auf Realität

beziehen, und deren Idealität alles Undere, nur nicht ein

Staat iſt.

Pläne und Theorien machen Anſpruch auf Realität

in fo fern, daß ſie ausführbar ſeien, aber ihr Werth iſt
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N

derſelbe, ſie ſeien in der Wirklichkeit oder nicht. Eine

Theorie des Staates hingegen heißt nur in ſo fern

Staat und Verfaſſung, als ſie wirklich iſt. Wenn Deutſch

land ein Staat und eine Verfaſſung zu fein vorgäbe, un

geachtet die formen derſelben ohne Leben, ihre Theorie

ohne Wirklichkeit iſt, ſo würde es eine Unwahrheit ſagen.

Wenn es aber wirklich gemeinſchaftliche Vertheidigung

mit Worten verſpräche, ſo müßte man ihm die Schwach

heit des Alters zuſchreiben , das, ungeachtet es nicht mehr

kann, immer noch ein Wollen hat, oder Unredlichkeit, die

dasjenige nicht hält, was ſie verſprochen hat.

Daß eine Menge einen Staat bilde, dazu iſt noth

I wendig, daß fie eine gemeinſame Wehr- und Staats:

gewalt bilde. Die Urt aber, wie die hieraus fließenden

beſonderen Wirkungen und Seiten der Vereinigung vor

i handen ſind, oder die beſondere Verfaſſung iſt dafür, daß

1 eine Menge eine Gewalt bilde, gleichgültig. Was zu

i dieſer beſonderen Art und Weiſe gehört, kann überhaupt

auf eine höchft mannigfaltige Weiſe vorhanden ſein, und

ị in einem beſtimmten Staate ſelbſt eine völlige Regelloſig:

#keit und Ungleichmäßigkeit hierüber ſtattfinden , und wir

bu müſſen in der Betrachtung beides von einander trennen :

a dasjenige, was nothwendig iſt, daß eine Menge ein

it Staat und eine gemeinſchaftliche Gewalt ſei , und das:

ali jenige, was nur eine beſondere Modification dieſer Ge

I walt iſt und nicht in die Sphäre des Rothwendigen,

t ſondern für den Begriff in die Sphäre des mehr oder

# weniger Befferen , für die Wirklichkeit aber in die Sphäre

ei des Zufalles und der Willkür gehört.

Dieſe Unterſcheidung hat eine ſehr wichtige Seite für

ti die Ruhe der Staaten, die Sicherheit der Regierungen

i und die Freiheit der Völker. Denn wenn von dem Einzelnen
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die allgemeine Staatsgewalt nur dasjenige fordert, was

für ſie nothwendig iſt, und die Anſtalten, daß dies Noth

wendige ihr geleiſtet werde, darauf einſchränkt, ſo kann

fie im Übrigen die lebendige freiheit und den eigenen

Willen der Bürger gewähren und ihm noch einen großen

Spielraum laffen , ſowie die Staatsgewalt, welche in der

Regierung als einem nothwendigen Mittelpunct con:

centrirt iſt, von den Einzelnen, die in der Peripherie

ſind, um dasjenige, was ſie als nothwendig fordert, und

deſſen Unentbehrlichkeit fürs Ganze Jeder einſehen kann,

um ſo weniger ſcheel angeſehen wird und nicht in die

Gefahr fommt, daß, wenn das Rothwendige und das

Willkürlichere dem Mittelpunct der Staatsgewalt unter:

worfen und mit gleicher Strenge von der Regierung ge:

fordert wird, die Bürger beides ebenfalls mit einander

vermengen , gegen das eine wie gegen das andere gleich

ungeduldig werden und den Staat von Seiten ſeiner

Nothwendigkeit in Gefahr bringen.

Zu demjenigen Theile der Wirklichkeit eines Staates,

welcher dem Zufalle angehört, muß die Art und Weiſe

gerechnet werden, wie die geſammte Staatsgewalt in

einem oberſten Vereinigungspunct . eriſtirt. Ob das

Gewalthabende Einer oder Mehrere, ob dieſer Eine oder

die Mehreren zu dieſer Majeſtät geboren oder gewählt

werden, iſt für das einzig Nothwendige, daß eine Menge

einen Staat ausmache, gleichgültig, ebenſo gleichgültig

als unter den einzelnen, der allgemeinen Staatsgewalt

Unterworfenen Gleichförmigkeit oder Ungleichförmigkeit

der bürgerlichen Rechte. Von der Ungleichheit der

Natur, der Talente und der Energie der Seele - welche

Ungleichheit noch einen mächtigeren Unterſchied hervor

bringt als die Ungleichheit der bürgerlichen Verhältniffe
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iſt ohnehin nicht die Rede. Daß ein Staat unter ſeinen

| Unterthanen Leibeigene, Bürger, freie Edelleute und

fürſten, die ſelbſt wieder Unterthanen haben, zähle und

die Verhältniſſe dieſer beſonderen Stände ſelbſt als be

ſonderer politiſcher Glieder wieder nicht rein , ſondern in

unendlichen Modificationen exiſtiren, hindert eine Menge

ebenſowenig daran , eine Staatsgewalt zu bilden , als daß

die beſonderen geographiſchen Glieder Provinzen von

verſchiedenen Beziehungen auf das innere Staatsrecht

ausmachen .

Jn Rückſicht auf eigentliche bürgerliche Geſeke und

die Gerechtigkeitspflege würde weder die Gleichheit der

Geſetze und des Rechtsganges Europa zu Einem Staate

machen, ſo wenig als die Gleichheit der Gewichte, Maße

und des Geldes, noch hebt ihre Verſchiedenheit die Einheit

eines Staates auf . Wenn es nicht ſchon im Begriffe

des Staates läge, daß die näheren Beſtimmungen der

Rechtsverhältniſſe über das Eigenthum Einzelner gegen

Einzelne ihn als Staatsgewalt nicht berühren, die nur

das Verhältniß des Eigenthums zu ſich zu beſtimmen

hat, ſo könnte uns das Beiſpiel faſt aller europäiſchen

Staaten es lehren, unter welchen die mächtigſten der

wahrhaften Staaten durchaus ungleichförmige Geſetze

haben . frankreich hatte vor der Revolution eine ſolche

Mannigfaltigkeit von Gefeßen, daß außer dem römiſchen

Rechte, das in vielen Provinzen galt, in anderen burgun

diſches, britanniſches u . ſ. w . herrſchte und faſt jede Pro

vinz, ja faſt jede Stadt ein beſonderes herkömmliches

Geſek hatte und ein franzöſiſcher Schriftſteller mit Wahr

heit ſagte, daß, wer durch Frankreich reiſe, ebenſo oft die

Gefeße als die Poſtpferde wechſele.
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Nicht weniger liegt der Umſtand außer dem Begriffe

des Staates, von welcher beſonderen Macht oder nach

welchem Verhältniſſe des Antheiles der verſchiedenen

Stände oder der Staatsbürger überhaupt die Geſetze ges

geben werden, ebenſo der Charakter der Gerichtshöfe,

ob er in den verſchiedenen Inſtanzen der Rechtspflege

in Beziehung auf die Mitglieder ein ererbter oder von

der oberſten Gewalt ausgehender oder von den Bürgern

nach ihrem freien Zutrauen oder den Gerichtshöfen ſelbſt

ertheilter iſt, welchen Umfang der Sprengel eines be:

ſtimmten Gerichtes hat, und ob er nach dem Zufalle ſich

beſtimmt hat, ob eine gemeinſchaftliche oberſte Inſtanz

für den ganzen Staat vorhanden iſt u . ſ. w .

Gleich unabhängig vom Staate iſt und ebenſo un :

gleichförmig kann die Form der Verwaltung überhaupt

ſein, alsdann die Einrichtungen der Magiſtrate, die Rechte

der Städte und Stände u. 1. w . Alle dieſe Umſtände

ſind nur relativ wichtig für den Staat , und für ſein

wahres Weſen iſt die Form ihrer Organiſation gleichgültig.

Die Ungleichheit der Abgaben der verſchiedenen

Claſſen nach ihrem materiellen Werthe, noch mehr aber

die Ungleichheit der ideellen Seite, nämlich der Rechte

und Pflichten hierin und ihres Urſprunges findet ſich in

allen europäiſchen Staaten. Sowenig die durch die Un:

gleichheit des Reichthums entſpringende Ungleichheit der

Beiträge zu den Staatsausgaben den Staat hindert, daß

die neueren Staaten darauf vielmehr beruhen , ebenſo:

wenig afficirt ihn die Ungleichheit, nach welcher die ver

ſchiedenen Stände des Adels, der Geiſtlichkeit, des Bürger

und Bauernſtandes beitragen .

Andere Zufälligkeiten, ob die verſchiedenen geo.

graphiſchen Theile eines Staates verſchieden beſchwert
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ſind, welche Verwandlungen und untergeordnete Syſteme

die Abgaben durchlaufen, ob auf einem und eben dem

ſelben Ucker eine Stadt die Grundſteuer, ein Privatmann

den Bodenzins, eine Abtei den Zehnten , der Edelmann

Jagdgerechtigkeit, die Gemeine das Hutungsrecht u . ſ. w .

habe und die verſchiedenen Stände und Körper aller

Art in Rückſicht auf Abgaben eigene Verhältniſſe bilden,

alle ſolche Zufälligkeiten bleiben außer dem Begriffe

der Staatsgewalt, der als Mittelpunct nur die beſtimmte

Quantität nothwendig und das gleichartige Zuſammen

ſtrömen in Rükſicht auf ſeinen Urſprung gleichgültig iſt.

In unſeren Zeiten mag unter den Gliedern ein

ebenſo loſer oder gar kein Zuſammenhang ſtattfinden in

Rückſicht auf Sitten, Bildung und Sprache, und die Iden

tität derſelben, dieſer ehemalige Grundpfeiler der Ver:

bindung eines Volkes, iſt jeßt zu den Zufälligkeiten zu

zählen, deren Beſchaffenheit eine Menge nicht hindert,

eine Staatsgewalt auszumachen. Rom oder Uthen

und auch jeder andere kleine Staat - könnte nicht be

ſtehen, wenn die vielen Sprachen, die im ruſſiſchen Reiche

gangbar ſind, in ſeinem Umkreiſe geſprochen würden,

ebenſowenig, wenn unter ſeinen Bürgern die Sitten jo

verſchieden wären, als ſie in jenem Reiche oder ſie und

die Bildung es ſchon in jeder Hauptſtadt eines großen

Landes ſind. Die Verſchiedenheit der Sprache und der

Dialekte, welche lettere die Trennung zugleich noch ge

reizter macht als die gänzliche Unverſtändlichkeit, die

Verſchiedenheit der Sitten und der Bildung in den ge

trennten Ständen, welche die Menſchen faſt nur an der

äußeren Geſtalt ſich kenntlich macht, folche heterogene

und zugleich mächtigſte Elemente vermag, wie im groß:

gewordenen römiſchen Reiche die überwiegende Schwere
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der Gewalt, ſo in den modernen Staaten Geiſt und Kunſt

der Staatsorganiſationen zu überwältigen und zuſammen:

zuhalten, ſo daß Ungleichheit der Bildung und der Sitten

ein nothwendiges Product ſowie eine nothwendige Be

dingung wird, daß die modernen Staaten beſtehen.

Daß in der Religion, in demjenigen, worin ſich das

innerſte Sein der Menſchen ausſpricht, damit ſie, wenn

auch alle anderen äußeren und zerſtreuten Dinge gleich

gültig ſein können, ſich doch als in einem feſten Mittel

punct erkennen und hierdurch erſt über die Ungleichheit

und Wandelbarkeit der übrigen Verhältniſſe und Zuſtände

Zutrauen zu einander zu haben und einer des anderen

ſicher zu ſein vermöge, daß hierin wenigſtens Jden:

tität ſei, iſt ebenfalls in neueren Staaten entbehrlich er:

funden worden .

Selbſt in dem froſtigeren Europa iſt die Einheit der

Religion ſonſt immer die Grundbedingung eines Staates

geweſen. Man hat von gar nichts anderem gewußt

und ohne dieſes erſte Einsſein kein anderes Einsſein oder

Vertrauen möglich gefunden. Zu Zeiten iſt dies Band

ſelbſt ſo energiſch geworden, daß es Völker, die ſich ſonſt

fremd und in Nationalfeindſchaft waren , mehrmals plöß:

lich in Einen Staat verwandelte, nicht bloß als eine heilige

Gemeine der Chriſtenheit oder als eine ihre Intereſſen

und um derſelben willen ihre Wirkſamkeit verbindende

Coalition , ſondern als eine weltliche Macht, als Staat

zugleich ; der das Vaterland ſeines ewigen und zeitlichen

Lebens im Kriege über das Morgenland als Ein Voll

und Heer erobert hat.

Sowenig vorher und nachher bei der Abſonderung

in Völker die Gleichheit der Religionen die Kriege hinderte

und ſie in Einen Staat band, ſo wenig reißt in unſeren
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Zeiten die Ungleichheit der Religion einen Staat aus

einander. Die Staatsgewalt hat als reines Staatsrecht

ſich von der religiöſen Gewalt und ihrem Rechte zu

ſondern, für ſich Beſtand genug zu erhalten und ſich ſo

einzurichten gewußt, daß ſie der Kirche nicht bedarf, und

ſie wieder in den Zuſtand der Trennung von ſich geſeßt,

den ſie in ihrem Urſprunge von dem römiſchen Staate

hatte.

Nach den Staatstheorien freilich , welche in unſeren

Zeiten theils von ſeinwollenden Philoſophen und Menſch

heitrechtelehrern aufgeſtellt, theils in ungeheueren poli

tiſchen Experimenten realiſirt worden ſind, wird — nur

das Allerwichtigſte, Sprache, Bildung, Sitten und Reli

gion, ausgenommen das übrige Alles, was wir von

dem nothwendigen Begriffe der Staatsgewalt ausge

ſchloſſen haben, der unmittelbaren Thätigkeit der höchſten

Staatsgewalt unterworfen, ſo daß es von ihr beſtimmt,

daß alle dieſe Seiten bis auf ihre kleinſten fäden hinaus

von ihr angezogen werden.

Daß die höchſte Staatsgewalt die oberſte Aufſicht

über die angeführten Seiten der inneren Verhältniſſe

eines Volkes und ihrer nach Zufall und alter Willkür

beſtimmten Organiſationen üben müſſe, daß leştere die

hauptthätigkeit des Staates nicht hindern dürfen, ſondern

dieſe vor allen Dingen ſich ſichern und zu dieſem Zwecke

die untergeordneten Syſteme von Rechten und Privi

legien nicht zu ſchonen habe, verſteht ſich von ſelbſt;

aber es iſt ein großer Vorzug der alten Staaten Euro

pas, daß, indem die Staatsgewalt für ihre Bedürfniſſe

und ihren Gang geſichert iſt, ſie der eigenen Thätigkeit

der Staatsbürger im Einzelnen der Rechtspflege, der

Verwaltung u . ſ. w . einen freien Spielraum läßt, theils

2
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in Rückſicht auf die Beſeßung der hierin nöthigen Be:

amten , theils auf die Beſorgung der laufenden Geſchäfte

und handhabung der Geſetze und Gewohnheiten.

Es iſt bei der Größe der jeßigen Staaten die Rea

lität des Jdeals, nach welchem jeder freie Mann an der

Berathſchlagung und Beſtimmung über die allgemeinen

Staatsangelegenheiten Antheil haben ſoll, durchaus un

möglich . Die Staatsgewalt muß ſich ſowohl für die

Ausführung als Regierung wie für das Beſchließen dar

über in einen Mittelpunct concentriren . Wenn dieſer

Mittelpunct für ſich ſelbſt durch die Ehrfurcht der Völfer

ſicher und in der Perſon des nach einem Naturgeſeķe

und durch die Geburt beſtimmten Monarchen in ſeiner

Unwandelbarkeit geheiligt iſt, ſo kann eine Staatsgewalt

ohne Furcht und Eiferſucht den untergeordneten Syſtemen

und Körpern frei einen großen Theil der Verhältniſſe,

die in der Geſellſchaft entſtehen , und ihre Erhaltung

nach den Gefeßen überlaſſen, und jeder Stand, Stadt,

Dorf, Gemeine u. ſ. w . kann die Freiheit genießen , das:

jenige, was in ihrem Bezirke liegt, ſelbſt zu thun und

auszuführen .

Wie die Geſeke hierüber nach und nach unmittel:

bar aus den Sitten ſelbſt als geheiligte Herkommen her

vorgegangen ſind, ſo hat ſich die Rechtsverfaſſung, die

Einrichtungen der niederen Gerichtsbarkeit, die Rechte der

Bürger hierin, die Rechte der Städteverwaltungen , die

Einziehung der Abgaben, theils der allgemeinen, theils

der zu den Bedürfniſſen der Städte ſelbſt nothwendigen ,

und die geſetzmäßige Verwendung der lekteren, alles

hierher Gehörige hat ſich aus eigenem Triebe zu

ſammengethan und iſt für ſich ſelbſt aufgewachſen, und

ſeit es ſich hervorgebracht, hat es ſich auch erhalten .
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Die ſo weitläufige Organiſation der kirchlichen An

ſtalten iſt ebenſowenig durch die oberſte Staatsgewalt

gemacht worden, und der ganze Stand erhält, erſeßt ſich

mehr oder weniger in ſich . Die großen Summen, welche

jährlich in einem großen Staate für die Armuth ver

wendet werden, und die hierauf gehenden Einrichtungen

von weitem Umfange, die durch alle Theile eines Candes

durchgreifen , werden nicht durch Auflagen, die der Staat

anzuordnen hätte, beſtritten, oder auf ſeine Befehle die

ganze Anſtalt erhalten und geführt. Die Maſſe von

Beſik und Einkünften, die hierher gehört, beruht auf

Stiftungen und Gaben Einzelner, ſowie die ganze Un

ſtalt, ihre Verwaltung und Bethätigung ohne Abhängig

keit von der höchſten Staatsgewalt iſt, wie der größte

Theil der inneren geſellſchaftlichen Einrichtungen durch

freies Thun der Bürger für jeden beſtimmten Umfang

von Bedürfniß ſich gemacht hat und ihre Dauer und

ihr Leben ſich mit eben dieſer von keiner Eiferſucht oder

Ängſtlichkeit der oberſten Staatsgewalt geſtörten Freiheit

erhält : nur daß die Regierung theils ſie ſchüßt, theils

das üppige Auswachſen eines ſolchen Theiles, wodurch

er andere nothwendig unterdrücken würde, beſchränkt.

In den neuen , zum Theile ausgeführten Theorien

aber iſt es das Grundvorurtheil, daß ein Staat eine

Maſchine mit einer einzigen Feder iſt, die allem übrigen

unendlichen Räderwerke die Bewegung mittheilt. Von

der oberſten Staatsgewalt ſollen alle Einrichtungen , die

das Weſen einer Geſellſchaft mit ſich bringt, ausgehen,

regulirt, befohlen , beaufſichtigt, geleitet werden .

Die pedantiſche Sucht, alles Detail zu beſtimmen ,

die unfreie Eiferſucht auf eigenes Anordnen und Ver

walten eines Standes, einer Corporation u . ſ. f . , dieſe

2 *
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unedle Mäfelei alles eigenen Thuns der Staatsbürger,

das nicht auf die Staatsgewalt, ſondern nur irgend eine

allgemeine Beziehung hätte, iſt in das Gewand von

Vernunftgrundfäßen gekleidet worden, nach welchen kein

Heller des gemeinen Aufwandes, der in einem Lande

von zwanzig, dreißig Millionen für Urme gemacht wird,

ausgegeben werden darf, ohne daß er von der höchſten

Regierung erſt nicht nur erlaubt, ſondern befohlen , con:

trolirt, beſichtigt worden wäre. In der Sorge für die

Erziehung ſoll die Ernennung jedes Dorfſchulmeiſters,

die Ausgabe jedes Pfennigs für eine Fenſterſcheibe der

Dorfſchule ſowie der Dorfrathſtube, die Ernennung jedes

Thorſchreibers und Gerichtsſchergen, jedes Dorfrichters

ein unmittelbarer Ausfluß und eine Wirkung der oberſten

Regierung ſein , im ganzen Staate jeder Biffen vom

Boden, der ihn erzeugt, zum Munde in einer Linie ge

führt werden, welche durch Staat und Geſeß und Re:

gierung unterſucht, berechnet, berichtigt und befohlen iſt.

Es iſt hier der Ort nicht, weitläufig auseinander:

zuſetzen , daß der Mittelpunct als Staatsgewalt, die Re:

gierung, was ihr nicht für ihre Beſtimmung, die Gewalt

für ihre äußere und innere Sicherheit zu organiſiren und

zu erhalten, nothwendig iſt, der freiheit der Bürger

überlaſſen , und daß ihr Nichts ſo heilig ſein müſſe, als

das freie Thun der Bürger in ſolchen Dingen gewähren

zu laſſen und zu ſchüßen, ohne alle Rückſicht auf Nußen ;

denn dieſe freiheit iſt an ſich ſelbſt heilig.

Was aber den Rußen betrifft, wenn es be:

rechnet werden ſoll, was das eigene Verwalten ihrer

Angelegenheiten durch die beſonderen Körper, ihre Rechts:

pflege, ihr Ernennen zu den Ämtern, die hierbei nöthig

werden, u . ſ. w . für einen Vortheil bringe ſo gibt
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es hier dreierlei Berechnungen : die eine geht auf das

Handgreifliche, das Geld, das die oberſte Staatsgewalt

hierdurch in die Hände bekommt, die andere auf den

Verſtand und die Vortrefflichkeit, mit welcher in einer

Maſchine Ulles nach gleichförmigen Schritte, der klügſten .

Berechnung und den weiſeften Zwecken geſchehe, die

dritte aber auf die Lebendigkeit, den zufriedenen Beiſt

und das freie und ſich achtende Selbſtgefühl, das aus

der Theilnahme des eigenen Willens an den allgemeinen

Ungelegenheiten, ſoweit ihre Zweige für die oberſte

Staatsgewalt zufällig ſind, entſpringt.

Im Erſten, im Handgreiflichen, wähnt ſich der

Staat ,deſſen Princip die allgemeine Maſchinerie iſt,

ohne Bedenken im Vortheile gegen denjenigen, der den

Rechten und dem eigenen Thun ſeiner Bürger das De

tail einem großen Theile nach überläßt. Es iſt aber

im Allgemeinen zu bemerken, daß jener Staat, wenn er

nicht ſchwerere Auflagen überhaupt macht, unmöglich

den Vortheil haben kann . Denn indem er alle Zweige

der Verwaltung, der Rechtspflege u. ſ. w . übernimmt,

fallen ihm alle Koſten derſelben zugleich zur Laſt, welche,

wenn das Ganze nach einer allgemeinen Hierarchie ein

gerichtet iſt, ebenfalls durch regelmäßige Auflagen gedeckt

werden müſſen, dahingegen der Staat, der die Koſten

dieſer Einrichtungen, die nur auf das Zufällige und

Einzelne gehen, wie die Rechtspflege, Erziehungskoſten ,

Beiträge zur Unterſtüßung der Armuth u. ſ. w . , auch

dieſen Einzelheiten überläßt, die dabei intereſſirt ſind ,

dieſe Koſten ohne die Form von Auflagen beſtritten

werden ſieht. Wer den Richter und Sachwalter ſowie

einen Erzieher nöthig hat oder nach ſeinem Antriebe

die Armen bedenkt, bezahlt hier allein . Es iſt keine
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Uuflage vorhanden. Keiner bezahlt für ein Gericht,

einen Sachwalter, Erzieher, Geiſtlichen, dieGeiſtlichen , die er nicht

braucht, ſowie , wer für die niedrigeren obrigkeitlichen

Umter des Gerichtes, der Verwaltung von Städte- und

Corporationsangelegenheiten von den Mitgliedern ſelbſt

dazu gewählt wird , durch die Ehre, die ihm hierdurch wider:

fährt, bezahlt iſt, von dem Staate aber, dem er leiſten

follte, Bezahlung fordern muß, weil hier dieſe innere

Ehre fehlt. Beide Umſtände, wenn auch in Beziehung

auf den erſteren mehr Geld vom Volke ausgegeben

werden ſollte, -- was nicht zu glauben iſt - bewirken ,

der erſte den Unterſchied, daß Keiner für etwas ihm Un

nöthiges, für ein nicht allgemeines Staatsbedürfniß Geld

ausgibt, der andere für alle eine wirkliche Erſparniß,

beide, daß das Volk dort ſich mit Vernunft und nach

der Nothwendigkeit, hier mit Zutrauen und freiheit be :

handelt fühlt : ein Umſtand, der den Unterſchied vor

nehmlich der zweiten und dritten Art der Berechnung

ausmacht.

Die machiniſtiſche, höchſtverſtändige und edlen Zwecken

gewidmete Hierarchie erweiſt in Nichts ihren Bürgern

Jutrauen, kann alſo auch keines von ihnen erwarten .

Sie hält ſich in keiner Leiſtung ſicher, deren Befehl und

Ausführung ſie nicht eingerichtet hat, verbannt alſo frei

willige Gaben und Uufopferungen, zeigt dem Unterthan

die Überzeugung von ſeinem Unverſtande und die Ver

achtung gegen ſeine Fähigkeit, das zu beurtheilen und

zu thun, was für ſein Privatwohl zuträglich wäre, ſowie

den Glauben an allgemeine Schamloſigkeit. Sie kann

alſo kein lebendiges Thun, keine Unterſtüßung von ſeinem

Selbſtgefühle hoffen .
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:

Es liegt ein Unterſchied hierin , der zu groß iſt,

als daß er von dem Staatsmanne, der nur das in An

ſchlag bringt, was in beſtimmten Zahlen zu berechnen

iſt, gefaßt werden könnte, der ſich zunächſt in der Wohl

habenheit, dem Wohlſein, der Bravheit und Zufrieden:

heit der Bewohner des einen Staates ſowie in der

Stumpfheit, dem ewigen Umſchlagen von Niederträchtig

keit in Unverſchämtheit und in der Urmuth des anderen

zeigt, der in den größten Dingen, wo nur die zufällige

Seite der Begebenheit auf der Außenſeite liegt, gerade

dieſe Zufälligkeit beſtimmt und nothwendig macht.

Der Unterſchied iſt unendlich, ob die Staatsgewalt

ſich ſo einrichtet, daß Alles, worauf ſie zählen kann, in

ihren Händen iſt, und daß ſie aber eben deswegen auch

auf Nichts weiter zählen kann, oder ob ſie außer dem ,

was in ihren Händen iſt, auch auf die freie Unhänglich

keit, das Selbſtgefühl und das eigene Beſtreben des

Volkes zählen kann, einen allmächtigen, unüberwind

lichen Geiſt, den jene hierarchie verjagt hat, und der

allein da ſein Leben hat, wo die oberſte Staatsgewalt

fo Viel als möglich der eigenen Beſorgung der Bürger

überläßt. Was für ein ledernes, geiſtloſes Leben in

einem ſolchen modernen Staate, worin Alles von Oben

herunter geregelt iſt, nichts, was eine allgemeine Seite

hat, der Verwaltung und Ausführung der Theile des

Volkes, die dabei intereſſirt ſind, anheimgeſtellt wird,

wie ſich die franzöſiſche Republik gemacht hat ſich

erzeugen wird, iſt, wenn dieſer Ton der Pedanterie des

Herrſchens bleiben kann, in der Zukunft erſt zu erfahren ;

aber welches Leben und welche Dürre in einem anderen,

ebenſo geregelten Staate herrſcht, im preußiſchen , das

fällt Jedem auf, der das erſte Dorf desſelben betritt
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(

oder ſeinen völligen Mangel an wiſſenſchaftlichem und

künſtleriſchem Genie ſieht oder ſeine Stärke nicht nach der

ephemeriſchen Energie betrachtet, zu der ein einzelnes

Genie ihn für eine Zeit hinaufzuzwingen gewußt hat.

Wir unterſcheiden alſo nicht nur in einem Staate

das Rothwendige, was in der Hand der Staatsgewalt

liegen und unmittelbar durch ſie beſtimmt werden muß,

und das zwar in der geſellſchaftlichen Verbindung eines

Volkes ſchlechthin Rothwendige, aber für die Staats:

gewalt als ſolche Zufällige, ſondern halten auch das

Volk ſowohl für glüclich, dem der Staat in dem unter:

geordneteren allgemeinen Thun viel freie hand läßt, als

eine Staatsgewalt für unendlich ſtark, die durch den

freieren und unpedantiſirten Geiſt ihres Volkes unterſtüßt

werden kann .

Daß alſo in Deutſchland unſere forderung nicht

erfüllt iſt, Geſeke, Rechtspflege, Uuflegung und Erhebung

der Abgaben u. f. w . , Sprache, Sitten, Bildung, Religion

von einem Mittelpunct regulirt und gubernirt zu wiſſen,

ſondern darüber die disparateſte Mannigfaltigkeit ſtatt

findet, dies würde nicht hindern , daß Deutſchland einen

Staat conſtituirte, wenn es anders als eine Staats:

gewalt organiſirt iſt.
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Beſonderer Theil .

Geſchichte und Kritik der Verfaſſung

Deutſchlands.

SFIT

Die Reichsarmee.

feit Jahrhunderten wird kein bedeutender Krieg unter

den europäiſchen Mächten geführt, worin nicht

deutſche Tapferkeit fich, wenn nicht Corbeern, 'immer

Ehre erwürbe, worin nicht Ströme deutſchen Blutes

flöſſen.

Bei der Menge ſeiner Bewohner, den kriegeriſchen

Talenten derſelben , der Bereitwilligkeit ihrer Herren , ihr

Blut zu vergießen, bei ſeinem Reichthum an den todten

ſowie an den lebendigen Erforderniſſen des Krieges iſt

kein Land wehrloſer, keines unfähiger, nicht zu erobern,

nur fich zu vertheidigen , als Deutſchland. Nicht einmal

die Verſuche der Vertheidigung, das bloße Streben iſt

bedeutend oder ehrenvoll.

Die Kriegsmacht beſteht bekanntlich aus dem Mili

tär der größeren und kleineren Stände . Was das letz :

tere betrifft, ſo können dieſe Armeen, Heere, Truppen:

corps oder, wie man ſie nennen will, gewöhnlich nicht

mehr als Dolizei- und Paradeſoldaten ſein, nicht Krieger ,

die nichts Höheres kennen als den Ruhm ihres Heeres
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und Dienſtes. Der militäriſche Geiſt, der das Herz jedes

Kriegers eines großen Heeres bei dem Worte „unſere

Arniee “ hebt, dieſer Stolz auf ſeinen Stand und Dienſt,

die Seele eines Heeres , kann in der Stadtwache einer

Reichsſtadt, der Leibgarde eines Abtes nicht gedeihen.

Die Art von Achtung, welche der Anblick der Uniform

großer Heere für das noch unbekannte Individuum er

weckt, das ſie trägt, kann der Uniform einer Reichsſtadt

nicht zu Theil werden . Ich bin zwanzig, dreißig Jahre

in dieſem Dienſte geweſen" in dem Munde des bravſten

Soldaten eines kleinen Reichsſtandes führt eine ganz

andere Empfindung und Wirkung mit ſich als in dem

Munde eines Officiers eines großen Heeres ; denn das

Selbſtgefühl des Mannes und die Achtung Anderer vor

ihm wachſen mit der Größe des Ganzen, dem er ange:

hört . Er nimmt an dem Ruhme theil, den Jahrhun

derte auf dasſelbe gehäuft haben .

Die Unbedeutendheit der vereinzelten kleinen Mili

tärcorps durch ihre geringe Unzahl braucht durch Unge:

ſchicklichkeit und andere ungünſtige Einrichtungen nicht

noch vermehrt zu werden . Es muß ſehr große Nach:

theile haben, daß beim Ausbruche eines Krieges die

kleineren Stände erſt ihre Soldaten werben, oft die Offi

ciere jeßt erſt anſtellen, alſo ungeübte Leute ins Feld

ſchicken, daß ein Stand den Trommler, der andere die

Trommel zu liefern hat u . ſ. w . , daß wegen der Menge

von Ständen, die Contingente zuſammen ſchicken , Un:

gleichheit in den Waffen, dem Erercitium u. ſ. w . , Un:

bekanntſchaft der Gemeinen mit den Officieren ſtattfindet,

daß jeder Stand eigentlich ſelbſt für die Verproviantirung

zu ſorgen das Recht hat, alſo die größte Unordnung im

Dienſte und eine hindernde Überladung an Civilperſonen
1
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und Troß außer den unnöthigen Koſten herrſchen. Nach

der rechtlichen Theorie gehören zu einem detachirten

Piquet von zwanzig Mann verſchiedener Stände eigent:

lich zwanzig eigene Proviantcommis, Bäcker u . ſ. w .

Daß die Reichsmatrikel etliche hundert Jahre alt iſt, alſo

dem jeßigen Verhältniſſe der Größe und Macht der

Stände nicht mehr entſpricht und alſo Unzufriedenheit,

Klagen und ewige Rückſtände veranlaßt, daß in ihr

Landſchaften vorkommen , deren geographiſche Lage nicht

einmal mehr auszumitteln iſt, und hundert andere Um

ſtände ſind zu bekannt, um nicht, wenn man ſie an:

führt, langweilig zu ſein .

Wenn nun ſchon die Unbedeutendheit des Militärs

der kleineren Stände dadurch verſchwindet, wenn ſie ſich

verſammeln und in eine Reichsarmee concresciren, ſo

ſeken die erwähnten und unzählige andere Nachtheile die

Brauchbarkeit dieſes Heeres im Kriege unter alle Ar

meen des übrigen Europa, die türkiſche ſelbſt nicht

ausgenommen und ſchon der Name einer Reichs

armee hatte ſonſt ein beſonderes Unglück. Wie der

Yame anderer, auch fremder Armeen den Gedanken der

Tapferkeit und furchtbarkeit erweckt, ſo heiterte eher

der Name der Reichsarmee, der in einer deutſchen Ge

fellſchaft ausgeſprochen wird, jedes Geſicht auf, erweckte

alle nach Stand und Gebühr wißigen Launen , und

Jeder griff in den Beutel ſeiner Anekdoten über ſie, um

Etwas zum Beſten zu geben. Und wenn die deutſche

Nation für ernſthaft und des Komiſchen unfähig ge

halten wird, ſo vergißt man die farcen der Reichs

kriege, die mit aller möglichen äußeren Ernſthaftigkeit,

aber einer echten inneren Lächerlichkeit aufgeführt

werden.
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Während die Organiſation der Reichsarmee mit

allen ihren folgen ſich um Nichts verbeſſert hat, hat

das Gefühl des durch ſie bewirkten Unglücks und der

Schande Deutſchlands die allgemeine Sucht, darüber zu

fpotten, vermindert, und nur dadurch , daß im lekten

Kriege Manches in Anſehung derſelben, z . B. die Ver

pflegung rechts- und conſtitutionswidrig gehalten worden

iſt, haben dieſe Truppen von einigem Nußen ſein können.

Noch nachtheiliger als alle dieſe Umſtände der Be

ſchaffenheit eines Reichsheeres iſt es, daß eigentlich nie

eines zuſammengebracht wird ; und hierin zeigt ſich am

Sichtbarſten die Auflöſung Deutſchlands in unabhängige

Staaten.

Nach der Theorie der Grundgeſeße würde die

Reichsarmee ein furchtbares Heer ſein können, aber die

Praxis, dies mächtige Princip des deutſchen Staatsrechtes,

zeigt etwas ganz anderes. Wenn man nur zu oft eine

ungeheuere Menge deutſcher Soldaten im Felde ſieht, ſo

verſteht es ſich, daß fie nicht als Reichsarmee zur Ver:

theidigung Deutſchlands, ſondern zur Zerfleiſchung ſeiner

Eingeweide auf den Beinen find. Das, was man

deutſche Verfaſſung nennt, vermag nicht nur nicht, ſolche

Kriege zu verhüten , ſondern macht ſie vielmehr recht

und geſekmäßig.

Deſto unbeträchtlicher iſt die deutſche Armee, wenn

fie zum Schuße Deutſchlands aufgeboten wird ; denn

wenn die fünffachen Contingente von Brandenburg,

Sachſen, Hannover, Bayern, Heſſen für ſich ſchon Heere

bilden und vereinigt eine furchtbare Armee ſind und die

Ungeſchicklichkeit der damit vereinigten kleineren Contin

gente verſchwinden machen würden, ſo ſind ſie von etwas

ganz Underem als den Gefeßen Deutſchlands abhängig,
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und ihre Mitwirkung zu ſeiner Vertheidigung völlig ſo

unzuverläſſig und zufällig als die Mitwirkung irgend

einer fremden Macht.

Bei den großen Contingenten das öſterreichiſche

nicht darunter begriffen, welches der Kaiſer als Monarch

anderer Königreiche wegen der Schwäche und Unzuver

läſſigkeit des pflichtigen Heeres weit über ſeine ſtändiſchen

Obliegenheiten zu erhöhen genöthigt iſt, um Deutſchland

die Unſtrengungen und den Umfang ſeiner anderweitigen

Macht genießen zu laſſen kann das Reich weder auf

ihre geſetzmäßige Stärke zählen, noch darauf, daß ſie

überhaupt geſtellt werden, 110ch daß nicht der Stand, der

auch ſein Contingent geſtellt hat, mitten im Kriege und

in den gefährlichſten Momenten für ſich Neutralitäts:

und Friedensverträge mit dem Reichsfeinde eingeht und

die angegriffenen Mitſtände ihrer eigenen Schwäche und

der verwüſtenden Übermacht des feindes preisgibt.

Ungeachtet das reichsgeſeßliche Recht der Stände,

I mit auswärtigen Mächten Bündniſſe zu ſchließen und die

i Wahl zwiſchen fremden und Deutſchland zu treffen,

durch die Clauſel , inſofern ſolche Bündniſſe den Pflichten

gegen Kaiſer und Reich nicht widerſprechen “ beſchränkt

iſt, ſo iſt dieſe Clauſel durch die Praxis als einen recht:

lichen Grundſať zweideutig gemacht oder vielmehr eli

minirt, und nicht bloß die That, ſondern ſtändiſche

Reichstagsvota können alſo dahin gehen, daß ihnen ihre

1 ſonſtigen Verbindungen nicht erlauben , an der Aufſtellung

eines Reichscontingents und an der Abführung der Bei

träge zu dem Kriege theilzunehmen .

Dies Zurücktreten bedeutenderer Stände von dem

Untheile an der allgemeinen Vertheidigung verſekt an

dere in einen Zuſtand von Hülfloſigkeit, der ſie nöthigt,

A

1



30 Beſonderer Theil.

ebenfalls ſich der Roth und Gefahr, damit aber auch

ihren Verpflichtungen gegen das Ganze zu entziehen . Es

würde durchaus unnatürlich ſein , zu fordern, daß ſie ſich

auf einen Schuß verließen und dazu beitrügen , der welt:

kundig Llichts ſchüßt und durch das Recht, Bündniſſe

zu ſchließen , geſeßlich und rechtlich verweigert wird.

Unter ſolchen Umſtänden wird es nothwendig, daß die

ſchwächeren ſich unter den Schutz folcher mächtigeren

Mitſtände, die mit dem Feinde freund ſind , begeben und

dadurch gleichfalls die allgemeine Maſſe der gemein

ſchaftlichen Gewalt vermindern : auf welche Weiſe als:

dann jene mächtigen Stände nicht nur dadurch gewinnen,

daß ſie ſich ihre Anſtrengungen erſparen, ſondern daß

ſie auch vom Feinde ſich Vortheile für ihre Unthätigkeit

verſchaffen und endlich , indem ſie die allgemeine Maſſe

zugleich um den Beitrag derjenigen, die ſie unter ihren

Schuß nöthigen, ſchwächen , von dieſen für den geleiſteten

Schuß ebenfalls Nußen ziehen .

Wenn denn auch wirklich mehrere große Contin

gente zuſammengetreten ſind, ſo ſtören das Unſtete ihrer

Verhältniſſe und die Unzuverläſſigkeit ihres Beiſammen:

bleibens die gemeinſchaftliche Wirkſamkeit. Es findet !

über dieſe Truppencorps nicht die freie Dispoſition ſtatt,

welche zur Sicherheit der Ausführung eines Kriegsplanes

nothwendig iſt, und der Plan nicht nur eines feldzuges,

1

ſondern einzelner Operationen erfordert zur That nicht

ſowohl Ordres als Negociation
en

. Es kann auch nicht

fehlen, daß die Berechnung eintritt, ob das Contingent

eines einzelnen Standes zu viel gebraucht, andere da:

gegen geſchont und die Gleichheit des Rechtes verlegt

werde, wie bei anderen Staatsverhäl
tniſſen

ſonſt Streit

i
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um den erſten Plaß der Gefahr und Unzufriedenheit

über den Lichtgebrauch ſtattfand.

Die Eiferſucht der verſchiedenen Corps, die ſich als

verſchiedene Nationen anſehen, die Möglichkeit, daß ſie

in den kritiſcheſten Momenten ſich zurückziehen, alle

dieſe Umſtände machen es nothwendig, daß ein auch der

Zahl und dem militäriſchen Gehalte nach anſehnliches

Reichsheer durchaus keine verhältniſmäßige Wirkung

hervorbringen kann.

Wenn die kriegeriſche Schwäche Deutſchlands weder

eine Folge von feigheit noch der militäriſchen Untaug

lichkeit und der Unbekanntſchaft mit denjenigen Geſchick

lichkeiten iſt, die in neueren Zeiten zum Siege ſo viel

als Tapferkeit beitragen, und bei jeder Gelegenheit die

Reichscontingente die größten Beweiſe ihres Muthes und

militäriſcher Aufopferung geben und ſich des alten

Kriegsruhmes der Deutſchen und ihrer Ahnen würdig er:

weiſen , ſo ſind es die Anordnung des Ganzen und die

allgemeine Auflöſung, welche die Anſtrengungen und

Uufopferungen der einzelnen Menſchen und Corps frucht

los verloren gehen laſſen und einen Unſegen darauf

legen , der, ſie mögen ſich aufs Beſte beſtreben, alle Wir

fung und folgen zu Grunde richtet und ſie einem

Udersmanne gleichſtellt, der das Meer beſät oder den

Felſen umpflügen wollte !
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Die Reichsfinanzen.

In dem gleichen falle, in welchem ſich die

deutſche Staatsgewalt mit der Kriegsmacht befindet, be:

findet ſie ſich mit den finanzen, welche, nachdem die

europäiſchen Staaten ſich mehr oder weniger von der

Lehnsverfaſſung entfernt haben, ein weſentlicher Theil

der Macht geworden ſind, welche ſich unmittelbar in

den Händen der oberſten Staatsgewalt befinden muß.

Zu dem Ertrem der Finanzeinrichtung, nach welchem

jede Ausgabe , die ein öffentliches Amt bis auf den ge

mieinſten Dorfrichter, häſcher und weiter herab oder

irgend ein öffentliches, aber auf ein Dorf ſich einſchrän:

kendes Bedürfniſ erheiſcht, ſowie jede Art von Ein:

künften als Ubgabe zuerſt an die oberſte Staatsgewalt

hinauf und als Staatsausgabe wieder zurück bis in die

kleinſten Zweige des öffentlichen Thuns durch alle Mittel

glieder von Gefeßen, Decreten, Verrechnungen und Be

amten, denen kein Collegium in irgend Etwas ein

höchſter Reſſort iſt, herabfließt, zu dieſem Ertreni

bildet die deutſche Finanzloſigkeit das andere.

Die großen Staatsgegenſtände und Probleme über

die gerechteſte und am Wenigſten koſtſpielige, keinen

Stand vor dem anderen drüdende Art der Abgaben,

Staatsſchulden , Staatscredit, dieſe und andere Dinge, die

in anderen Staaten den Aufwand der größten Talente

erfordern, und in welchen Fehler die fürchterlichſten folgen

haben, dieſe Sorgen plagen Deutſchland nicht.
Es

findet ſich überhaupt weder die überflüſſige Einmiſchung

des Staates in jede öffentlichen Koſten, ſondern ein

Dorf, eine Stadt, die Zunft einer Stadt u . ſ . w . beſorgt

die Finanzſachen
, die nur ſie angehen, ſelbſt, unter der
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allgemeinen Aufſicht, aber nicht unter den Befehlen des

Staates noch aber auch findet eine Finanzeinrichtung,

welche die Staatsgewalt ſelbſt beträfe , ſtatt.

Die ordentlichen Finanzen Deutſchlands ſchränken

ſich eigentlich allein auf die Kammerſteuern ein, welche

von den Ständen zur Erhaltung des Kammergerichtes

entrichtet werden. Sie ſind demnach ſehr einfach, und

kein Pitt iſt erforderlich , ſie zu dirigiren. * )

Selbſt wegen jener einzigen Finanzeinrichtung, der

Kammerzieler, erheben ſich häufige Klagen, daß fie

ſchlecht bezahlt werden , und merkwürdig zur Charakteri:

ſirung der deutſchen Verfaſſung iſt der Grund, aus

welchem Brandenburg die Erhöhung derſelben , die vor

mehreren Jahren verabſchiedet wurde, nicht bezahlt :

weil es nämlich zweifelhaft iſt, ob in ſolchen Dingen,

als allgemeine Beiträge zu den Staatsbedürfniſſen, die

Majorität der Stimmen für den Einzelnen verbindlich iſt.

Wo dies zweifelhaft iſt, da fehlt dasjenige, was allein

einen Staat ausmacht: Einheit desſelben in Beziehung

auf die Staatsgewalt .

Nach dem Grundſaße der Lehnsverfaſſung werden

die Contingente von den Ständen ſelbſt bezahlt und mit

allem Nothwendigen verſehen . Es iſt ſchon oben er

innert worden, daß das dringende Bedürfniß im lekten

Kriege mehrere Stände veranlaßt hat, die Ausübung des

Rechtes des leßten Duncts aufzugeben und den vortheil

haften Uusweg einer Privatübereinkunft wegen gemein

ſchaftlicher Verpflegung mit dem Reichsoberhaupte zu

*) Die regelmäßigen Koſten des anderen oberſten Reichs.

gerichtes werden ohnehin vom Katſer getragen. Es iſt in neueren

Zeiten der Anfang gemacht worden, durch Verſteigerung von

heimgefallenen Reichslehen einen fonds hierzu zu gründen .
"za

vi
nd
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treffen, ſowie auch kleinere Stände von ihrem Rechte,

ſelbſt ihre Soldaten ins Feld zu ſtellen, diesmal keinen

Gebrauch machten und mit größeren Ständen ſich dahin

abfanden, daß dieſe für Aufſtellung des den kleineren

Ständen obliegenden Contingents ſorgten . Man ſieht,

daß -- wenn hierin eine Dämmerung zu einer Verwand

lung der durch die Stände zu beſorgenden Stellung der

Contingente und Lieferung ihrer Bedürfniſſe in Geld

beiträge an den gemeinſchaftlichen Mittelpunct, der als:

dann das zu Leiſtende übernimmt und es anordnet, und

das Beginnen eines Überganges der vereinzelten und

gewiſſermaßen perſönlichen Leiſtungen in eine echte Staats:

einrichtung in Beziehung auf Kriegs- und Finanz:

weſen und der Übertragung des lekteren an das Ober

haupt, wodurch der Begriff eines Staates allein ſich

realiſirt, läge dies ganze Verhältniß theils nur un

bedeutende Stände betroffen hat, theils eine Sache des

vorübergehenden Zufalles geweſen iſt.

Was die Koſten betrifft, die zu denjenigen Seiten

eines modernen Krieges, welche durch die Stellung von

Soldaten nicht befriedigt werden, unter der Benennung

von Römermonaten zuſammengeſchoſſen werden ſollen,

ſo hat es eben dieſelbe Bewandtniß wie mit der Stellung

der Contingente . Nach den Rechnungen dieſer, des

deutſchen Reiches Kriegs-Operations:Taſſen -Gelder hat

es ſich gezeigt, daß etwa die Hälfte desjenigen, was be:

ſchloſſen worden iſt, einging . In den leßten Monaten

des Krieges vor Eröffnung des raſtatter Congreſſes

gaben die öffentlichen Bekanntmachungen der baaren

Caſſenbeſtände die ganzen Summen von dreihundert,

vierhundert Gulden an, und wenn in anderen Staaten

der Beſtand der oberſten Kriegscaſſe, beſonders wenn er

1
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ſo gering ſein ſollte, eben nicht öffentlich bekannt gemacht

wird, ſo hat dieſe Bekanntmachung beim deutſchen Reiche

auf die feindlichen Kriegs- und Friedensoperationen gegen

die Reichsoperationen weiter keinen Einfluß .

Die Grundfäße, die hierin herrſchen, daß die Bes

ſchlüſſe der Majorität für die Minorität keine verbin

dende Kraft haben, daß ſich wegen anderweitiger Ver

bindungen in die von der Majorität beſchloſſenen Uus

ſchreibungen von Römermonaten nicht eingelaſſen werden

könne, ſind dieſelben, die in Rückſicht auf die ſtändiſchen

Pflichten wegen der Kriegsmacht gelten.

Wenn es ehemals in Rückſicht auf die Finanzen

eine Art von Staatsmacht in den Reichszöllen, Abgaben

der Reichsſtädte und dergleichen gab, ſo waren jene

Zeiten doch ſo durchaus von der Idee eines Staates

und dem Begriffe eines Augemeinen entfernt, daß dieſe

Einkünfte als vollkommenes Privateigenthum des Kaiſers

betrachtet wurden und der Kaiſer die Einkünfte ver

kaufen, was aber ganz unbegreiflich iſt, die Stände ſie

kaufen oder zu einem in der Folge unablöslich gemachten

Pfande machen konnten , ſowie auch unmittelbare Staats:

gewalt gekauft oder zum Pfande genommen wurde. Ein

ſtärkerer Zug von Barbarei eines Volkes, das einen

Staat bildet, läßt ſich nicht auftreiben .

Es iſt jedoch nicht zu leugnen, daß das Bedürfniſ,

Finanzen für Deutſchland zu erſchaffen, von Zeit zu Zeit

gefühlt und Vorſchläge gemacht worden ſind, Geld

quellen für das Reich als einen Staat zu gründen . Weil

zugleich die Stände nicht geſonnen ſein konnten, dieſe

Geldmacht durch Gefeße zu Beiträgen zu bewerkſtelligen,

indem damit etwas der Einrichtung, wie ſie in einem

Staate iſt, Ähnliches zu Stande gekommen wäre, ſo

3 *
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müßte beides vereinigt werden : einen bleibenden Fonds

für den Staat zu finden und die Stände weder zu be

ſchweren, noch auf irgend eine Weiſe zu verbinden . Weil

der Umſtand, daß die Stände weder beſchwert, noch ver

bunden würden, der hervorſtechendſte, es alſo mit dem

Ganzen weniger Ernſt als ein frommer Wunſch war,

mit welcher Art von Wünſchen die wahre, inwendig

liegende Gleichgültigkeit für den Gegenſtand, dem der

Wunſch gilt, und wenigſtens der feſte Entſchluß, ſich es

Nichts koſten zu laſſen , hinter eine ganz beſonders pa:

triotiſch ſich anſtellende Weiſe und Miene verborgen zu

werden pflegt ſo iſt nicht zu zweifeln, daß, wenn das

Reich mit einer finanzeinrichtung gerade ſich beſchäftigte,

in einer Geſellſchaft von ehrlichen Reichsbürgern der

jenige, der zum Beſten des deutſchen Reiches den Wunſch

vorbrächte, daß ein Goldberg in Deutſchland aufwachſen

und jeder · Ducaten, der aus ihm geprägt und, das erſte

Mal ausgegeben, nicht fürs Reich verwendet würde, ſo:

gleich als Waſſer verlaufen ſollte, ein ſolcher Wünſchender

für den größten deutſchen Patrioten, der je exiſtirt habe,

angeſehen würde, weil ſie im erſten Moment das Ge

fühl, auf ſolche Art Nichts bezahlen zu müſſen, vor der

Beſinnung haben würden, daß durch einen ſolchen

Wunſch kein Pfennig in die Reichscaſſe kommen und,

wenn die Beſinnung wirklich einträte, ſie doch nichts Un

deres ausgeſprochen finden konnten, als was ſie ſelbſt

ungeachtet ihrer Worte wollten .

Hiervon abgeſehen, ſo haben ältere Reichstage für

das Bedürfniß eines ſolchen fonds keine ſolche idealen,

bloß eingebildeten Quellen , ſondern, ohne daß doch irgend

ein Stand von dem Seinigen Etwas aufzuopfern hätte,

wirkliche, exiſtirende Länder, eigentliche Realitäten zur
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Beſtreitung reichsangelegenheitlicher Unkoſten , wie jene

Jäger einen reellen, keinen eingebildeten Bären zur Be:

zahlung ihrer Zeche, beſtimmt.

Es iſt vor mehreren hundert Jahren ein Beſetz

gemacht worden, daß zur Errichtung eines Reichsfonds

alle diejenigen Länder beſtimmt werden ſollten, welche

in fremder Nationen Hände gerathen ſind, wenn ſie das

deutſche Reich wieder an ſich bringt, und in den Kriegen

ſelbſt, in welchen alſo die Gelegenheit vorhanden war,

daß das deutſche Reich ſie wieder an ſich brächte, hat es

ſich immer ſo einzurichten gewußt, daß es noch mehr

verloren, alſo den Reichsfonds vergrößert hat . Somit

muß auch der Verluſt des linken Rheinufers von einer

tröſtlicheren Seite angeſehen werden, nämlich als ein Weg

der Möglichkeit der Gründung eines Reichsfonds.

Wenn ſolche zu ihrer Zeit gründliche Gedanken

und man kann ſicher ſein, daß, wenn noch jeßt einem

deutſchen Staatsrechtslehrer von dem unſeligen Mangel

der Finanzen geſprochen würde, er die Vollkommenheit

auch dieſer Seite der deutſchen, Reichsverfaſſung mit dem

aufgezeigten Wege vindiciren würde noch fähig wären,

daß der in ſolchen Hoffnungen fanguiniſche deutſche

Charakter bei dem jeßigen politiſchen Zuſtande Europas

und Deutſchlands auf ſie eine Hoffnung feßen könnte, ſo

können ſie doch bei der Erwägung, ob Deutſchland die

Urt von Macht, die in unſeren Zeiten zum Weſen eines

Staates gehört, eine Geldmacht, in der That und in

jebiger Zeit, in welcher wir ſprechen, beſike, nicht ge

rechnet werden .

Sonſt gab es eine beſondere Art, wenn nicht

in einem auswärtigen Kriege, ſondern in einem gegen

einen rebelliſchen und geächteten Stand ein anderer
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Stand für den Staat Koften hatte, dieſe allgemeine Uus:

gabe zu tragen und den lekteren zu entſchädigen. Wenn

nämlich Erecutionen von Achtserklärungen und anderen

reichsgerichtlichen Beſcheiden, was nicht immer der fall

war, wirklich in Gang gebracht wurden, fo fielen die

Unkoſten der unterliegenden Partei, wenn ſie nämlich

nicht bloß im Rechte, ſondern auch im Kriege unterlag,

zur Laſt. * ) Jene Art, die Erecutionskoſten bezahlt zu

machen , war in älteren Zeiten ein mächtiger Sporn,

eine Achtserklärung zuweilen wirklich zu exequiren, indem

der erequirende Theil ohne weiteres Recht und ſonſt

nähere Rechnung die Länder des erequirten Theiles be

hielt : wie die Schweizer in den Beſitz des größten Theiles

der alten habsburgiſchen Stammbeſißungen, Bayern in

den Beſik von Donauwörth u. f. w . kam.

Eine Menge, die durch dieſe Auflöſung der Kriegs

macht und Mangel an Finanzen keine Staatsgewalt zu

bilden gewußt hat, iſt unvermögend, ihre Unabhängig

keit gegen auswärtige Feinde zu vertheidigen . Sie muſ

dieſelbe nothwendig, wenn nicht auf Einmal, doch nach

und nach, zu Grunde gehen ſehen, im Kriege allen

Plünderungen und Verwüſtungen ausgeſeßt ſein , muß

nothwendig die Hauptkoſten desſelben für freund und

feind tragen , muß Provinzen an auswärtige Mächte

verlieren und bei vernichteter Staatsgewalt über die ein :

zelnen Glieder und verlorener Oberherrlichkeit über die

Vaſallen Nichts als ſouveräne Staaten in ſich ſchließen ,

die als ſolche nach der Macht und Liſt ſich gegen ein:

ander verhalten, deren ſtärkere ſich ausbreiten, und deren

*) Das Reichserecutionsheer des ſiebenjährigen Krieges er :

htelt für ſeine Mühe keinen Schadenerſatz, i
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ſchwächere verſchlungen werden, während die bedeutenderen

gegen eine große Macht doch wieder unmächtig ſind .

Das Reichsgebiet.

Die Länder, welche das deutſche Reich in dem

Fortgange mehrerer Jahrhunderte verloren hat, machen

eine lange traurige Liſte aus. Die Staatsrechtslehrer, theils

weil überhaupt die Gefeße der Verfaſſung und der Or

ganiſation der Staatsgewalt zu nichte geworden ſind und

Wenig oder Nichts abzuhandeln geben, müſſen ſich an

die Beſchreibung der leer und bedeutungslos gewordenen

Zeichen als Inſignien deſſen, was war, und der An

ſprüche halten, theils führen dieſe Anſprüche eben die

tröſtende Rührung mit ſich , mit welcher ein verarmter

Edelmann die lekten Überreſte ſeiner verſchwundenen

Uhnen bewahrt, ein Troſt, der den Vortheil hat,

ſicher und ungeſtört zu bleiben . Sowenig dieſe Gemälde

den jeßigen Beſitzern ihrer Rittergüter Einſprüche zu

machen vermögen, ſo wenig haben die ſtaatsrechtlichen

Anſprüche des deutſchen Reiches je einem Miniſter Be:

ſorgniſſe gemacht, von ihm einen Widerſpruch zu er

warten. Beide, der Edelmann und der Staatsrechts

lehrer, können ſich ruhig ihren unſchuldigen und harm

loſen Ergöglichkeiten überlaſſen.

Wenn die Staatsrechtslehrer ſich noch damit ver

gnügen, die Anſprüche des heiligen römiſch -deutſchen

Reiches auf Ungarn, Polen , Preußen, Neapel u. ſ. w.

auseinanderzuſeßen , ſo iſt auch über die politiſche Un

wichtigkeit ſolcher Rechte zu bemerken, daß ſie nicht ſo:
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V

wohl das deutſche Reich als ſolches, ſondern vielmehr

das römiſche Kaiſerthum, das haupt der Chriſtenheit

und den Herrn der Welt, angehen, und daß der römiſche

Kaiſer und in Germanien König, wie ſein Titel es aus:

fagte, dem Weſen nach getrennt waren. Das deutſche

Reich konnte weder das Intereſſe, noch den Willen, noch

ſpäterhin die Kraft haben, dasjenige, was zur Ober

herrſchaft des Kaiſers gerechnet werden konnte , und eine

folche unnatürliche Vereinigung von Ländern , deren geo

graphiſche Lage ebenſo als die Individualität der Völker

fie trennte, zu behaupten, um ſo weniger, da es ſelbſt

diejenigen Länder, welche integrirende Theile von ihm

waren, weder erhalten wollte noch konnte .

Von der Verbindung des lombardiſchen König

reiches haben ſich noch bis auf die lekten Zeiten Spuren

erhalten, aber man kann es als einen weſentlichen Theil

des eigentlichen deutſchen Königreiches um ſo weniger

betrachten, da ſowohl es ein eigenes Königreich war,

als die deutſche Reichsſtandſchaft, die einigen von deſſen

Staaten zukam, ſchon längſt ihre Kraft verloren hatte.

Aber in Anſehung der zum deutſchen Reiche weſent

lich gehörigen und Reichsſtandſchaft beſißenden und aus:

übenden Länder hat ſich faſt jeder Krieg des Reiches

mit dem Verluſte einiger derſelben geendigt.

Dieſer Verluſt begreift eigentlich zweierlei Arten in

fich : nämlich außer der eigentlichen Unterwerfung deut:

ſcher Länder unter fremde Oberherrſchaft und gänzlicher

Losreißung derſelben von allen Rechten und Pflichten

gegen das Reich muß als Verluſt für den Staat ange

ſehen werden, daß ſo viele Länder zwar in aller bisher

rechtlichen und ſcheinbaren Beziehung gegen Kaiſer und

Reich geblieben ſind, aber fürſten erhielten, welche, indem
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fie Mitglieder des Reiches wurden oder waren , zugleich

Monarchen unabhängiger Staaten ſind. Dieſer Umſtand

iſt es, der ſcheinbar kein Verluſt iſt, ſondern ſcheinbar

Alles beim Alten ließ , aber den Zuſammenhang des

Staates in ſeinen Grundpfeilern untergraben hat, weil

dieſe Länder dadurch von der Staatsgewalt unabhängig

geworden ſind.

Ohne in ältere Zeiten zurückzugehen, geben wir

nur eine kurze Überſicht davon, wie vom weſtfäliſchen

frieden an die Ohnmacht Deutſchlands und das noth

wendige Schidfal desſelben im Verhältniſſe zu auswär

tigen Mächten ſich geäußert haben . Es kann natürlich

nur von ſeinem Länderverluſte in den Friedensſchlüſſen die

Rede ſein ; denn der Schade durch den Krieg iſt für alle

Angabe unermeßlich .

Jm weſtfäliſchen Frieden verlor ſich nicht nur alle

Verbindung der Vereinigten Niederlande mit dem deut

fchen Reiche, ſondern auch der Schweiz, deren Unab

hängigkeit ſchon längſt in der Praris ſtattgefunden hatte,

aber jeßt förmlich anerkannt wurde : ein Verluſt nicht

des Beſißes, ſondern von Anſprüchen, der an ſich nicht

bedeutend, aber dem deutſchen Reiche wichtig iſt, das oft

gezeigt hat, daß Chimären von Anſprüchen und Rechten ,

die aller Realität entbehren, von ihm für höher gehalten

werden als ein wirklicher Beſik .

So trat auch Deutſchland jeßt an Frankreich die

Bisthümer Meß, Toul und Verdun förmlich ab, die

es ſchon ein Jahrhundert lang vorher verloren hatte.

Ein wirklicher Verluſt aber fürs Reich war die Abtre :

tung der Landgrafſchaft Elſaß, nämlich ſoweit Öſter

reich ſie beſeffen hatte, und der Reichsſtadt Biſanz an

Spanien.
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Dieſe Länder traten aus aller Verbindung mit

Deutſchland . Allein mehrere als dieſe blieben zwar in

ihrer rechtlichen und theoretiſchen Abhängigkeit, aber der

Umſtand, daß ihre Fürſten zugleich fremde Monarchen

waren , legte den Grund zu ihrer reellen Trennung in

der Praris. An Schweden nämlich kamen Vorpommern,

ein Theil von Hinterpommern, das Erzbisthum Bremen,

das Bisthum Verden und die Stadt Wismar. An den

Markgrafen von Brandenburg, Herzog und nachmals

König von Preußen, kamen das Erzbisthum Magde

burg, das Bisthum Halberſtadt, Kammin und Minden. *)

Außer dieſer angeführten Verminderung gingen

noch mehrere beſondere Stände ein, Schwerin , Raße:

burg u. ſ. w .

Ebenſo zerſtörend für den deutſchen Staat war der

Umſtand, daß das deutſche Reich fremden Mächten, nach :

dem dieſe ſowohl mit Gewalt als gerufen ſich in Deutſch

lands Ungelegenheiten gemiſcht, es von einem Ende

zum anderen verwüſtet hatten und den frieden mehr

oder weniger dictirten, in dieſem Frieden über ſeine Ver

faſſung und inneren Verhältniffe die Garantie übertrug !

und damit ſeine Unfähigkeit, ſich ſelbſt als Staat und

Verfaſſung zu erhalten , anerkannte, ſowie es feine in

neren Ungelegenheiten dem Intereſſe fremder preisgab .

Andere innere Schwächungen waren die Ertheilung

von Uppellationsprivilegien an mehrere Länder, zum Theile

*) Wäre der fürſt von Brandenburg auch nicht zugleich

ein Souverän geweſen, ſo würde dieſe Verminderung der Zahl

deutſcher Stände und ihre Verſchmelzung in Eine Maſſe nur eine

wenig verſchiedene Wirkung hervorgebracht habent , nämlich eine

Staatsmacht zu bilden , die nunmehr der deutſchen Staatsgewalt

die Unterwürfigkeit verweigern und ihr Widerſtand leiſten konnte,

was eben dieſelbe , unter mehrere vertheilt , nicht konnte .

1
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auch die Verſtattung der Wahl des Reichsgerichtes, vor

welchem der Beklagte belangt ſein wollte, - indem der

Beklagte durch Verzögerung der Wahl den Rechtsgang

um ſo mehr verzögern fann - noch mehr als dies

Ulles die Feſtſeßung des Rechtes, daß nicht nur in Reli

gionsſachen , und zwar auch in denjenigen, welche ganz

den äußeren Religionszuſtand, das Reinweltliche des :

ſelben, betreffen, ſondern auch in anderen, das ganze

Reich angehenden Gegenſtänden die Mehrheit der Stimmen

auf dem Reichstage nicht verbindend ſein ſollte, daß das

deutſche Reich ſeine an Reichsſtädte verpfändeten Souve

ränetätsrechte nicht mehr einlöſen dürfe u. ſ. w .

Im nächſten Friedensſchluſſe, nämlich im nim

wegiſchen, der ohne Reichsdeputation zu Stande kam ,

aber pom Reiche ratificirt wurde , – und damit auch die

Clauſel desſelben , daß von Reichswegen kein Widerſpruch

gegen denſelben ſollte angenommen werden wurde

die hoheit des Reiches über die Grafſchaft Burgund auf

gegeben, einige Striche Landes im nördlichen Deutſchland

wechſelten ihre Herren, und im ſüdlichen änderten ſich

die Beſaßungsrechte frankreichs in einigen Feſtungen.

Das deutſche Reich bietet aber außer ſeinem Ver

luſte in Friedensſchlüſſen ihm ganz eigene Erſcheinungen

dar, welche bei anderen Staaten nicht leicht vorkommen :

im tiefſten Frieden, nämlich nach dem nimwegiſchen

Friedensſchluſſe, gingen zehn Reichsſtädte des Elſaſſes

und andere Landſchaften an Frankreich verloren .

Der ryswyker Friede wurde ſo im Beiſein einer

Reichsdeputation geſchloſſen, daß dieſe nicht zu den Con

ferenzen mit den auswärtigen Geſandten zugelaſſen,

ſondern nach dem Gutbefinden des kaiſerlichen Nach :

richten erhielt und um Beiſtimmung angeſprochen wurde.
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Dieſer Friedensſchluß beſtätigte die franzöſiſche Beſibnahme

jener Länder, erwarb dagegen dem Reiche eine Reichs:

feſtung, Kehl, enthielt aber die berühmte Clauſel wegen

des Religionszuſtandes in den eroberten, von Frankreich

zurückgegebenen Ländern, welche den proteſtantiſchen

Ständen ſo viel zu thun gab und über die Pfalz ſo viel

Unheil bringen half.

An den badener Friedensunterhandlungen nahm

keine Reichsdeputation Antheil, und der Friedensſchluß

ſelbſt brachte auch keine unmittelbare Veränderung für

das deutſche Reich hervor. Öſterreich bekam Breiſach

und freiburg zurüc.

Dies iſt eigentlich der lekte friede, den das deutſche

Reich geſchloſſen hat. Wenn man alſo nach einer tabel

lariſchen Überſicht über die Reichsgeſchichte vom badener

frieden bis zu dem ſiebenjährigen Reichskriege weder

Kriegserklärungen noch Friedensſchlüſſe findet, ſo müßte

man glauben, Deutſchland habe in dieſem langen Zeit:

raume des tiefſten Friedens genoſſen, während ſein Boden

ſo ſehr als je der Schauplaß von Schlachten und Ver:

heerungen geweſen iſt.

Die Friedensſchlüſſe, welche Schweden nach dem

Tode Carls XII. mit Hannover, Dreußen, Dänemark

und Rußland machte , benahmen ihm nicht nur den durch

ſeinen tapferen König erzwungenen Plaß unter den

Mächten Europas, ſondern es verlor auch ſeine Macht

in Deutſchland ; aber durch den leßteren Umſtand ge

wann die deutſche Staatsmacht Nichts : denn die Länder,

welche Schweden verlor, kamen an deutſche Fürſten,

welche in ſeine Stelle der furchtbarkeit für Deutſchlands

Einheit traten .
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Jm wiener Frieden verlor Deutſchland Lichts als

die Beziehung Lothringens, die ohnedies gering war. Es

kam nicht zur Ratification dieſes Friedens durch das Reich .

In dem öſterreichiſchen Succeſſionskriege warDeutſch:

land das Theater langwieriger Verheerungen. Seine

größten Fürſten waren darein verwickelt. Es ſchlugen

ſich die Heere auswärtiger Monarchen auf ſeinem Boden,

und dennoch war das deutſche Reich im tiefſten Frieden.

Die an Schwedens Stelle getretene Macht Preußen ver

größerte ſich in dieſem Kriege .

Viel verheerender noch , beſonders fürs nördliche

Deutſchland, war der ſiebenjährige Krieg. Das deutſche

Reich führte zwar diesmal auch Krieg, und zwar einen

Uchtsexecutionskrieg, aber ſeine Feinde thaten ihm nicht

einmal die Ehre an , anzuerkennen, daß es Krieg führe ,

oder Frieden mit ihm zu ſchließen .

Der lüneviller Friede hat endlich Deutſchland nicht

nur viele Rechte der Oberherrlichkeit in Italien ge

nommen , ſondern ihm das ganze linke Rheinufer ent

riſſen , ſchon für ſich die Unzahl ſeiner Fürſten vermin

dert und einen Grund gelegt, der die Zahl ſeiner Stände

noch um viele vermindern und die einzelnen Theile dem

Ganzen und den kleineren Ständen um ſo furchtbarer

machen wird.

Ein Land, deſſen eine Hälfte im Kriege fich ent

weder ſelbſt unter einander herumſchlägt oder die allge:

meine Vertheidigung aufgibt und durch Neutralität die

andere dem Feinde preisgibt, muß im Kriege zerfleiſcht,

im Frieden zerſtückelt werden, weil die Stärke eines

Landes weder in der Menge ſeiner Einwohner und

Krieger, noch ſeiner fruchtbarkeit, noch ſeiner Größe be

ſteht, ſondern allein in der Art, wie durch vernünftige
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Verbindung der Theile zu Einer Staatsgewalt alles Dies

zum großen Werke der gemeinſamen Vertheidigung ge

braucht werden kann.

Die Reicisgeſetzgebung und die Reichsjuſtiz.

Wenn nun Deutſchland in ſeiner Kriegs- und Geld

macht keine Staatsgewalt in ſich bildet und deswegen

nicht als Ein Staat, ſondern als eine Menge von un

abhängigen Staaten angeſehen werden muß , von denen

die größeren auch äußerlich unabhängig handeln , die

kleineren aber irgend einem großen Zuge folgen müſſen

und die Uffociationen, welche zuweilen zu irgend einem

beſtimmten Zwecke unter dem Namen des deutſchen

Reiches zu Stande kommen , immer partiell und nach

dem eigenen Gefallen der Verbündeten geſchloſſen werden,

ſo entbehren dieſe Aſſociationen alles Vortheiles, welchen

die Coalitionen anderer Mächte haben können. Denn

in ſolchen Coalitionen , wenn ſie auch von keiner langen i

Dauer ſind und ſelbſt, ſolange ſie beſtehen , in gewiſſen

fällen , wie in Kriegen, nicht mit dem Erfolge und Nach:

drucke wirken, als wenn eben dieſelbe Macht völlig unter

Einer Regierung ſtände, werden zu demjenigen, was der |

Zweck der Coalirten iſt, mit Verſtand die dienlichſten

Maßregeln und Mittel ergriffen, und darnach Alles

auf den Zweck hin eingerichtet. Die Coalitionen der

deutſchen Stände ſind aber durch ſolche formalitäten ,

Beſchränkungen, unendliche Rückſichten gebunden, die ſie

ſich zu dieſem Ende erſchaffen haben, daß dadurch alle

Wirkung der Coalition paralyſirt und es ſchon im Voraus
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unmöglich gemacht wird, dasjenige zu erreichen , was ſie

ſich vorgeſeßt hat .

Was das deutſche Reich als ſolches thut, iſt nie

mals ein Thun des Ganzen, ſondern einer mehr oder

weniger Umfang habenden Aſſociation. Die Mittel,

dasjenige zu erreichen , was die Theilhaber an derſelben

anordnen, werden aber nicht für dieſen Zweck genommen,

ſondern es iſt die erſte und die einzige Sorge, daß auf

diejenigen Verhältniſſe der Verbundenen gehalten werde,

welche das Getrenntſein derſelben und, daß ſie nicht

aſſociirt ſind, beſtimmen .

Solche Affociationen gleichen einem Haufen runder

Steine, die ſich zu einer Pyramide zuſammenthun ; aber

weil ſie ſchlechthin rund und, ohne ſich zu fügen, bleiben

ſollen , ſo rollt die Pyramide, ſobald ſie ſich zu dem

Zwecke, zu dem ſie ſich gebildet hat, zu bewegen an

fängt, aus einander oder kann wenigſtens keinen Wider

ſtand leiſten. Durch eine ſolche Einrichtung entbehren

dieſe Staaten nicht nur des unendlichen Vortheiles, den

eine Staatsverbindung hat, ſondern auch des Vortheiles

der Unabhängigkeit, ſich zu einzelnen gemeinſchaftlichen

Zwecken mit anderen verbinden zu können : denn für

dieſen fall haben ſie ſich Feffeln angelegt, wodurch jede

Vereinigung zu nichte wird oder ſchon in ihrem Be:

ginnen Nichts iſt.

Ungeachtet nun auf dieſe Weiſe die deutſchen Stände

ihre Vereinigung aufgehoben und ſich ſelbſt die Möglich :

keit, ſich für vorübergehende, augenblickliche Zwecke nach

Bedürfniß und Roth mit Verſtand zu verbinden , ver

ſchließen, ſo iſt doch die Forderung vorhanden, daß

Deutſchland ein Staat ſein ſoll . Es iſt der Widerſpruch

aufgeſtellt, die Verhältniſſe der Stände ſo zu beſtimmen ,
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daß kein Staat möglich oder wirklich iſt und doch Deutſch

land ſchlechthin als ein Staat gelten ſoll. Es will ſich

ſchlechthin für Einen Körper anſehen . Dieſer Geiſt hat

Deutſchland ſeit Jahrhunderten in eine Reihe von In:

conſequenzen geworfen und es unglüdlich gemacht.

Die Auflöſung des Problems, wie es möglich

wäre, daß Deutſchland kein Staat und doch ein Staat

fei, ergibt ſich ſehr leicht, daß es ein Staat iſt in Ge

danken und kein Staat in der Wirklichkeit, daß forma

lität und Realität ſich trennen , die leere formalität dem

Staate, die Realität aber dem Nichtſein des Staates zugehört.

Das Syſtem des Gedankenſtaates iſt die Organi

ſation einer Rechtsverfaſſung, welche in demjenigen, was

zum Weſen eines Staates gehört, keine Kraft hat. Die

Obliegenheiten eines jeden Standes gegen Kaiſer und

Reich , gegen die oberſte Regierung, welche im Ober

haupte in Verbindung mit den Ständen beſteht, ſind

durch eine Unendlichkeit von feierlichen und grundgeſek :

lichen Acten aufs Genaueſte beſtimmt. Dieſe Pflichten

und Rechte machen ein Syſtem von Geſetzen aus, welchem

gemäß das ſtaatsrechtliche Verhältniß eines jeden Standes

und die Verbindlichkeit ſeines Leiſtens aufs Genaueſte

feſtgeſeßt ſind, und nur nach dieſen geſeßlichen Beſtim

mungen ſoll der Beitrag jedes einzelnen Standes für das

Allgemeine geſchehen. Die Natur dieſer Geſeßlichkeit

beſteht aber darin, daß das ſtaatsrechtliche Verhältniß

und ſeine Obliegenheiten nicht nach allgemeinen, eigent

lichen Gefeßen beſtimmt ſind, ſondern nach Art der

bürgerlichen Rechte das Verhältniß jedes Standes zum

Ganzen etwas Beſonderes in Form eines Eigenthums

iſt. Hierdurch wird die Natur der Staatsgewalt weſent

lich afficirt.

i

!

1

1
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Ein Act, der von der Staatsgewalt ausfließt, iſt

ein allgemeiner, und durch ſeine wahre Allgemeinheit

enthält er zugleich die Regel ſeiner Anwendung in ſich .

Dasjenige, was er betrifft, iſt ein Allgemeines, ſich ſelbſt

Gleiches. Der Act der Staatsgewalt trägt eine freie und

allgemeine Beſtimmtheit hinein, und ſeine Ausführung

iſt zugleich ſeine Anwendung, ſowie ſeine Anwendung,

weil in demjenigen, worauf er ſich anwendet, nichts

Unterſcheidbares iſt, in dem Uct ſelbſt beſtimmt ſein

muß und kein ſpröder und ungleicher Stoff ſeiner Un

wendung widerſteht.

Wenn von der Staatsgewalt der Uct ausfließt, daß

der hundertſte Mann von beſtimmtem Alter als Soldat

ſich ſtellen , oder daß ein gewiſſes Procent vom Ver

mögen oder eine beſtimmte Abgabe von jeder Hufe

Landes bezahlt werden ſoll, ſo iſt dasjenige, worüber

decretirt wird, ganz im Augemeinen Menſchen von be

ſtimnitem Alter, Vermögen oder Land, und es iſt kein

Unterſchied unter Menſchen und Menſchen, Vermögen

und Vermögen, Land und Land. Die Beſtimmtheit, die

in die ſich gleiche Fläche kommt, kann rein durch die

Staatsgewalt geſeßt werden. Der hundertſte Menſch,

das fünfte Procent u. f. w. ſind dieſe ganz allgemeinen

Beſtimmtheiten, die in den ſich gleichen Stoff einzutragen

keiner beſonderen Anwendung bedürfen ; denn es ſind

keine Linien beſchrieben, die erſt auszulöſchen, oder denen

die beſtimmten anzupaſſen wären, wie auf einen Baum

ſtamm die gerade Linie, nach welcher er behauen

werden ſoll.

Wenn aber dasjenige, worauf ſich das Geſek an :

wenden fou, für dieſes Geſetz ſelbſt mannigfaltig bes

ſtimmt iſt, ſo kann das Geſetz nicht die Regel der An

4
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wendung in ſich vollſtändig enthalten, ſondern im Gegen:

theile, es gibt für jeden beſonderen Theil des Stoffes

eine eigene Anwendung, und zwiſchen das Gefeß und

ſeine Ausführung tritt der eigene Act der Anwendung,

welcher der richterlichen Gewalt zukommt.

Ein Reichsgeſek kann deswegen nicht, wie für eine

unbeſchriebene Tafel, die allgemeine Regel der Linien

und Abtheilungen, die darin zu machen ſind, geben oder

nach einer ſolchen einen und ſelben Regel die wirkliche

Einrichtung ausführen, ſondern einem Reichsgeſeke ſteht

die Materie, für welche es gemacht wird, in ihren eigen

thümlichen, ſchon vorher gegebenen Beſtimmtheiten ent:

gegen, und vor ſeiner Ausführung iſt erſt die Möglich

keit auszumitteln, wie die beſondere Linie und Geſtalt,

welche ein jeder Theil trägt, mit der vom Geſeke vor:

geſchriebenen ſich fügen könne, oder wieviel Verbindlich

keit das allgemeine Geſetz für Jeden habe . Dies hat,

im Falle ſich Widerſprüche ergeben, eine richterliche Ger

walt auszumitteln , und in Abſicht auf dieſe Uusmittelung

ergibt ſich eigentlich, daß dieſelbe allerdings ſtatthaben

foll, aber daß ſie fürs erſte ſo organiſirt iſt, daß ihr

wenig auszumitteln möglich iſt, zweitens daß das, was

ſie theoretiſch ausgemittelt hat, wieder nicht realiſirt wird,

eine Ausmittelung in Gedanken bleibt, endlich daß das

ganze Geſchäft der Uusmittelung dadurch nur etwas

weniger als unmöglich gemacht wird, daß die beſondere

Beſtimmtheit, welche die Materie hat, gegen ein allge:

meines Geſet im Verhältniſſe einer geraden Linie gegen

einen Kreisbogen iſt, ſo daß ſchon zum Voraus eine

Unvereinbarkeit dieſer Beſtimmtheit des allgemeinen Stoffes

der Staatsgewalt mit einem Gefeße derſelben beſteht.

Auf dieſe Weiſe ſind der Gedankenſtaat und das Syſtem
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des Staatsrechtes und der Staatsgeſeke die gerade Linie,

das aber, worin ſich der Gedankenſtaat realiſiren ſoll ,

hat die Geſtalt einer Kreislinie. Man weiß, daß beide

Linien incommenſurabel ſind, und daß ſich dieſe Kreis

geſtalt auch nicht de facto zu dieſer Unvereinbarkeit mit

der geraden Linie macht. Sie trägt nicht die Form von

Gewalt, Widerrechtlichkeit und Willkür, ſondern die Eigen:

ſchaft, daß ſie dieſe incommenſurable Linie iſt, iſt gleich

falls in die Rechtsform erhoben : ſie handelt rechtlich,

indem ſie ſich mit dem Staatsrechte, geſeßlich, indem ſie

ſich mit den Staatsgeſeßen verträgt.

Daß alſo das Problem, wie Deutſchland ein

Staat und zugleich kein Staat ſei, gelöſt werde, muß es,

inſofern es ein Staat wäre, bloß als Gedankenſtaat

eriſtiren, das Lichtſein des Staates aber die Realität

haben. Damit nun der Gedankenſtaat für ſich ſei, muß

die richterliche Gewalt, welche den Widerſpruch aufheben

und das, was nur Gedanke iſt, auf die Wirklichkeit an

wenden, ihn alſo realiſiren und die Wirklichkeit ihm ge

mäß machen wollte, ſo beſchaffen ſein, daß auch ihre

Anwendung nur ein Gedanke bleibt und alſo die allge:

meinen Ordnungen, durch welche das Land ein Staat

wäre, in ihrem Übergange in die Realität gelähmt und

dieſer Übergang ſelber zwar geſekt und angeordnet,

denn die Ordnungen haben gar keinen Sinn, wenn ſie nicht

den Zweck haben, ausgeführt zu werden aber auch

der Act des Überganges wieder zu einem Gedankendinge

gemacht würde.

Die Lähmung dieſes Überganges kann auf jeder

ſeiner Stufen geſchehen . Eine allgemeine Anordnung

wird gemacht. Sie ſoll ausgeführt, und im Weigerungs

falle gerichtlich verfahren werden. Wird die Weigerung,

4 *
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daß geleiſtet wird, nicht gerichtlich gemacht, ſo bleibt die

Ausführung an fich liegen. Wird ſie gerichtlich gemacht,

ſo kann der Spruch verhindert werden .
Kommt er zu

Stande , ſo wird ihm nicht folge geleiſtet. Dies Ges

dankending von Beſchluß ſoll aber ausgeführt, und eine

Strafe verhängt werden. So wird der Befehl zu der zu

erzwingenden
Vollſtreckung

gegeben . Dieſer Befehl wird

wieder nicht vollſtreckt. So muß ein Beſchluß gegen die

Richtvollſtreckenden
erfolgen , ſie zum Vollſtrecken

zu

zwingen . Dieſem wird wieder nicht folge geleiſtet. So

muß decretirt werden, daß die Strafe vollzogen werden

foll an denen, welche ſie an dem nicht vollziehen , der

ſie nicht vollzieht, u. ſ. f. Dies iſt die trockene Geſchichte,

wie eine Stufe nach der anderen , die ein Gefeß ins Werk

feßen ſoll, zu einem Gedankendinge
gemacht wird.

Wenn alſo durch die richterliche Gewalt auszu:

mitteln iſt, wie die allgemeinen Rechtsverbindlichkeiten

mit den beſonderen Rechten der Einzelnen in Vergleich

zu ſeßen ſind, und ein Widerſpruch derſelben wirklich

gerichtlich wird, ſo kommt es auf die Organiſation an,

die das Gericht noch ohne Beziehung auf die Ausfüh: 1

rung in ſeinem urtheilſprechenden Geſchäfte hat, ob ihm

nicht ſchon das Urtheilſprechen erſchwert, und da das

Urtheil, wenn es nicht ausgeführt wird, an ſich ein

bloßer Gedanke iſt, ob die Einrichtung nicht ſo iſt, daß !

es auch zu dieſem Gedanken nicht kommt, ſondern daß

auch ſchon dieſer ein bloßes Gedankending bleibt.

In Beziehung auf das bloße Urtheilſprechen iſt

ſchon die Organiſation der richterlichen Gewalt ſo be

ſchaffen, daß ihre weſentliche Seite, von der hier die

Rede iſt, die allgemeinen Anordnungen des Staates als

Staates gegen die Einzelnen geltend zu machen , die
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größten Hinderniſſe leidet . Es ſind in der reichsrichter:

lichen Gewalt bürgerliche Rechtspflege und jene Staats:

rechtspflege vermengt. Staatsrecht und Privatrecht find

denſelben Gerichten unterworfen . Die Reichsgerichte find

die oberſten Uppellationsgerichte für bürgerliche Rechts:

händel und für Staatsrechte. Der Umfang ihrer richter

lichen Gewalt über die letzteren, ſo beſchränkt er ſonſt

iſt, indem die wichtigſten Dinge dieſer Art vor den Reichs

tag gehören, auch durch Austrägalinſtanzen vieles hier:

her Gehörige entſchieden wird, leidet auch nur zum Ur

eilſprechen unendliche Schwierigkeiten und iſt von einer

Menge Zufälligkeiten abhängig gemacht, welche für ſeine

Unwirkſamkeit Rothwendigkeiten werden.

Die Verbindung einer bürgerlichen und Staats

rechtspflege hat im Allgemeinen ſchon die Wirkung, die

Menge der Geſchäfte der beſtehenden Reichsgerichte ſo

zu vergrößern, daß ſie unvermögend ſind, ſie auszu:

fertigen . Es iſt von Kaiſer und Reich und dem Reichs

kammergerichte anerkannt, daß das lektere noch weniger

als der Reichshofrath der Menge ſeiner Geſchäfte ge

wachſen iſt.

Kein Übel ſcheint einer leichteren Abhülfe fähiger

und einfacher zu ſein, daß, wenn auch nicht mehrere ge

trennte Berichte errichtet werden ſollten, die Anzahl der

Richter der beſtehenden vermehrt und hierdurch ſowohl

die Beſorgung der Geſchäfte unmittelbar beſchleunigt,

als auch eine Trennung desſelben Gerichtes in mehrere

Abtheilungen erreicht und auf dieſe Art der Sache nach

mehrere Gerichte errichtet würden. Ein ſo einfaches

Mittel iſt aber in Deutſchland nicht möglich ausgeführt

zu werden . Beſchloſſen iſt es wohl, und die Anzahl der

Beiſiter des Kammergerichtes auf fünfzig erhöht worden,
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aber das deutſche Reich vermochte nicht die Beſoldungen

dieſer Richter aufzubringen. Die Unzahl ſank im Laufe

der Zeiten auf zwölf und weniger herab , bis ſie endlich

auf fünfundzwanzig gekommen iſt.

Die officiellen Berechnungen ergeben, daß die An:

zahl der jährlich anhängig gemachten Rechtshändel die

Unzahl derjenigen , welche zu entſcheiden möglich iſt, wenn

die Relation einer einzigen Rechtsſache nicht, wie ſonſt

geſchah, mehrere Jahre, ſondern doch zuweilen mehrere

Monate dauert, um ſehr Vieles übertrifft, ſowie dann

auch hiernach nothwendig und nach angeſtellten Zählungen

viele Tauſend Rechtsſachen unentſchieden liegen und die

Sollicitatur, wenn auch ihre größten Mißbräuche weg

fallen und Juden nicht mehr einen handel auf dieſen

Artikel etabliren, ein nothwendiger Ubelſtand iſt; 'denn

bei der Unmöglichkeit, daß alle anhängig gemachten

Rechtshändel abgeurtheilt werden, iſt es für die Parteien

nothwendig , ſich alle Mühe zu geben, daß die ihrigen

den Vorzug einer richterlichen Entſcheidung erhalten .

Tauſend andere Colliſionen über die Präſentation

der Beiſiker, die itio in partes haben oft das Reichs

kammergericht für mehrere Jahre in Unthätigkeit ver

feßt, und ohne daß dasſelbe abſichtlich aus dem Grund

ſaße, die Großen ſeine Macht fühlen zu laſſen, zögerte,

hemmen ſie für ſich den Gang der Juſtiz.

Es iſt natürlich, daß man, da beim Reichshofrathe,

deſſen Mitglieder vom Kaiſer ernannt werden , eine Menge

dieſer Übelſtände wegfällt, auch 3. B., ungeachtet des

Rechtes dazu, noch kein Fall einer itio in partes vor:

gekommen iſt und manche Formen unmittelbar das

Recht ſelber fördern, in neueren Zeiten immer mehr Juſtiz
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beim Reichshofrathe ſucht, als ſich in Zögerungen voll

kommener formalitäten einzulaſſen.

Das Bedürfniß einer Verbeſſerung der Juſtiz iſt

immer zu ſprechend geweſen , als daß man nicht hätte

auf ſie bedacht ſein ſollen ; allein die Urt, wie der leşte

Verſuch Joſephs II . , eine obgleich reichsgeſekmäßige,

aber ſeit zweihundert Jahren unterbliebene Reichskammer

gerichtsviſitation zu veranſtalten, ausgefallen iſt, und die

Gründe, warum unverrichteter Dinge aus einander ge

gangen worden iſt, ſind im Allgemeinen keine anderen

als die des Zuſtandes der Reichsjuſtiz überhaupt, daß

nämlich die Stände ſich wohl zur Rechtspflege aſſociiren,

aber in dieſer Vereinigung Nichts von ihrer Exiſtenz

gegen einander, die auf Trennung und Ungemeinſchaft

lichkeit beruht, aufgeben wollen , daß ſie ſich verbinden,

ohne doch etwas Gemeinſchaftliches haben zu wollen .

Auf dieſe Art wird ſchon das Rechtſprechen an

und für ſich ohne alle Rückſicht auf ſeine Ausführung

gehindert . Wie es aber mit der Erecution dieſer reichs

gerichtlichen Beſcheide beſtellt iſt, wenn ſie ſich aufs Staats:

recht und auf wichtige Gegenſtände desſelben beziehen

fouten, iſt bekannt. Die wichtigeren hierher gehörigen

Ungelegenheiten gehören ohnehin nicht den Reichsge:

richten , ſondern dem Reichstage an . Damit werden ſie

unmittelbar aus der rechtlichen Sphäre hinweg in die

der Politik geſpielt; denn wo die oberſte Staatsgewalt

ſpricht, da macht ſie nicht eine Anwendung der Geſeke,

ſondern ſie gibt ein Geſetz.

Uußerdem ſind Dinge von größerer Bedeutung,

der Beſitz von Ländern u. ſ. w . , auch dieſer Förmlich

keit des Reichstages entzogen worden, und durch die Wahl

capitulation und andere Grundgeſetze iſt es beſtimmt,

>
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daß über ſolche Gegenſtände nicht durch die Reichs:

gerichte und die oberſtrichterliche Gewalt, ſondern durch

gütlichen Vergleich der ſtreitigen Stände unter ſich ent

ſchieden werden ſoll, und wenn dies durch gütlichen Ver:

gleich nicht angeht, ſo geſchieht es nothwendig durch

Krieg.

Die jülich-bergiſche Succeſſionsſache iſt ſo wenig

auf dem Wege Rechtens entſchieden worden, daß ſie

vielmehr einen dreißigjährigen Krieg veranlaßt hat. So

haben in der bayeriſchen Succeſſionsſache in neueren

Zeiten nicht Reichsgerichte, ſondern Kanonen und Politik

geſprochen . Auch in Sachen, welche mindermächtige

Stände betreffen, iſt es nicht die Reichsjuſtiz, die den ent :

ſcheidenden Spruch thut. Es iſt bekannt, daß in den

Succeſſionsſtreitigkeiten der ſächſiſchen Häuſer wegen der

Länder der erloſchenen Linien von Coburg-Eiſenberg und

Römhild zweihundertundſechs Reichshofrathsconcluſa er

gangen ſind und die wichtigſten Duncte ſich doch durch

Vergleiche entſchieden haben. Ebenſo hat man geſehen,

daß in der lütticher Sache das Reichskammergericht nicht

nur den Urtheilsſpruch gethan, auf Erecution erkannt

und mehrere Stände dazu evocirt hat, ſondern daß auch

dieſe Stände wirklich dieſe Obliegenheit erfüllten . Allein

nicht ſobald war der Anfang gemacht, als der mächtigſte

Stand unter den Erecutoren ſich nicht begnügte, bloßer

Erecutor von reichskammergerichtlichen Sprüchen zu ſein ,

ſondern nach eigener guter Abſicht zu Werke ging und,

als es nicht durchging, daß auf nicht gerichtlichem Wege

entſchieden würde, auch die Erecutionsrolle aufgab.

Wenn in der delicaten Lage eines Mißverſtänd:

niſfes zwiſchen Fürſt und Unterthan eine Vermittelung

wünſchenswerth ſein kann, ſo werden hingegen, wenn
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gerichtliche Ausſprüche ergangen ſind, dadurch , daß an

die Stelle der Erecution noch eine Vermittelung geſeßt

werden fou, der ganze Standpunct, zu dem die Sache

gediehen iſt, und durch eine ſcheinbar gute Wirkung für

den Augenblick das weſentliche Princip der Verfaſſung

verrüdt, oder vielmehr es offenbart ſich bei ſolchen Ge

legenheiten, daß es ſchon vorher längſt verrückt war.

Es ſcheint hierüber ein Unterſchied gemacht werden

zu müffen. Es iſt zu offenbar, daß die Verhältniſſe der

mächtigen Stände gegen einander durch Politik ent

ſchieden werden. Dagegen aber ſcheinen die kleineren

Stände ihre Exiſtenz ſchlechterdings dem rechtlichen Reichs:

verbande zu danken zu haben . Es iſt keine Reichsſtadt,

die ſich für fähig hielte, ihren benachbarten großen Mit

ſtänden Widerſtand leiſten zu können, ſowenig als ein

Reichsritter ſeine Unmittelbarkeit gegen einen Fürſten

weder durch ſich ſelbſt, noch auch durch die Verbindung

mit dem übrigen Corps der Reichsritterſchaft behaupten

zu können glaubt. Die Sache ſpricht für ſich ſelbſt, und

es iſt überflüſſig, das Schickſal der Reichsritterſchaft in

franken anzuführen . Ein Verſuch und noch weniger

das Gelingen eines Verfuches, wie der des franz von

Sickingen, ein Kurfürſtenthum zu erobern, gehört nicht

mehr unter die möglichen Dinge jeßiger Zeit, ſowie Uffo:

ciationen von Reichsſtädten oder Übten nicht mehr das

leiſten könnten, was ſie ehedem vermochten.

Wenn die Macht der einzelnen Stände auch

nicht ihre Macht, wenn ſie ſich verbinden

nicht iſt, was ſie erhält, ſo ſcheinen ſie nichts anderem

als dem Reichsverbande und der durch den Landfrieden

zu Stande gekommenen rechtlichen Verfaſſung ihre Exiſtenz

als unmittelbare und gewiſſermaßen unabhängige Staaten

es nun
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zu verdanken zu haben . Es iſt aber nun die Frage,

wodurch denn noch dies fog. rechtliche Verhältniß und

damit der Beſtand der Ritterſchaft, Abteien, Reichsſtädte,

Grafen u. ſ. w . erhalten wird. Offenbar nicht durch

feine eigene Macht, - denn es iſt keine Staatsmacht

vorhanden ſondern gleichfalls durch die Politik.

Wenn man die politik nicht unmittelbar als die Grund:

lage der Eriſtenz der mindermächtigen Stände anſieht,

ſo geſchieht es nur darum, daß man in dem Räſonnes

ment bei dem Reichsverbande, der ein Mittelglied aus:

macht, als einer Grundlage ſtehen bleibt und vergißt,

wodurch dieſer Reichsverband getragen wird .

Staaten , wie Lucca, Genua u. f. w . , haben ſich

Jahrhunderte ohne Reichsverband erhalten, bis ſie das

Schickſal von Piſa, Siena, Urezzo, Verona, Bologna,

Vicenza u. ſ . w . kurz, man könnte die ganze Geo:

graphie der Städte, fürſtenthümer, Grafſchaften u . f.w.

Italiens aufzählen erfuhren ; der mächtiger ſcheinen :

den Republik, die vorher ſo viele unabhängige Städte

verſchlungen hatte, machte die Ankunft eines Adjutanten

ein Ende, der den bloßen Befehl des Generals einer

fremden Macht überbrachte. Dieſe Staaten, denen,

während aus der Lotterie des Schidſals die mehreren

hundert italieniſcher ſouveräner Länder Rieten zogen, die

wenigen Treffer einer etwas verlängerten Unabhängig:

keit zugefallen waren, beſtanden bloß durch die eiferſüch .

tige Politik der ſie begrenzenden größeren Staaten, mit

deren Macht ſie in vorigen Jahrhunderten ſich in einen

Kampf einlaſſen konnten, fie waren aber, ohne

äußeren Verluſt, ganz unverhältniſmäßig ſchwach gegen

ſie geworden - allein in dem gleichen Antheile der

Beute, in der Gleichheit der Vergrößerung oder Ver
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minderung findet ſich die Eiferſucht der Politik ebenfalls

befriedigt, und in den daraus entſpringenden Combi

nationen der Intereſſen ſind Staaten, wie Venedig, Polen

u . ſ. w., verloren.

Die Umänderung des Fauſtrechtes in Politik iſt

nicht als ein Übergang von Anarchie in eine Verfaſſung

zu betrachten . Das wahre Princip hat ſich nicht ver

ändert, nur ſeine Außenſeite. Im Zuſtande vor dem

Landfrieden ſchlug der Beleidigte oder der Eroberungs

luſtige geradezu drein . In der Politik hingegen wird

berechnet, ehe man losſchlägt, und um eines kleinen Ge

winnes willen nicht große Intereſſen auf das Spiel ge

ſeßt, aber wo er ſicher gemacht werden zu können ſcheint,

nicht verabſäumt.

Weil die Maſſe der deutſchen Staaten keine Macht

bildet, ſo kann die Unabhängigkeit ihrer Theile nur ſo

lange reſpectirt werden, als der Vortheil anderer Mächte

es erfordert und höhere Intereſſen oder auch Rechte

nicht ins Spiel kommen. Was das Intereſſe betrifft, ſo

konnte z . B. frankreich, als ſeine Armeen die Hälfte

Deutſchlands beſeßt hatten , ſo gut als es die unab:

hängigen Staaten und unmittelbaren Reichsſtandſchaften

in den Niederlanden und in den Ländern des linken

Rheinufers, die nachher im Frieden an Frankreich abge

treten worden ſind, aufgehoben hat, auch die Ver

faſſungen der Länder auf dem rechten Rheinufer auf

heben und, wenn dieſe Zertrümmerung der Unabhängig.

keit ſo vieler fürſtenthümer, Grafſchaften, Bisthümer,

Abteien, Reichsſtädte, freiherrſchaften auch keinen Beſtand

haben konnte, dieſe Länder hierdurch in noch viel größeres

Unglück ſtürzen, wenn nicht die Politik, nämlich die Rück:

ficht gegen Preußen und die zu fürchtende Erſchweruny
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des friedens ul. . w . , und ſchon der Rußen es abges

halten hätten , den eine einmal feſtſtehende Ordnung zur

Eintreibung von Contributionen hat, welche wie die

franzöſiſchen Blätter, man weiß nicht, ob im Ernſte oder

als Spott des Elendes, melden in geringem Maße

in dieſen Ländern erhoben worden ſind.

Dieſer Übergang vom Zuſtande der offenbaren

Gewalt in den Zuſtand der berechnenden Gewalt hat

ſich natürlich nicht auf einmal gemacht, ſondern es iſt

im Gegentheile durch eine rechtliche Verfaſſung geſchehen .

Man konnte nach dem Landfrieden Deutſchland allerdings

eher als einen Staat anſehen als heut zu Tage. Durch

die Lehnsverfaſſung war die Staatsgewalt in ſehr viele

Theile zerſplittert, allein wegen der Menge der Theile

waren einzelne nicht mächtig genug, ſich dem Ganzen

zu widerſeßen ; aber als wenn das Schicfal Deutſchland

zu einem ſolchen Zuſtande ſchlechterdings nicht beſtimmt

hätte , überwand es den Überdruß an der Rechtloſigkeit

und den Verſuch eines feſteren Zuſammenhanges durch

den Landfrieden bald durch das tiefere Intereſſe der

Religion, das die Völker auf ewig entzweite.

Die religiöſen und kirchlichen Zuſtände im

Reiche.

Unter allen Stürmen des ungeſeklichen Zuſtandes

der fehdezeiten ſowohl in Rückſicht der Stände gegen

einander als gegen das Allgemeine beſtand ein gewiſſer

Zuſammenhang des Ganzen. Wenn die Erfüllung der

Obliegenheiten nicht nur von dem freien Willen der
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Stände im allgemeinen, ſondern von dem Willen der

Einzelnen abzuhängen und der geſeßliche Zuſammen

hang ſehr ſchwach ſchien, ſo herrſchte dagegen ein in

nerer Zuſammenhang der Gemüther. Bei der Gleich

heit der Religion und, weil der noch nicht emporgeſtiegene

Bürgerſtand die große Mannigfaltigkeit nicht ins Ganze

gebracht hatte, konnten Fürſten, Grafen und Herren ſich

einander näher und eher als ein Ganzes betrachten und

demnach als ein Ganzes handeln . Es war keine den

Einzelnen entgegengeſeßte und von ihnen unabhängige

Staatsmacht vorhanden, wie in den modernen Staaten.

Die Staatsmacht und die Macht und der freie Wille der

Einzelnen waren Eines und Dasſelbe, aber dieſe Ein,

zelnen hatten eher den Willen, ſich und ihre Macht in

einem Staate zuſammen beſtehen zu laſſen .

Als aber durch das Emporkommen der Reichs

ſtädte der bürgerliche Sinn, der nur für ein Einzelnes,

ohne Selbſtſtändigkeit und ohne Blick auf das Ganze,

forgt, eine Macht zu werden anfing , hätte dieſe Verein

zelung der Gemüther ein allgemeineres poſitiveres Band

erfordert, und als Deutſchland durch den fortgang der

Bildung und Induſtrie nunmehr an den Scheideweg ge

ſtoßen war, entweder ſich dazu zu entſchließen , einem

Ullgemeinen zu gehorchen , oder die Verbindung vollends

zu zerreißen, trug der urſprüngliche deutſche Charakter,

auf dem freien Willen des Einzelnen zu beharren und

ſich der Unterwürfigkeit unter ein Allgemeines zu wider:

feßen , den Sieg davon und beſtimmte Deutſchlands

Schidſal ſeiner alten Natur gemäß.

Im Verlaufe der Zeit hatten ſich große Maſſen

von Staaten und die Herrſchaft des Handels und Ge

werbreichthums gebildet. Die Unbändigkeit des deutſchen
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Charakters konnte nicht unmittelbar die Bildung ſelbſt

ſtändiger Staaten betreiben, die alte freie Kraft des Adels

ſich den entſtandenen Maſſen nicht widerſeßen, vorzüglich

bedurfte der Anſehen und politiſche Bedeutſamkeit ge

winnende Bürgergeiſt einer Art von innerer und äußerer

Legitimation. Der deutſche Charakter warf ſich auf das

Innerſte des Menſchen, Religion und Gewiſſen , be :

feſtigte von hier aus die Vereinzelung, und die Trennung

des Äußeren als Staaten erſchien nur als eine Folge

hiervon.

Der urſprüngliche, nie gebändigte Charakter der

deutſchen Nation beſtimmte die eiſerne Rothwendigkeit

ihres Schickſals. Innerhalb der von dieſem Schickſal

gegebenen Sphäre treiben Politik, Religion, Roth, Tugend,

Gewalt, Vernunft, Liſt und alle Mächte, welche das

menſchliche Geſchlecht bewegen, auf dem weiten Schlacht

felde, das ihnen erlaubt iſt, ihr gewaltiges, ſcheinbar

ordnungsloſes Spiel. Jede beträgt ſich als eine abſolut

freie und ſelbſtſtändige Macht, bewußtlos, daß ſie alle

Werkzeuge in der Hand höherer Mächte, des uranfäng

lichen Schickſals und der Ulles beſiegenden Zeit, ſind,

die jener Freiheit und Selbſtſtändigkeit lachen. Selbſt die

Noth, dies gewaltige Weſen, hat den deutſchen Charakter

und ſein Schickſal nicht bezwungen. Das allgemeine

Elend der Religionskriege und beſonders des dreißig

jährigen Krieges hat ſein Schickſal vielmehr weiter und

ſtärker entwickelt, und ihre Reſultate waren eine größere

und conſolidirtere Trennung und Vereinzelung .

Die Religion, ſtatt durch ihre eigene Spaltung fich

vom Staate abzuſondern, hat vielmehr dieſe Spaltung

in den Staat hineingetragen und am Meiſten beige

tragen, den Staat aufzuheben, und ſich ſo in das, was
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Verfaſſung heißt, hineingeflochten, daß ſie Bedingung

von Staatsrechten iſt.

Schon in den beſonderen Staaten, woraus Deutſch:

land beſteht, ſind ſogar Bürgerrechte an ſie geknüpft.

Un dieſer Intoleranz haben beide Religionen gleichen

Antheil , und keine hat der anderen Etwas vorzu

werfen *) .

Die Zerrüttung durch die Trennung der Religion

war in Deutſchland vorzüglich ſtark, weil das Staats:

band in keinem Cande ſo loſe war als in dieſem , und

die herrſchende Religion mußte um ſo erbitterter auf

diejenigen ſein, die ſich trennten, weil mit der Religion

nicht nur das innerſte Band der Menſchen zerriſſen

wurde, ſondern weil hiermit gewiſſermaßen faſt das ein :

zige Band zerriſſen war, dahingegen in anderen Staaten

noch eine Menge Verknüpfungen in ihrer Feſtigkeit

blieben . Weil ſchon die Gemeinſchaft der Religion eine

tiefere Gemeinſchaft, die der phyſiſchen Bedürfniſſe, des

Eigenthums, des Erwerbes hingegen eine niedrigere

und die Forderung der Trennung an ſich unnatürlicher

iſt als die Forderung, daß eine beſtehende Vereinigung

bleibe, ſo zeigte ſich die katholiſche Kirche fanatiſcher,

weil ihre Forderung im Allgemeinen auf Verbindung

und das Heiligſte dieſer Verbindung ging, und wollte

höchſtens von Gnade und Duldung, Nichts vom Rechte,

d . h . dem firiren der Trennung hören, worauf der

Proteſtantismus drang. Beide Theile vereinigten ſich

endlich dahin , ſich gegenſeitig bürgerlich auszuſchließen

*) Die öſterreichiſchen und brandenburgiſchen fürften haben

der reichsgeſetzmäßigen Intoleranz zum Trotze religtöſe Gewiſſens.

freiheit für höher geachtet als die Barbaret von Rechten.
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und dieſe Uusſchließung mit aller Pedanterie des Rechtes

zu umgeben und zu befeſtigen .

Die Erſcheinung iſt dieſelbe, daß in katholiſchen

Ländern den Proteſtanten und in proteſtantiſchen den

Katholiken Bürgerrechte verſagt ſind. Doch ſcheint der

Grund verſchieden. Die Katholiken hatten die Stellung

von Unterdrückern, die Proteſtanten die der Unterdrückten :

die Katholiken hatten den Proteſtanten als Verbrechern

freie Religionsübung in ihrer Mitte geſtattet. Wo ihre

Kirche die herrſchende war, fällt für die Proteſtanten

dieſer Grund weg ſowie die Beſorgniß, unterdrü&t zu

werden . Der Grund der proteſtantiſchen Intoleranz

konnte nur entweder das Wiedervergeltungsrecht des

Haſſes und der Intoleranz der Katholiken
was ein

zu unchriſtliches Motiv geweſen wäre – oder ein Miß :

trauen in die Kraft und Wahrheit des eigenen Glaubens

und die furcht vor der leichten Verführbarke
it

durch den

Glanz des katholiſchen Gottesdienſt
es und den Eifer

ſeiner Anhänger u. ſ. w . ſein .

Beſonders war im vorigen Jahrhundert dieſe

ewige furcht, daß der proteſtantiſche Glaube überliſtet

und überſchlichen werden möchte, dieſer zionswächterliche

Glaube an ſeine Ohnmacht und furcht vor der Liſt des

Feindes herrſchend und die Veranlaſſung, ſich mit uns

fäglichen Sicherheitsmaßregeln und Bollwerfen

Rechten zu verſchanzen.

Dieſes Rechtsverhältniß iſt mit der größten Er

bitterung behauptet worden, wenn es von Einzelnen der

gegenſeitigen Partei als eine Gnadenſache vorgeſtellt

wurde, und allerdings iſt Onade als einſeitiger Act nied

riger als Recht, denn das Recht iſt beſtimmt und das,

was rechtlich iſt, für beide Theile unwillkürlich gemacht

pon
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worden, Gnade dagegen iſt für das Recht nur Willkür.

Durch dieſe Feſthaltung am reinen, bloßen Rechte iſt

aber auch der höhere Sinn der Onade perdunkelt worden,

ſo daß lange ſich kein Theil über das Recht erhob und

Gnade vor Recht ergehen ließ . Was friedrich II . und

Joſeph, jener gegen die Katholiken, dieſer gegen die

Proteſtanten , that, war Gnade zuwider den Rechten des

prager und weſtfäliſchen Friedens. Sie trifft zuſammen

mit höheren natürlichen Rechten der Gewiſſensfreiheit

und der Unabhängigkeit der bürgerlichen Rechte vom

Glauben, aber dieſe höheren Rechte ſind im Religions:

und weſtfäliſchen Frieden nicht nur nicht anerkannt, ſon:

dern ausgeſchloſſen, und ihre Uusſchließung iſt aufs

feierlichſte von Proteſtanten ſowohl als Katholiken ga:

rantirt . Von dieſem Standpunct iſt auf dieſe garan:

tirten Rechte ſo wenig zu pochen, daß die Gnade, die

verſchmäht wird, unendlich höher iſt.

Die Religion iſt noch ein wichtiger Beſtimmungs

grund des Verhältniſſes der einzelnen Theile Deutſchlands

zum Ganzen. Sie hat wohl am Meiſten beigetragen,

die Staatsverbindung zu zerreißen und dies Zerreißen

geſeßlich zu machen. Die Zeiten, worin die Religion ſich

ſpaltete, waren zu ungeſchickt, die Kirche vom Staate zu

trennen und der Glaubenstrennung ungeachtet dieſen zu

erhalten, und die Fürſten konnten keinen beſſeren Bundes:

genoſſen finden, um ſich der Oberherrſchaft des Reiches

zu entziehen, als das Gewiſſen ihrer Unterthanen .

Vermöge der dadurch nach und nach gebildeten

Reichsgefeße iſt die Religion eines jeden Landes, jeder

Reichsſtadt geſetzlich beſtimmt, das eine für ein katho

liſches, das andere für ein evangeliſches, ein drittes für

ein paritätiſches erklärt. Wie, wenn nun ein Land den

5
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weſtfäliſchen Frieden ſo ſehr verleşte, aus einer Puri

tät in eine andere Purität oder aus der Parität in die

Purität überzugehen ?

Ebenſo figirt iſt die Religion der Stimmen des

Reichstages, des Kammergerichtes, des Reichshofrathes,

der einzelnen Ämter und Bedienungen u. . w . Unter

dieſen nach der Religion beſtimmten Staatsverhältniſſen

iſt das wichtigſte die ſo berühmte itio in partes, das

Recht des einen oder des anderen Religionstheiles, fich

der Mehrheit der Stimmen nicht zu unterwerfen . Wenn

dies Recht auf Religionsſachen eingeſchränkt wäre, ſo

verſtände ſich ſeine Gerechtigkeit und Rothwendigkeit

von ſelbſt. Die Trennung wäre unmittelbar für den

Staat unſchädlich, weil ſie nur Gegenſtände beträfe, die

dieſen im Grunde Nichts angehen. Allein vermöge der

itio in partes iſt die Trennung der Minorität von der

Majorität in jeder Staatsangelegenheit legitimirt, die

mit der Religion gar Richts zu ſchaffen hat. Über

Krieg und Frieden, Stellung einer Reichsarmee, Steuern ,

kurz über alles das Wenige , was ältere Zeiten noch als

den Schatten eines Ganzen übriggelaſſen hatten, iſt die

Mehrheit der Stimmen geſeßlich nicht entſcheidend, ſon:

dern auch ohne Wirkſamkeit der Politik fann die Mino:

rität, die eine Religionspartei formirt, die Activität des

Staates hemmen.

Es iſt zu weit gegangen, wenn man, wie Einige

thuen, dies Recht mit dem in einigen der mancherlei

franzöſiſchen Conſtitutionen, die ſeit einem Jahrzehnt

gemacht worden ſind, geheiligten Inſurrectionsrechte in

Parallele ſtellt. Denn man muß Deutſchland als einen

ſchon aufgelöſten Staat und ſeine Theile, die ſich einer

Majorität des Ganzen nicht unterwerfen , als unabhängige,
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in ſich beſtehende Staaten betrachten, deren Trennung,

wenn ſie nicht zu einem gemeinſchaftlichen Schluſſe ge

langen kann, nicht die Uuflöſung aller geſellſchaftlichen

Bande und nicht immer innerliche Kriege zur unauss

bleiblichen Folge hat.

Indem aber die Religion den Staat vollſtändig

zerriſſen hat, hat ſie auf eine wunderbare Weiſe doch zu

gleich die Ahnung einiger Grundfäße gegeben, worauf

ein Staat beruhen kann . Indem ihre Spaltung die

Menſchen in dem innerſten Weſen aus einander riß und

doch noch eine Verbindung bleiben ſollte , ſo muß ſie

ſich über äußere Dinge, Kriegführen u . ſ. w . , äußerlich

verbinden : eine Verbindung, die das Princip der mo:

dernen Staaten iſt. Eben damit, daß die wichtigſten

Theile des Staatsrechtes in die religiöſe Spaltung ver

webt und damit alle politiſche Rechte von zwei oder

eigentlich drei Religionen abhängig gemacht worden ſind,

iſt dem Grundſaķe der Unabhängigkeit des Staates von

der Kirche und der Möglichkeit eines Staates der Ver:

ſchiedenheit der Religionen ungeachtet zuwidergehandelt,

aber in der That, daß verſchiedene Religionen vorhanden

ſind und Deutſchland ein Staat ſein ſoll, iſt er aner

fannt worden.

Wichtiger iſt eine andere Trennung, die gleichfalls

durch die Religion hervorgebracht worden iſt und der

Möglichkeit des Staates noch näher liegt. Urſprünglich

beruhten nämlich die Stimmen bei den allgemeinen Be

rathſchlagungen und Beſchlüſſen auf der vollen Perſön

lichkeit der Fürſten. Sie hatten nur Stimmen, wenn ſie

in Perſon erſchienen, und der Fürſt verſchiedener, ſonſt

getrennter Länder hatte nur Eine Stimme. Jhre Perſon

und ihr Land, die Perſönlichkeit und die Eigenſchaft der
5 *
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Repräſentation eines Landes erſchienen nicht getrennt.

Durch die religiöſe Spaltung trat dieſer Unterſchied her

vor. Auf welcher Seite ſollte ſich eine Stimme halten ,

wenn der Fürſt und ſein Land verſchiedener Religion

waren, und wenn eine Stimme einmal reichsgrund

geſetzmäßig zu einer Religionspartei gezählt wurde ?

Als Staatsmacht ſollte er überhaupt auf keiner von

beiden Seiten ſein . Auch hierauf wurde anfangs nicht

ſo reflectirt. *) Der Fürſt des evangeliſchen Pfalzneuburg ,

der im ſiebzehnten Jahrhundert katholiſch wurde, wurde

auf dem Reichstage ſowohl als in den Reichsgerichten

zu den katholiſchen Stimmen gezählt, hingegen blieb die

Stimme des Kurfürſten von Sachſen, der zu Ausgang

eben desſelben Jahrhunderts die Religion veränderte,

evangeliſch, wie es auch bei ſpäter erfolgten Religions:

veränderungen des Fürſten von Heſſen und von Württem :

berg der Fall war.

Obgleich ſchon vorher nur fürſten, die Land und

Leute zu regieren hatten, Siß und Stimme auf dem

Reichstage zukam, alſo ein Land von dem Begriffe eines

Standes auf dem Reichstage unzertrennlich ſchien , ſo

wurde dieſer Unterſchied zwiſchen Perſönlichkeit des

fürſten und ſeiner Repräſentation eines Landes auch in

Rückſicht auf den allgemeinen deutſchen Staat ſichtbarer

und um ſo leichter, wenn innerhalb des Landes ſich dieſe

Trennung der Perſon des Fürſten und ſeiner Unter

thanen durch Landſtände ſchon conſtituirt hatte. Die

Pfalz , die keine Landſtände hatte, ging ohne Widerſtand

zum katholiſchen Theile über, und der Kampf der Pfälzer

*) Ohnehin waren die Zeiten zur Uusbildung des Be.

griffes der Staatsgewalt noch nicht gedtehen.
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mit ihren katholiſchen Fürſten wegen Religionsbeſchwerden

hat bis auf die neueſten Zeiten fortgedauert, dahingegen

in Heſſen und in Württemberg die Trennung durch Land

ſtände ſchon legal geworden war, auch die Religion des

Candes in Anſehung des Verhältniffes zum deutſchen

Reiche geltend gemacht und der Perſönlichkeit des Fürſten

vorgeſeßt wurde : dieſer erſcheint ſomit nicht als Indi

viduum , ſondern als Repräſentant auf dem Reichstage.

Die Aufmerkſamkeit auf dieſen Unterſchied, welchen

die Religion veranlaßt hat, hat ſich nun auf andere Ver:

ſchiedenheiten ausgedehnt: Länder, die unter Einen

fürſten gekommen ſind, haben dem Fürſten beſondere

Stimmen erworben . Auch hierin iſt nicht mehr, wie

ehemals, da auch der Regent verſchiedener Fürſtenthümer

nur Eine Stimme oder mehrere fürſten, unter die ein

Fürſtenthum getheilt wurde, auch jeder für ſich eine

Stimme hatte, die Einheit des Individuums, alſo nicht

die Perſönlichkeit, ſondern ſeine Eigenſchaft, Repräſentant

zu ſein, zum Princip gemacht worden.

Uber wie die Wahrung eines geſunden Körpers,

von einem kranken Körper gebraucht, noch mehr ver

derben würde, ſo hat dies wahre und echte Princip , daß

das Land Kraft und Recht der Stimme gibt, in den

Zuſtand des deutſchen Reiches Verderben gebracht, zu

ſeiner Auflöſung um ſo mehr beigetragen.
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Das Lelinsſyſtem und die Repräſentativ

verfaſſung.

Als im Verlaufe der Zeit die Veränderung der

Sitten, der Religion, beſonders des Verhältniſſes der

Stände nach dem Reichthum eine Trennung in Anſehung

des inneren, durch den Charakter und die allgemeinen

Intereſſen beſtehenden Zuſammenhanges bewirkt hatte,

waren, um Deutſchland, deſſen Bewohner aufhörten, ein

Volk zu ſein, und eine Menge wurden, zu einem Staate

zu verbinden, äußere rechtliche Bande nothwendig .

Eine Theorie ſolcher vereinigenden Verhältniffe iſt

diejenige, worin ein Theil des deutſchen Staatsrechtes

beſteht. Die alte Lehnsverfaſſung fonnte in eine ſolche

moderne Art des Staates übergehen, nach welcher alle

Staaten Europas, die in neueren Zeiten nicht einen Um:

ſturz erfahren haben, mehr oder weniger organiſirt ſind,

wenn unter den Vafallen nicht einzelne zu übermächtig

waren oder werden konnten . Zwar kann auch die Menge

ſchwächerer Vafallen dadurch eine Macht werden, daß

ſie ſich in einen feſten Körper gegen den Staat, wie dies

in Polen der Fall war, organiſirt, und der Glanz allein ,

der den römiſchen Kaiſer umgab, hätte ihn nicht mit

der hinreichenden Macht dagegen ausgerüſtet. Allein

wenn auch in Deutſchland die Minorität nicht den Bes

ſchlüſſen der Majorität unterworfen iſt, ſo hat theils

dies in der itio in partes gegründete Recht doch immer

eine gewiſſe Einſchränkung, theils iſt nicht eine einzelne

Stimme, ſondern nur eine Religionspartei fähig, die

Activität des Ganzen zu paralyfiren, theils wenn ſich

überhaupt auch der einzelne Stand für ſich nicht der

Majorität unterworfen glaubt --- wie Preußen bei der
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Verweigerung der erhöhten Kammerzieler den Grundſak

aufgeſtellt hat, daß es noch unausgemacht ſei, ob die

Beſchlüſſe der Majorität in Steuerſachen überhaupt ver

bindlich ſeien und für ſich friedensſchlüſſe und Neu

tralitätsverträge eingeht, ſo find alle dieſe Rechte und

Verhältniffe ſpäter entſtanden , und es war denkbar, daß,

wenn der Kaiſer durch die Länder ſeines Hauſes eine

hinreichende Staatsmacht gehabt hätte und die ein

zelnen Vafallen nicht zu der übermächtigen Größe an:

ſchwellen konnten, die Lehnsverfaſſung Deutſchlands den

Staat erhalten konnte. Nicht das Princip der Lehns:

verfaſſung iſt es, was die Möglichkeit, daß Deutſchland

ein Staat ſei, abgeſchnitten hat, ſondern die unverhältniß

mäßige Vergrößerung einzelner Stände hat das Princip

der Lehnsverfaſſung ſelbſt und den Beſtand Deutſchlands

als eines Staates vernichtet.

Die Macht dieſer einzelnen Staaten hat in Deutſch

land keine Staatsmacht aufkommen laſſen , und die Ver

größerung derſelben ſie immer unmöglicher gemacht.

Das hartnäckige Weſen der deutſchen Natur auf Selbſt

ſtändigkeit hat alles Dasjenige, was zur Errichtung einer

Staatsmacht und zur Verbindung der Geſellſchaft in

einem Staate dienen möchte, zu einem durchgängig for:

mellen Dinge gemacht und ebenſo hartnäckig an dieſer

Formalität feſtgehalten. Dieſe hartnäckigkeit in der For:

malität iſt nicht anders zu begreifen, als daß fie der

Widerſtand gegen die Realität der Verbindung iſt, die

durch die Behauptung jenes formellen Weſens abge

wendet wird, und dieſe Unveränderlichkeit der Form wird

für Unveränderlichkeit der Sache ausgegeben .

Wie die römiſchen Imperatoren , die der Unarchie

der römiſchen Republik ein Ende machten und das Reich
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wieder in einen Staat zuſammenfaßten, alle äußeren

formen der Republik unverſehrt erhielten , ſo werden

zum entgegengeſekten Zwecke in Deutſchland alle Zeichen

des deutſchen Staatsverbandes ſeit Jahrhunderten ge

wiſſenhaft bewahrt, wenn ſchon die Sache ſelbſt, der

Staat, verſchwunden iſt und er ſich zwar nicht in offene

Anarchie, ſondern in viele abgeſonderte Staaten aufgelöſt

hat. Die Verfaſſung ſcheint gar ſeit den tauſend Jahren ,

die ſeit Carl dem Großen verfloſſen ſind, keine Verän

derung erlitten zu haben, wenn der neuerwählte Kaiſer

noch jeßt bei der Krönung die Krone, den Scepter,

Apfel, ſogar die Schuhe, den Rock und die übrigen

Kleinodien Carls des Großen trägt. Ein Kaiſer neuerer

Zeiten iſt hiermit ſo ſehr als derſelbe Kaiſer, der Carl

der Große war, dargeſtellt, daß er ja ſogar noch deſſen

eigene Kleider trägt . Wennſchon der Markgraf von

Brandenburg jeßt zweimalhunderttauſend Soldaten hält,

ſo ſcheint ſich ſein Verhältniß zum deutſchen Reiche gegen

damals, da er nicht zweitauſend Mann ſtehender, regel

mäßiger Soldaten hatte, nicht verändert zu haben, weil

der brandenburgiſche Geſandte jeßt bei der Krönung,

wie ſonſt, dem Kaiſer hafer präſentirt.

Dieſer deutſche, anderen Nationen ſo lächerliche

Uberglaube an die ganz äußeren formen, an das Cere:

moniell, iſt ſich ſeiner ſehr wohl bewußt. Er iſt die

Erſcheinung der urſprünglichen deutſchen Latur, mit

ungebändigter Zähigkeit an der eigenwilligen Selbſtſtändig:

keit zu halten . In der Erhaltung dieſer formen zwingt

fich der Deutſche Erhaltung ſeiner Verfaſſung zu erbliden .

Manifeſte, Staatsſchriften führen eben dieſelbe Sprache.

So hat einerſeits die Religion und der fortgang

der Bildung andererſeits die nicht ſowohl durch die Macht
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eines äußeren Staatsbandes als des inneren Charakters

vereinigten Deutſchen , theilweiſe die durch kein Staats

princip gehinderte Ubermacht einzelner Stände den deut

ſchen Staat dadurch aufgelöſt, daß ihm keine Staats

macht gelaſſen worden iſt. Die alten Formen ſind ges

blieben, aber die Zeiten haben ſich verändert und in

ihnen Sitten, Religion , Reichthum , das Verhältniß aller

politiſchen und bürgerlichen Stände und der ganze Zu

ſtand der Welt und Deutſchlands. Jene Formen ſprechen

dieſen wirklichen Zuſtand nicht aus. Beide , einander

widerſprechend, haben keine gegenſeitige Wahrheit.

Deutſchland iſt mit faſt allen Staaten Europas

gleichzeitig von einem Zuſtande ausgegangen . Frank:

reich, Spanien, England, Dänemark und Schweden, hol

land, Ungarn ſind zu einem Staate gediehen und haben

ſich ſo erhalten, Dolen aber iſt untergegangen. Jtalien

hat ſich vertheilt, und Deutſchland zerfällt in eine Menge

unabhängiger Staaten .

Die meiſten jener Staaten ſind durch germaniſche

Völker gegründet, und aus dem Geiſte dieſer Völker hat

ſich ihre Verfaſſung entwickelt. In den germaniſchen

Völkern hatte urſprünglich jeder freie Mann , ſowie auf

ſeinen Urm gezählt wurde, ſo auch mit ſeinem Willen

theil an den Thaten der Nation . Die Fürſten ſowie

Krieg und Friede und alle Werke des Ganzen wurden

vom Volke gewählt. Wer wollte, nahm an der Be:

rathſchlagung ſelbſt theil ; wer nicht wollte, unterließ es

aus freiem Willen und verließ ſich auf das gleiche In:

tereſſe der Übrigen.

Als durch Veränderung der Sitten und der Lebens:

art Jeder mehr mit ſeiner Noth und ſeinen Privat

angelegenheiten beſchäftigt wurde, als der der Zahl nach
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ungleich größte Theil der freien Männer, der eigentliche

Bürgerſtand, ausſchließlich auf ſeine Noth und den Ers

werb hinſehen mußte, als die Staaten größer und die :

jenigen, die ſich ausſchließlich damit beſchäftigen mußten,

zu einem eigenen Stande wurden und die Menge der

Bedürfniſſe des freien Mannes, des Adels ſich ver

mehrte, der durch Induſtrie und Arbeit für den Staat

ſich in ſeinem Stande erhalten mußte, als alſo die

äußeren Verhältniſſe verwickelter Nationalangelegenheiten

jedem Einzelnen fremder wurden, ſammelte ſich ihre Bez

ſorgung immer enger und enger in Einen Mittelpunct,

den Monarchen und die Stände, d . h. einen Theil der

Nation, der theils als Adel und Geiſtlichkeit für ſich

felbſt perſönlich mitſpricht, theils als dritter Stand ein

Repräſentant des übrigen Volkes iſt. Der Monarch be:

ſorgt die Nationalangelegenheiten, beſonders inſofern fie

die äußeren Verhältniſſe mit anderen Staaten betreffen.

Er iſt der Mittelpunct der Staatsmacht, von dem alles

ausgeht, was nach den Geſeken Zwang erfordert. Die

geſekliche Macht iſt alſo in ſeinen Händen. Die Stände

haben theil an der Gefeßgebung, und ſie reichen die

Mittel, welche die Macht erhält.

Dies Syſtem der Repräſentation iſt das Syſtem

aller neueren europäiſchen Staaten. Es iſt nicht in Ger:

maniens Wäldern geweſen, aber es iſt aus ihnen hers

vorgegangen. Es macht Epoche in der Weltgeſchichte.

Der Zuſammenhang der Bildung der Welt hat das

Menſchengeſchlecht nach dem orientaliſchen Despotismus

und der Herrſchaft einer Republik über die Welt aus der

Ausartung der lekteren in dieſe Mitte zwiſchen beide

geführt, und die Deutſchen ſind das Volk, aus welchem
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dieſe dritte univerſale Geſtalt des Weltgeiſtes geboren

worden iſt.

Dies Syſtem iſt, ich wiederhole es, nicht in Ger

maniens Wäldern geweſen, denn jede Nation muß ſelbſt

ſtändig ihre eigenen Stufen der Cultur durchlaufen haben,

ehe ſie in den allgemeinen Zuſammenhang der Welt

eingreift, und das Princip, das ſie zur Univerfalität der

Herrſchaft erhebt, entſteht erſt, indem ihr eigenthümliches

Princip fich auf das übrige haltungsloſe Weltweſen an:

wendet. So iſt die Freiheit der germaniſchen Völker, als

fie erobernd die übrige Welt überſchwemmten, noth :

wendig ein Lehnsſyſtem .

Die Lehnsträger blieben im Verhältniſſe zu ein

ander und zum Ganzen, was ſie waren, freie Leute ;

aber ſie bekamen Unterthanen, und hierdurch traten ſie

zugleich in Pflichtverhältniffe zu demjenigen, den ſie ohne

Pflichten an ihre Spike geſtellt hatten, oder dem ſie gefolgt

waren. Dieſe fich widerſprechenden Eigenſchaften eines

freien Mannes und eines Vaſallen vereinigen ſich darin,

daß die Lehen nicht Lehen der Perſon des fürſten , ſon

dern des Reiches find. Der Zuſammenhang des Ein

zelnen mit dem Ganzen erhält jeßt die Form der Pflicht,

und ſein Beſitz eines Lehens und einer Gewalt iſt nicht

von der Willkür des Fürſten abhängig, ſondern er iſt

rechtlich und eigenthümlich und ſomit erblich. Wenn in

Despotien eine hoſpodarwürde eine Art von Erblichkeit

haben kann, ſo iſt ſelbſt dieſe eine Willkür, oder hängt

eine ſolche erbliche Gewalt mit einem eigenen unab

hängigen Staate zuſammen, wie Tunis u . ſ. w . , ſo iſt

er zinsbar und nicht, wie die Lehnsträger, Theilhaber

an den gemeinſchaftlichen Berathſchlagungen. In dieſen

vermiſcht ſich der perſönliche und der repräſentative
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Charakter des Vafallen . In dem lekteren ſtellt er ſein

Cand vor, er iſt der Mann desſelben , an der Spike

ſeines Intereſſes, er iſt perſönlich eins mit demſelben.

Ferner ſind die dem Vaſallen angehörigen Leute in vielen

Staaten außerdem , daß ſie Unterthanen ſind, zugleich

Bürger geworden, oder die vereinzelten freien Leute, die

nicht Barone geworden ſind , haben ſich zu Bürgerſchaften

vereinigt, und dieſer Bürgerſtand hat noch eine eigene

Repräſentation erhalten .

In Deutſchland iſt derjenige Theil des Bürger:

ſtandes, der für ſich eine Repräſentation im allgemeinen

Staate hat, nicht zugleich Unterthan, und die Unter:

thanen haben nicht eine abgeſonderte Repräſentation in

allgemeinen Staate, aber ſie haben ſie durch ihre Fürſten,

und ſie haben ſie wieder innerhalb des Umfanges des

beſonderen Staates, den ſie ausmachen , im Verhältniſſe

zu ihrem Fürſten.

In England hat der hohe und niedere Adel mit

Landesherrſchaft zugleich einen Grad ſeines Charakters,

Repräſentant von einem Theile des Volkes zu ſein, nicht

mehr, aber die Bedeutung im Staate iſt darum nicht

ganz perſönlich geworden . Der Lord, der Sitz und

Stimme im Rathe des Volkes hat, iſt vermöge der

Primogenitur Repräſentant ſeiner großen familie. *:)

Perſönlich tritt der Adlige, der nicht Erſtgeborener

iſt, an die allgemeinen Schranken der Laufbahn, an

welchen jeder Bürgerliche ſteht, und von denen aus ihm

ſo gut als dem Sohne des Herzogs durch Talente,

Charakter und Bildung der Lauf nach den höchſten

Ehren offen ſteht, wie in der öſterreichiſchen Monarchie

1

* ) Sonſt. Jetzt: der jüngere Sohn des Herzogs von Cha.

tam , der Kanzler des Schatzes, herr Pitt.
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für den äußeren geſellſchaftlichen Rang jeder wohlge:

kleidete Mann „Herr von “ gegrüßt, jedem der Weg zu

den höchſten militäriſchen und politiſchen Ämtern offen

ſteht und derjenige, der ſie erreicht, in den Adelſtand er:

hoben wird, alſo außer Verhältniſſen , die eine Reprä:

ſentation in ſich ſchließen , wie in England, ihm gleich

geſeßt iſt.

Frankreichs Unglück muß ganz allein in der völligen

Uusartung der Lehnsverfaſſung und dem Verluſte ihres

wahren Charakters geſucht werden. Durch die einges

gangenen Verſammlungen der Generalſtaaten erſchien

hoher und niederer Adel nicht mehr in dem Charakter,

worin ſeine Hauptkraft in der politiſchen Organiſation

beſteht: Repräſentant zu ſein. *) Dagegen wurde ſeine

Perſönlichkeit auf den höchſten , empörenden Grad ge

trieben.

Wenn der Adel durch Wohlſtand ſchon von Jugend

auf des Schmußes des Gewerbes und der Bemühungen

der Noth enthoben iſt, ihm hierdurch ſowie durch den

angeerbten ſorgenloſen und um äußere Sachen unbe:

kümmerten Sinn ein freies Gemüth bewahrt wird und

er alſo fähiger iſt zu kriegeriſcher Tapferkeit ſowie zu

einer liberaleren Behandlung der Geſchäfte des Staates

und einer gewiſſen freiheit hierin, die von den Regeln

unabhängiger iſt und nach Umſtänden , Lagen und Be

dürfniß ſich ſelbſt mehr vertrauen und das Maſchinen

weſen der Verwaltung in Etwas freier beleben kann,

wenn alſo der Adel perſönlich in allen Staaten einen

*) Sowie auch der dritte Stand die eigene Repräſentation

nicht mehr in Uusführung ſah und bei den neuen États-Généraux

kein allmählicher Übergang von der harten alten form zu einer

paſſenderen ſich gemacht hatte.
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Vorzug findet, ſo muß er eben, weil er perſönlich iſt,

freier ſein , d . h . ſich in eine mögliche Concurrenz finden,

da ohnedies die künſtliche, vielbeſchäftigende und unſäg

liche Arbeit auflegende Organiſation unſerer Staaten

auch den harten fleiß und die mühevoll zu erringenden

Geſchicklichkeiten und Kenntniſſe der Bürgerlichen noth:

wendig macht und bei der ſonſtigen Erhebung und in

neueren Zeiten erzeugten Wichtigkeit dieſes Standes den

über den Charakter ſich erhebenden Kenntniſſen und Ge

ſchicklichkeiten der Weg offen ſtehen muß.

Dieſe Seite, worin Natur und die meiſten modernen

Staaten, wie Dreußen zum Theile in bürgerlichen Ge:

ſchäften , England, Öſterreich und andere Staaten hin

gegen auch in militäriſcher Rückſicht, den Unterſchied

verringern , iſt in Frankreich aufs Höchſte geſtiegen. Die

gerichtlichen Stellen ſowie die militäriſche Laufbahn ſind

Jedem erſchloſſen, und das Reinperſönliche iſt zum

Princip gemacht worden .

Die Repräſentation iſt ſo tief in das Weſen der ſich

fortbildenden Lehnsverfaſſung zuſammen mit der Ent

ſtehung eines Bürgerſtandes verwebt, daß es die albernſte

Einbildung genannt werden kann, wenn ſie für eine

Erfindung der neueſten Zeiten gehalten worden iſt. *)

Alle modernen Staaten beſtehen durch ſie, und nur ihre

* ) Durch die Verwandlung der freien in Herrſcher iſt die

Lehnsverfaſſung, d . h . in den jetzigen Ländern ein Staat er:

richtet worden , worin die Einzelnen , nicht mehr Jeder unmittel

bar für ſich, einem durch ſie ſelbſt gegründeten Ganzen und ſeinen

Vereinzelungen und zweigen , d . h . einem Staate und Geſetzen,

einem bleibenden , feſten Mittelpunct, auf den Jeder eine mittelbar,

durch Repräſentation entſtehende Beziehung hat , in jeder National.

angelegenheit gehorchen .
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Uusartung, d. h. der Verluſt ihres wahren Weſens hat

frankreichs Verfaſſung, aber es nicht als Staat zerſtört.

Sie iſt aus Deutſchland gekommen , aber es iſt ein höheres

Geſetz, daß dasjenige Volk, von dem aus der Welt ein

neuer univerſeller Anſtoß gegeben wird, ſelbſt am Ende

vor allen übrigen zu Grunde geht und ſein Grundſatz ,

aber es ſelbſt nicht beſtehe.

Die Reichsſtände und die Landesloljeit.

Deutſchland hat ſein Princip , das es der Welt ge

geben, für ſich nicht ausgebildet und darin ſeine Erhal.

tung nicht zu finden gewußt. Es hat ſich nicht nach

demſelben organiſirt, ſondern, indem es die Lehnsver:

faſſung nicht zu einer Staatsmiacht ausbildete, vielmehr

ſeinem urſprünglichen Charakter der Unabhängigkeit der

Einzelnen von einem Algemeinen, dem Staate , durchaus

treu bleiben wollte , ſich desorganiſirt . Es iſt in eine

Menge von Staaten zerfallen, deren Art zu beſtehen

durch feierliche Verträge unter ſich ausgemacht und von

großen Mächten garantirt iſt. Dieſe Art zu beſtehen

beruht aber nicht auf eigener Macht und Kraft, ſondern

iſt von der Politik der großen Mächte abhängig.

Welche wahre Garantie bliebe dieſer Exiſtenz der

einzelnen Staaten ?

Da ihr die wahre Staatsmacht fehlt, ſo könnte

dieſe Garantie nur auf der Ehrwürdigkeit der Rechte an

und für ſich ſelbſt beruhen, die durch eine Dauer von

Jahrhunderten, durch eine Menge feierlicher Friedens:

ſchlüſſe bis zur Unmöglichkeit, angetaſtet zu werden , er

hoben worden wäre.
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Es iſt überhaupt allgemeiner Ton, die Art des

politiſchen Beſtandes der einzelnen Staaten zu einer mo:

raliſchen Macht zu machen und ihre Heiligkeit in die

Gemüther zu pflanzen , ſo daß ſie etwas ſo feſtes und

Unantaſtbares würde als die allgemeinen Sitten oder die

Religion eines Volkes .

Allein man hat oft durch Befehle und Gewalt

ſelbſt Sitten und Religion, ſelbſt in den neueſten Zeiten

in Frankreich , aufs härteſte angegriffen werden ſehen,

und wenn ſolche höchſtgefährliche Verſuche gewöhnlich

zum Verderben ihrer Urheber ausſchlagen oder wenigſtens

nur eine ſehr zweideutige Wirkung hervorbringen, ſo ſind

ſelbſt Religion und Sitten den Einflüſſen der fortgehenden

Zeit und einer unbemerkbaren Veränderung ausgeſeßt.

Überdem aber ſtehen Sitten und Religion und

Staatsrechte durchaus nicht in gleichem Range . Wenn

man ſagt, daß es nichts Heiligeres geben könne als

Recht, ſo iſt ſchon in Anſehung des Privatrechtes die

Gnade höher, die ihr Recht aufgeben kann, und das

Recht des Staates, der nothwendig, um beſtehen zu

können, das Privatrecht in feiner ganzen Conſequenz

nicht laſſen kann : ſchon die Abgaben, die er fordern

muß, ſind ein Aufheben des Rechtes des Eigenthums .

Und politiſche Rechte, inſofern ſie die Kraft von Privat

rechten haben ſollen, führen eine Art von Widerſpruch

in fich ; denn ſie würden vorausſetzen, daß diejenigen,

die ſolche feſte politiſche Rechte gegen einander hätten ,

in einem Rechtsverhältniſſe unter einer gewalt und

machthabenden Obrigkeit ſtänden. Allein in dieſem

falle wären die gegenſeitigen Rechte keine politiſchen

Rechte mehr, ſondern Privat-, Eigenthumsrechte.
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In der deutſchen Reichsverfaſſung ſoll ein ſolches

Verhältniß gegründet ſein . Allein theils iſt es ſchon ein

Widerſpruch an und für ſich , daß nicht nur Eigenthum,

ſondern Verhältniſſe, die ſich unmittelbar auf den Staat

beziehen, die Form von Privatrechten haben ſollen, theils

fällt, weil in Deutſchland keine Staatsmacht mehr vor

handen iſt, auch die Behandlung der politiſchen Rechte

als Privatrechte und die mit dieſen gleiche Sicherheit und

Feſtigkeit jener hinweg, und ſie treten in den allgemeinen

Rang politiſcher Rechte.

Man weiß, welche Ehrwürdigkeit dieſe an und für

fich haben . Jeder frieJeder Friedensſchluß -- und Friedensſchlüſſe

ſind die eigentlichen Verträge, worauf ſich die politiſchen

Rechte der Mächte gegen einander gründen enthält

den Hauptartikel, daß freundſchaft zwiſchen den contra

hirenden Mächten ſtatthaben ſoll. Uußer dieſem Haupt

artikel enthält er die Beſtimmung der übrigen Verhält:

niſſe, beſonders derjenigen , worüber vorher Streit ent:

ſtanden war. So allgemein der Hauptartikel Erhaltung

des guten Einverſtändniſſes ausdrückt, ſo iſt für ſich klar,

daß dies nicht unbedingt zu verſtehen iſt. * ) Sonſt aber

iſt die Beziehung von Staaten ſo vielſeitig, jedes einzelne

in einem Frieden beſtimmte Verhältniß hat wieder ſo

viele Seiten , daß bei aller genauen Beſtimmung derſelben

im Verhältniſſe noch unendliche übrigbleiben, worüber

Zwiſt möglich iſt. Keine Macht greift unmittelbar und

geradezu ein ſtipulirtes Recht an, ſondern an irgend einer

* ) faſt ſcheint das türkiſche Reich ſeine Verhältniſſe mit

fremden Mächten in dem Sinne zu behaupten, mit denſelben über

haupt, bis es ſelbſt angegriffen wird , frieden zu halten, und nur

ſelten iſt es der anderen europäiſchen Politik gelungen, es in

einen politiſchen Krieg zu werfen .

6
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unbeſtimmten Seite entſtehen Differenzen, welche alsdann

den frieden überhaupt umſtoßen und durch den Zuſtand

des Krieges nunmehr auch die Feſtfeßung der übrigen

beſtimmten Rechte ſchwankend machen .

Dieſe Aufhebung der gegenſeitigen politiſchen Rechte

iſt erſt eine Folge des Kriegszuſtandes. Die Verträge

und die in ihnen beſtimmten Verhältniſſe würden wohl

beſtehen bleiben . Sie werden nicht unmittelbar verlegt

oder geradezu mit offener Gewalt angegriffen . Es wird

mit den Verträgen nicht geſpielt ; aber wenn ſonſt über

nicht klar ausgemachte Puncte und Uniſtände Zwiſt ent

ſteht, ſo fällt alles Übrige, was Verträge vorhin feſt

geſeßt hatten, über den Kaufen .

Kriege, man mag ſie Angriffs- oder Vertheidigungs:

kriege nennen, - über welche Benennung die Parteien

nie zu einem Einverſtändniſſe kommen - würden nur

ungerecht genannt werden, wenn die friedensſchlüſſe un :

bedingten gegenſeitigen Frieden ſtipulirten, und wenn der

Ausdruck eines ewigen Friedens und ewiger Freundſchaft

zwiſchen den Mächten auch dieſen Ausdruck hat, ſo iſt

er mit der in der Natur der Sache liegenden Einſchrän:

kung zu verſtehen : wenn von keinem Theile angegriffen

oder feindſelig gehandelt wird . Dazu kann ſich kein

Staat verbinden, ſich feindſelig behandeln oder angreifen

zu laſſen und doch ſich nicht zu wehren, doch frieden

zu halten .

Die Urten der feindſeligkeiten haben aber eine ſo

unendliche Möglichkeit, daß ſie durch menſchlichen Ver:

ſtand völlig unbeſtimmbar ſind, und je mehr der Bes

ſtimmungen, d . h . je mehr Rechte feſtgeſetzt werden,

deſto leichter entſteht ein Widerſpruch ſolcher Rechte.

Wenn ein Theil ein ihm zugeſtandenes Recht ſo weit
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verfolgt, als es ihm zugeſtanden iſt, ſo wird er gegen

irgend ein anderes Recht, das dem anderen Theile zu :

kommt, anſtoßen . * )

Jeder Theil gründet das ſeinige auf Rechte und

Flagt den anderen der Verleßung eines Rechtes an . Das

Recht des einen Staates A, ein Recht a, das ihnı zu:

fommt, iſt vom Staate B verlegt worden , aber der

Staat B erhärtet, daß er ſein Recht b behauptet habe,

und daß dies für keine Verlegung des Rechtes von A

aufgenommen werden könne. Das Publicum nimmt

Partei. Jede Partei behauptet, das Recht auf ihrer

Seite zu haben, und beide Parteien haben Recht, und

gerade die Rechte ſelbſt ſind es, die in Widerſpruch mit

einander gerathen.

Es ſind die Menſchenfreunde und Moraliſten,

welche die politik als ein Beſtreben und eine Kunſt ver

ſchreien, den eigenen Rußen auf Koſten des Rechtes zu

ſuchen, als ein Syſtem und Werk der Ungerechtigkeit,

und das fannegießernde unparteiiſche Publicum , d . h.

eine intereſſen und vaterlandsloſe Menge, deren Ideal

von Tugend die Ruhe der Bierſchenke iſt, flagt die Por

litik einer Unſicherheit in Treue und einer rechtloſen Un

ſtetigkeit an oder iſt wenigſtens antheilnehmend und des:

wegen mißtrauiſch gegen die Rechtsform , in welcher die

Intereſſen ihres Staates erſcheinen. Wenn dieſe In

tereſſen ihre eigenen ſind, ſo wird ſie auch die Rechtsform

behaupten, aber jene ſind die wahre innere treibende

Kraft, nicht dieſe.

*) Man ſehe die gegenſeitigen Manifeſte und Staatsſchriften

an , welche bei Gelegenheit eines Zwiſtes zweier Staaten die Un.

klage des Betragens der anderen Macht und die Rechtfertigung

des eigenen enthalten !

6 *
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Wenn die menſchenliebenden Rechts- und Morali:

tätsfreunde ein Intereſſe hätten , ſo könnten ſie begreifen ,

daß Intereſſen und damit auch die Rechte ſelbſt in Col

liſion gerathen können, und daß es thöricht iſt, das In

tereſſe des Staates oder, wie es mit dem für die Mora:

lität gehäſſigeren Worte ausgedrückt wird, den Nußen

des Staates dem Rechte entgegenzuſeken .

Das Recht iſt der durch Verträge feſtgeſeßte und

zugeſtandene Nußen des einen Staates, und weil in den

Verträgen überhaupt die verſchiedenen Intereſſen der

Staaten feſtgeſekt, als Rechte aber dieſe Intereſſen fo

unendlich vielſeitig ſind, ſo müſſen ſie und damit auch

die Rechte ſelbſt in Widerſpruch gerathen, und es hängt

nur von den Umſtänden, von den Combinationen der

Macht, d . h. dem Urtheile der Politik ab, ob das in

Gefahr kominende Intereſſe und Recht mit der ganzen

Gewalt der Macht vertheidigt werden ſoll, wogegen

dann der andere Theil freilich auch ein Recht anführen

kann, weil auch er gerade das entgegengeſeşte Intereſſe,

das in Colliſion kommt, und damit auch ein Recht hat.

Der Krieg oder, was es iſt, hat nunmehr zu ent:

ſcheiden, nicht, welches von beiden Theilen behauptete

Recht das wahre Recht iſt, denn beide Theile haben

ein wahres Recht ſondern welches Recht dem an:

deren weichen fou. * )

Die Ehrwürdigkeit und die moraliſche Macht der

Rechte können feſtſtehen und bleiben , aber wie ſollten ſie

*) Krieg oder, was es ſonſt iſt, hat dies gerade darum

zu entſcheiden, weil beide fich widerſprechende Rechte gleich wahr

ſind, alſo ein Drittes und dies iſt der Krieg ſie ungleich

machen muß , damit ſie vereinigt werden können, was dadurch

geſchieht, daß eines dem anderen weicht.
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im Stande ſein, ſie zu halten ? Theils wegen Unbe:

ſtimmtheit der Rechte kann Streit, theils wegen ihrer

Beſtimmtheit muß Widerſpruch derſelben entſtehen, und

in dieſem Zwiſte muß das Recht ſich durch ſeine Macht

behaupten.

Wenn es keinen Sinn hat, daß dasjenige, was die

Rechte der deutſchen Stände heißt, durch ſeine innere

Ehrwürdigkeit und als eine moraliſche Macht beſtehen

foll, und keine Macht, ſie in der ganzen Ausdehnung

ihrer Mannigfaltigkeit zu behaupten, vorhanden ſein

kann, weil jener Widerſpruch ſtattfindet, und auch nicht

vorhanden iſt, ſo müßte der Zuſtand eintreten, daß eine

wahre, nicht bloß paſſive, ſondern active Anarchie vor:

handen wäre, das echte alte fauſtrecht, das in dem

ewigen Zwiſte über das ſo verworrene Eigenthum den

ſtärkeren Arm für den Augenblic in Beſik feßt und ſo

lange darin erhält, bis der Arm des Widerſachers

ſtärker geworden iſt.

Dieſem Zuſtande hat aber der Landfriede unmittel

bar abgeholfen und unter den Kleineren einen Zuſtand

der Ruhe herbeigebracht, der in ihrer Unmacht gegen

die Größeren ſeine Stüße hat. Was die Mächtigeren

betrifft, ſo iſt oben ſchon geſagt worden, daß der Beſitz

der jülich -cleviſchen Verlaſſenſchaft den dreißigjährigen

Krieg veranlaßt und hierin ſo wenig als in anderen

fällen, z. B. in der bayeriſchen Succeſſion, Gerichte ent

ſchieden haben. Sonſt aber ſchiene die Anzahl der ſtrei

tigen Fälle, die einen Krieg veranlaßt haben, ſehr gering

gegen die Unendlichkeit der ſtreitigen fälle, die in der

unendlichen Verwickelung von Rechten ſich hervorthun

müßten, und die doch friedlich - beigelegt worden ſind ?

nein ! ſondern ruhen. Es iſt bekannt, in welche End:
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loſigkeit und Unendlichkeit von Proceſſen der deutſche

Udel verwickelt iſt, wie Proceſſe vor hundert und mehreren

hundert Jahren eingeleitet worden, aber liegen geblieben

ſind, noch mehr, weil eine unendliche Zahl von Un:

ſprüchen in jedem fürſtlichen , gräflichen , reichsſtädtiſchen,

adligen Archiv begraben ruht, d . h . Rechte, die nicht in

Erfüllung gegangen ſind. Würden auf Einmal alle

dieſe Rechte eine Stimme bekommen, welch verworrenes,

unendliches Getöſe würde entſtehen !

Anſprüche ſind unentſchiedene Rechte. Die Ruhe

derſelben iſt ihnen auferlegt worden nicht durch gericht:

liche Entſcheidung, denn ſie ſind nicht entſchieden , ſondern

durch die furcht des Rechtes, denn ein Anſpruch iſt

immer beſſer als ein abgeſprochenes Recht, ein möglicher

Proceß beſſer als ein verlorener, und durch die furcht

vor den Gewaltigeren, die natürlich in einer offenen

Fehde, die in ihrer Nachbarſchaft vorgeht, aus dem

neueren allgemeineren Rechtsgrunde zur Sicherheit ihrer

Grenzen und ihres Landes Partei ergreifen müßten, wo

bei die Richtgewaltigen, ſowohl gegen welche dieſe Theil

nahme gerichtet wäre, als denen ſie zum Beſten kommen

follte, keinen Vortheil finden würden. Somit haben die

Fehden aufgehört . Der Landfriede hat die Ruhe herge

ſtellt, d . h . er hat den Widerſpruch der Rechte zum Still

ſchweigen , nicht zur Entſcheidung gebracht. Im Genuſſe

des Rechtsgegenſtandes iſt derjenige Theil, der gerade

im Beſike ſich befindet, beati possidentes !
und

über den Beſik hat kein Recht entſchieden . So iſt es

nicht ein Zuſtand, der denjenigen
in Beſitz feßt, der im

Rechte iſt , was in Deutſchland
eine gewiſſe Ruhe erhält,

wie der Zuſtand eines Staates, ſondern bei dem erſtaun:

lichen Unterſchiede
der Macht der Stände iſt ihre Garantie
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die Furcht und die Politik, nicht die Ehrwürdigkeit der

Rechte ſelbſt, wovon ſie abhängen, nicht eine innere

eigene Macht derſelben.

Wenn bei dieſem , wie gezeigt worden iſt, noth

wendigen Mangel einer Staatsmacht er iſt noth

wendig, weil der Gegenſtand dieſer Macht: unveränder

liche Erhaltung von Rechten unmöglich fein würde

keine geſegliche Übereinſtimmung zu erwarten iſt, ſo iſt

es doch denkbar, daß die Menge der iſolirten Stände,

wenn ſie auch ſonſt in keinem bleibenden und ſtehenden

Verbande ſind, in der Zeit einer Roth oder Gefahr frei

zuſammentreten und hiermit aus ihrenhren vereinzelten

Mächten für das Bedürfniß, das vorliegt, einen Staat

und eine Staatsmacht bilden würde, ſowohl nach Innen,

wenn ihre Rechte, als nach Außen, wenn ſie überhaupt

oder in einem beſtimmten ihrer Mitglieder angegriffen

würden .

Ein ſolcher beſtimmter Fall waren ehemals An:

griffe auf die proteſtantiſche Religion , ein Gegenſtand,

der nicht aus dem ihren Unterthanen ganz gleichgültigen

Ehrgeize herkam, ſondern aus dem populärſten innigſten

Intereſſe. Es gibt keinen Gegenſtand, der die Fürſten

und ihre Völker ſo einmüthig, ſo mit Vergeſſenheit an:

derer Eiferſucht und ſo frei und eifrig hätte um ſich

ſammeln können als dieſer. Jeder andere Gegenſtand

berührt die Völker ſelbſt weniger, neben jedem anderen

dürfen ſich andere Intereſſen, die im Streite liegen , in

Erinnerung bringen und ſich behaupten.

Man weiß aber, welch ein ſchmähliches Ende der

ſchmalkaldiſche Bund genommen hat. Der ganze Bund

war mit kleinlichen Beſtrebungen der Eitelkeit erfüllt und

ſo in den Genuß der Selbſtgefälligkeit an ſich und dem
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edeln Werke verſunken, vor aller That ſchon ſo befriedigt,

daß die erſten Stöße ihn zerſtäubten. Doch hatten ſich

hier noch einige Bundesglieder tapfer gehalten und es

wirklich auf Schlachten ankommen laſſen , aber die pro :

teſtantiſche Union des folgenden Jahrhunderts verkün

digte ſchon durch die Richtigkeiten, mit denen ſie ſich in

ihrer Entſtehung herumtrieb, die ganze Richtigkeit ihres

Weſens, die ſich, ſowie an ein Werk zu ſchreiten war,

vollkommen offenbarte.

Als eine innere Verbindung der Art kann nur noch

der ſog . Fürſtenbund angeſehen werden, der gegen das

manchen Ständen gefährlich ſcheinende Betragen Jo:

fephs II. gerichtet war. Die Idee dieſes Fürſtenbundes

erſchien glänzend ſowohl durch denjenigen Fürſten, der

an feiner Spiße ſtand, als denjenigen, gegen den ſie

gerichtet war, auch dadurch , daß durch talentvolle und

überhaupt eine Menge Schriftſteller beider Theile die

Volksmeinung dabei ſehr in Anſpruch genommen wurde.

Die öffentliche Stimme ſchien eine Art von Bedeutung

zu haben : wenn der Glanz ſeiner Thaten * ) Friedrich

den Zweiten ** ) umhüllte, ſo waren ſie doch längſt ge

ſchehen, ſo intereſſirte noch mehr eine Hoffnung beim

Unbruche eines vielumfaſſenden neuen deutſchen Jahr:

hunderts. Mehr als die Beſchäftigung der öffentlichen

Meinung und die Anregung vieler Hoffnungen oder

Beſorgniſſe iſt aber von dem deutſchen Fürſtenbunde

nicht anzumerken . Da er nicht zur That und Äußerung

* ) Ihr Reſultat: Schleſien in preußiſchen Händen, Staats .

verwaltung , religlöſe , bürgerliche Geſetze in den preußiſchen Län.

dern war ſchon vorhanden.

**) Von da war für das übrige Deutſchland Nichts mehr zu

erwarten, ſowie für dasſelbe von da her Nichts geſchehen war.
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gekommen iſt, ſo iſt von ſeiner Weſenheit auch nichts

zu ſagen. Die Unabhängigkeit Brandenburgs vom

deutſchen Reiche war längſt vorher gegründet, und ob

fie durch den in Wirkſamkeit geſeßten Fürſtenbund einen

Zuwachs bekommen oder eine Verminderung erfahren

hätte, ſind Möglichkeiten , über die Richts zu ſagen iſt.

Was freie Verbindungen gegen auswärtige Mächte

betrifft, ſo waren ſolche, wenn Deutſchland ſich nicht

innerlich zerfleiſchte, ſondern gegen einen auswärtigen

feind ſich ſchüßte, an die Stelle der eigentlichen Reichs:

kriege getreten. Was fürſten und Stände thaten, war

viel mehr der freie Wille einzelner Kreisaſſociationen als

geſekmäßiger, allgemein verbindlicher Beſchluß eines

Staatskörpers. Brandenburg erſcheint noch in Verbin

dung mit dem Reiche, - aber nicht um der Obliegen

heiten willen gegen dasſelbe doch unabhängig wirkend,

ſein Hauptzweck die preußiſche Königskrone.

Die Kriege dieſes Jahrhunderts waren innerliche

Kriege.

Im Laufe des letzten Krieges gegen Frankreich, im

Zeitpunct, als Deutſchland in Gefahr zu gerathen drohte,

ſchien mehr ein gemeinſamer Wille, die Vertheidigung

Deutſchlands, fich zu bilden. faſt alle deutſchen Staaten

haben theil daran genommen. Man kann aber keinen

Zeitpunct angeben, in welchem alle zugleich mitgewirkt

hätten. *) In dem größeren Theile desſelben trennten

ſich im Gegentheile die mächtigſten davon.

Die Erfahrung ſeit dem weſtfäliſchen Frieden, worin

die alte Unabhängigkeit der Theile Deutſchlands, aber

unter ganz veränderten Umſtänden , feſtgeſeßt und damit

keine rechte
*) Selbſt bei wirklicher Theilnahme war

Einigkeit.
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Deutſchland verhindert worden iſt, zu einem modernen

Staate zu werden und eine Staatsmacht zu haben, hat

gelehrt, daß der Geiſt der Zeit ſeit jener Zeit, da auch

jeder Einzelne nur aus eigenem , freiem Willen und Ein :

ſtimmung für das Ganze handelte, ſich völlig verändert

hat und ſelbſt in den dringendſten Nöthen, bei dem alle

Theile aufs Angelegentlichſte betreffenden Intereſſe keine

gemeinſchaftliche und einige Mitwirkung zu erwarten iſt.

Im weſtfäliſchen Frieden hat ſich dieſe Staatsloſiga

keit Deutſchlands organiſirt. Schriftſteller, wie Hippolithus

a Lapide, haben den inneren Charakter und die Tendenz

der Nation beſtimmt ausgeſprochen. Im weſtfäliſchen

frieden hat Deutſchland es aufgegeben, ſich als eine

fichere Staatsmacht zu befeſtigen, und hat ſich dem guten

Willen ſeiner Mitglieder überlaſſen .

Man kann dieſes Vertrauen , das das allgemeine

Wohl Deutſchlands in den freien Willen der Theile legte,

wenn man will , als die Wirkung eines Geiſtes von

Redlichkeit, deren die deutſche Nation ſich ſo ſehr rühmt,

anſehen . Es klingt ſchön, wenn auf einer Seite die

Staatsmacht ſich auflöſt und in die Hände der Einzelnen

ſich übergibt und auf der anderen Seite gefordert und

in der Forderung auch erwartet wird, daß dieſe Ein:

zelnen frei zuſammenwirken . Die deutſchen Stände, die

den weſtfäliſchen Frieden ſchloffen, würden ſich durch das

Mißtrauen beleidigt geglaubt haben, wenn man ihnen

von der Möglichkeit geſprochen hätte, daß ſie bei einer

ſolchen Trennung das Beſte des Ganzen außer Augen

feßen und jeder für ſein eigenes Intereſſe, wenn es auch

nicht mit dem allgemeinen Intereſſe übereinſtimmte,

ſondern ihm widerſpräche, handeln würde und könnte.

Der allgemeine Zuſammenhang, die Obliegenheiten der
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Einzelnen gegen das Ganze, das Beſte des Ganzen ſind

aufs feierlichſte anerkannt und verwahrt, und bei jeder

Differenz hierüber, wenn ſie auch in die fürchterlichſten

Kriege ausgebrochen iſt, hat jede der beiden Parteien

ſich von der Rechtsſeite durch gründliche Manifeſte und

Deductionen gerechtfertigt.

Hiermit iſt die Sache aus der Sphäre des Willens

und des eigenen Intereſſes in die Sphäre der Einſicht

geſpielt, und bei dem allgemeinen Willen , für das Beſte

des Ganzen zu handeln, wäre es der Verſtand, der die

Handelsweiſe auszumitteln hätte, die dem allgemeinen

Beſten am Zuträglichſten wäre, und wenn dieſe von der

Majorität beſtimmt iſt, ſo müßte die Minorität ſich ihr

nothwendig fügen : was aber nicht nur, weil keine

Staatsmacht vorhanden iſt, ſondern der Einzelne das

Recht hat, nach ſeiner eigenen Einſicht des allgemeinen

Beſten Bündniſſe, Frieden zu machen u . ſ. w . , nicht der

Fall iſt oder ſein kann . Wenn bei vorfallender Uneinig:

keit und einem Kriege wirklich Jemand - nothwendig

ein Privatmann, denn ein Miniſter kann nicht dahin

gerathen ſo ehrlich wäre zu glauben , der Krieg habe

ſeinen Grund nur in dem Mangel der allgemeinen Ein :

ſicht, ob Etwas dem Beſten Deutſchlands gemäß wäre,

und ſich die Hoffnung machte, durch Wirkung auf dieſe

Überzeugung eine Einſtimmigkeit hervorzubringen, ſo

würde er weiter Nichts bewirken, als ſich durch ſeine

Gutmüthigkeit lächerlich zu machen. Er müßte viel

mehr die Einſicht hervorzubringen ſuchen, daß eine Hand

lungsweiſe, die allgemein ſein ſollte, dem beſonderen

Intereſſe jedes Einzelnen gemäß wäre .

Es iſt durchaus anerkannter und bekannter Grund:

ſaß, daß dieſes beſondere Intereſſe die wichtigſte Rück:
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ſicht iſt. Sie kann nicht als mit den Rechten und Pflichten

oder der Moralität in Widerſpruch ſtehend betrachtet

werden, ſondern im Gegentheile, jeder einzelne Stand

muß als beſonderer Staat ſich nicht einem Algemeinen

aufopfern , von dem er keine Hülfe zu erwarten hat : der

Landesfürſt, der Magiſtrat einer Reichsſtadt hat die

heilige Pflicht auf ſich , für ſein Land und ſeine Unter

thanen zu ſorgen .

Der weſtfäliſche friede iſt es, der dies Verhältniß

der Unabhängigkeit der Theile figirt hat. für ſich wären

ſie dazu nicht fähig geweſen , vielmehr war ihr Bund

zerſtäubt, und ſie ſelbſt und ihre Länder, ohne Möglich:

keit eines eigenen Widerſtandes, in der politiſchen und

religiöſen Despotenhand ferdinands.

Guſtav Adolfs Zug ſelbſt würde nicht in Rückſicht

auf ſeine Perſon, denn er ſtarb in der Höhe des

Flicks aber in Rückſicht auf ſeine Nation in eine

völlig gleiche Claſſe mit ſeines Nachkommen Carls XII.

Zügen geſeßt worden ſein . Die ſchwediſche Macht unter:

lag gleichfalls in Deutſchland, wenn nicht Richelieus

Politik, die Mazarin in gleichem Sinne vollführte, ihre

Sache aufgenommen und erhalten hätte.
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Das Reich und die Politili Frankreichs.

Richelieu iſt das ſeltene Glück zu theil geworden,

von demjenigen Staate ſowohl, zu deſſen Größe er den

wahren Grund legte, und von demjenigen, auf deſſen

Koſten es geſchah, für den größten Wohlthäter gehalten

worden zu ſein . frankreich als Staat und Deutſchland

als Staat hatten beide dieſelben zwei Principien der

Uuflöſung in ſich . In dem einen zerſtörte er ſie vollends

und erhob es dadurch zu einem der mächtigſten Staaten,

in dem anderen gab er ihnen alle Gewalt und hob da:

durch ſeinen Beſtand als Staat auf. In beiden Ländern

brachte er das Princip, darauf ſie innerlich gegründet

waren , vollends zur Reife : das Princip der Monarchie

in Frankreich, das Princip der Bildung einer Menge

eigener Staaten in Deutſchland. Beide hatten noch mit

ihrem entgegengeſekten zu kämpfen. Es gelang Riche

lieu , beide Länder zu ihrem feſten , einander entgegen :

geſetzten Syſtem zu bringen .

Die zwei Principien, welche frankreich, Ein Staat

in der Form einer Monarchie zu werden, hinderten ,

waren die Großen und die Hugenotten . Beide führten

mit den Königen Kriege.

Die Großen , wozu auch die Glieder der königlichen

familie zählten, intriguirten mit Urmeen gegen den

Miniſter. Zwar war die Souveränetät längſt dem Mon

archen geheiligt und über alle Anſprüche erhaben , und

die Großen führten nicht Urmeen ins Feld, um eine

Souveränetät für ſich zu behaupten , ſondern um als

Miniſter, Gouverneurs von Provinzen u. ſ. w . die erſten

Unterthanen der Monarchen zu ſein. Richelieus Vers

dienſt, der Staatsgewalt in ihren erſten Ausflüſſen, dem
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Miniſterium , die Großen unterworfen zu haben, hat, oben

hin betrachtet, den Schein des Ehrgeizes . Seine Feinde

ſcheinen als Opfer ſeines Ehrgeizes gefallen zu ſein .

Sie betheuerten, und wohl mit der größten Wahrheit,

in ihren Empörungen und Verſchwörungen ihre Unſchuld

und Pflichtergebenheit gegen ihren Souverän und bes

trachteten die Widerſeßlichkeit durch Waffen gegen die

Perſon des Miniſters weder als ein bürgerliches noch

Staatsverbrechen . Sie unterlagen aber nicht der Perſon

Richelieus, ſondern feinem Genie, das ſeine Perſon an

das nothwendige Princip der Einheit des Staates band

und die Staatsäniter vom Staate abhängig machte . Und

hierin beſteht das politiſche Genie, wenn das Individuum

ſich mit einem Princip identificirt. In dieſer Verbindung

muß es nothwendig den Sieg davontragen. Als Ver

dienſt eines Miniſters iſt das, was Richelieu gethan hat,

nämlich der ausübenden Staatsmacht Einheit gegeben

zu haben, unendlich erhaben über das Verdienſt, ein

Land um eine Provinz vergrößert oder aber ſonſt aus

Roth geriſſen zu haben.

Das andere Princip , welches den Staat aufzulöſen

drohte, waren die hugenotten, die Richelieu als eine

politiſche Partei unterdrückte. Sein Verfahren gegen ſie

fällt gar nicht unter den Geſichtspunct einer Unterdrückung

der Gewiſſensfreiheit. Sie hatten eigene Heere, feſte Städte,

Bündniſfe mit fremden Mächten u . ſ. w . und bildeten

demnach eine Art von ſouveränem Staate. Hierdurch

im Gegenſaße gegen ſie, hatten die Großen die Ligue

gebildet, die den franzöſiſchen Staat an den Rand des

Abgrundes gebracht hatte . Beide Gegenparteien waren

ein bewaffneter fanatismus und über die Staatsgewalt

erhaben . Indem Richelieu den Staat der Hugenotten
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zerſtörte, zerſtörte er zugleich das Recht einer Ligue, und

mit dem rechtloſen Überbleibſel davon, der Unbotmäßig

keit der Großen, wurde er fertig . Bei Vertilgung des

Staates der Hugenotten ließ er ihnen Gewiſſensfreiheit,

Kirchen, Gottesdienſt, bürgerliche und politiſche Rechte,

gleich mit den Katholiken . Durch ſeine Conſequenz als

Staatsmann fand und übte er in Toleranz aus , was

mehr als Jahrhunderte ſpäter als das Product der ges

bildeteren Menſchheit und als das glänzendſte Verdienſt

der Philoſophie und der Milderung der Sitten geltend

gemacht wurde ; und es war nicht Unwiſſenheit und fa:

natismus der franzoſen, wenn ſie im Kriege und im

weſtfäliſchen Frieden nicht an die Trennung des Staates

und der Kirche in Deutſchland gedachten, die Religion

zur Grundlage eines Unterſchiedes von politiſchen und

bürgerlichen Rechten und in Deutſchland ein Princip

geltend machten, das ſie in ihrem Lande aufhoben .

So iſt es Frankreich , auch England, Spanien und

den anderen europäiſchen Ländern gelungen, die in ihrem

Inneren gährenden und den Staat zu zertrümmern dro:

henden Elemente zur Ruhe und zur Verbindung zu

bringen und durch die Freiheit der Lehnsverfaſſung, welche

ihnen Germanien zeigte, zu einem nach Gefeßen durch

freiheit beſtimmten , alle Kräfte ſammelnden Mittel .

punct die eigentlich monarchiſche oder moderne repu

blicaniſche form, die aber auch unter das Princip der

beſchränkten , d . h . auf Geſetzen beruhenden Monarchie

gehört, iſt hier gleichgültig zu gelangen , und von

dieſer Epoche der Ausbildung der Länder zu einem Staate

datirt ſich die Periode der Macht, des Reichthums des

Staates und des freien , geſeßlichen Wohlſtandes der

Einzelnen.

>
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Das Reich und die Politik Italiens.

Mit Deutſchland hat hingegen Italien denſelben

Gang des Schickſals gemeinſchaftlich gehabt, nur daß

Jtalien, weil in ihm ſchon vorher größere Bildung lag ,

ſein Schickſal früher der völligen Entwickelung zuführte,

der Deutſchland vollends entgegengeht.

Über Jtalien behaupteten die römiſch - deutſchen

Kaiſer lange eine hoheit, welche, wie in Deutſchland,

gewöhnlich nur ſo viele und nur dann Kraft hatte , wenn

ſie durch eigene Macht des Kaiſers behauptet wurde.

Die Sucht der Kaiſer, beide Länder unter ihrer Herrſchaft

zu behalten, hat ihre Macht in beiden vernichtet .

In Italien erwarb ſich jeder Dunct desſelben

Souveränetät. Es hörte auf, Ein Staat zu ſein , und

wurde ein Gewühl unabhängiger Staaten, Monarchien,

Ariſtokratien , Demokratien , wie es der Zufall wollte ;

auch die Ausartung dieſer Verfaſſungen in Tyrannei,

Oligarchie und Ochlokratie kam auf kurze Zeit zum

Vorſcheine. Der Zuſtand Jtaliens kann nicht Unarchie

genannt werden, denn die Menge der entgegengeſekten

Parteien waren organiſirte Staaten. Ungeachtet des

Mangels eines eigentlichen Staatsverbandes vereinigte

ſich doch immer ein großer Theil zum gemeinſchaftlichen

Widerſtande gegen das Reichsoberhaupt, ſowie der an

dere Theil, um gemeinſchaftliche Sache mit ihm zu

machen . Die ghibelliniſche und welfiſche Partei, die

ehemals Deutſchland wie Italien umfaßten, ſtellten mit

Modificationen, welche aus veränderten Zeitumſtänden

herrühren, ſich in Deutſchland im achtzehnten Jahrhundert

als öſterreichiſche und preußiſche Partei vor.
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Nicht lange hatten die einzelnen Theile Italiens

den vorherigen Staat aufgelöſt und ſich zur Unabhängig

keit emporgeſchwungen, als ſie die Eroberungsſucht

größerer Mächte reizten und das Theater der Kriege

fremder Mächte wurden. Die kleinen Staaten, die als

Macht einer tauſend: und mehrmal größeren Macht ſich

gegenüberſtellten, erfuhren das nothwendige Schickſal

ihres falles, und neben einem Bedauern mit denſelben

ſteht das Gefühl der Rothwendigkeit und der Schuld ,

welche Pygmäen auf ſich ſelbſt laden, wenn ſie, neben

Coloſſe fich ſtellend, zertreten werden . Auch die Exiſtenz

der größeren italieniſchen Staaten , die ſich durch die Ver

ſchlingung einer Menge kleinerer gebildet hatten , vege

tirte jo fort ohne Kraft und wahre Unabhängigkeit, ein

Ball in den Plänen fremder Mächte. Sie erhielten ſich

etwas länger durch die Klugheit, ſich geſchickt und zur

rechten Zeit zu demüthigen und durch beſtändige halbe

Unterwerfungen die volle abzuhalten, die aber am Ende

nicht ausblieb .

Was iſt aus der Menge der unabhängigen Staaten

Piſa, Siena, Ure330, ferrara, Mailand, aus dieſen Hun

derten von Staaten , wie jede Stadt einer war, was aus

den familien der vielen ſouveränen herzöge, Mark

grafen u. 1. w . , aus den Fürſtenhäuſern Bentivoglio,

Sforza, Gonzaga, Pico, Urbino u. f. w . und dem zahl

loſen Ritteradel geworden ? Die unabhängigen Staaten

wurden von größeren, und dieſe wieder von größeren

u. f. f. verſchlungen ; einem der größten, Venedig, hat,

wie bereits erwähnt, in unſeren Tagen ein Schreiben

eines franzöſiſchen Generals, von einem Adjutanten

überbracht, ſein Ende gegeben. Die glänzendſten fürſten :

häuſer haben weder Souveränetät noch auch politiſche,

7
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repräſentative Bedeutung mehr. Die edelſten Geſchlechter

find hofadel geworden.

In dem Zeitraume des Unglüds, als Italien

feinem Elende zueilte und das Schlachtfeld der Kriege war,

die fremde fürſten um ſeine Länder führten, zugleich die

Mittel zu den Kriegen darreichte und der Preis derſelben

war, als es ſeine eigene Vertheidigung dem Meuchels

morde, Gifte und Verrathe oder Schwärmen fremden

Geſindels anvertraute, die für ihre Soldherren immer

koſtſpielig und verwüſtend, noch öfters furchtbar und ge :

fährlich waren, von deren Unführern einige ſich zu

fürſten emporſchwangen, als Deutſche, Spanier, fran

30ſen und Schweizer es ausplünderten und fremde Cabi:

nete über das Schickſal dieſer Pation beſchloſſen , in

dem tiefen Gefühle dieſes Zuſtandes des allgemeinen

Elendes, des haſſes, der Zerrüttung, der Blindheit faßte

ein italieniſcher Staatsmann mit falter Beſonnenheit die

nothwendige Idee der Rettung Italiens durch Verbin :

dung desſelben in Einen Staat . Er zeichnete mit ſtrenger

Conſequenz den Weg vor, den ſowohl dieſe Rettung als

die Verdorbenheit und blinde Raſerei der Zeit nothwendig

machten, und rief ſeinen Fürſten, die erhabene Rolle

eines Retters von Italien und den Ruhm , ſeinem Un:

glück ein Ende zu machen, zu übernehmen , mit feurigen

Worten auf.

Man kann wahrnehmen, daß ein Mann, der mit

dieſer Wahrheit des Ernſtes ſpricht, weder Niederträchtig.

keit im Herzen noch Spaß im Kopfe hatte. Was jene

betrifft, ſo führt ſchon in der allgemeinen Meinung der

Rame Machiavell das Siegel der Verwerfung mit ſich ,

und ſie hat machiavelliſtiſche und abſcheuliche Grund

fäße gleichbedeutend gemacht. Die Idee eines Staates,
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den ein Volk ausmachen ſoll, iſt durch ein blindes Geſchrei

einer fog . Freiheit ſo lange übertäubt worden, daß viel

leicht das ganze Elend, das Deutſchland im ſiebenjährigen

und in dieſem lekten franzöſiſchen Kriege erduldete, und

alle Fortbildung der Vernunft und die Erfahrung an

der franzöſiſchen Freiheitsraſerei nicht hinreichend ſind,

die Wahrheit, daß Freiheit nur in der geſeßlichen Ver

bindung eines Volkes zu einem Staate möglich ſei, zum

Glauben der Völker oder zu einem Grundſaße einer

Staatswiſſenſchaft zu erheben.

Schon der Zweck, den Machiavell voranſeßt, Italien

zu Einem Staate zu erheben, wird von der Blindheit

verkannt, die nichts als eine Gründung von Tyrannei,

einen goldenen Spiegel für einen ehrgeizigen Unterdrücker

in Machiavells Werk erkennt. Wenn er aber auch zu:

geſtanden wird, ſo, heißt es, ſind die Mittel abſcheulich,

und da hat die Moral weiten Spielraum , ihre Triviali

täten , daß der Zweck die Mittel nicht heilige u . f. w . ,

auszukramen. Hier kann aber von keiner Wahl der

Mittel die Rede ſein . Brandige Glieder können nicht

mit Lavendelwaſſer geheilt werden. Ein Zuſtand, worin

Gift, Meuchelmord gewöhnliche Waffen geworden ſind,

verträgt keine ſanften Gegenverſuche. Der Verweſung

nahes Leben kann nur durch das gewaltſamſte Ver

fahren reorganiſirt werden.

Es iſt höchſt unvernünftig, die Ausführung einer

Idee, die unmittelbar aus der Anſchauung des Zuſtandes

Italiens geſchöpft iſt, als ein gleichgültiges, für alle Ju

ſtände, d , h . alſo für keinen Zuſtand paſſendes Com:

pendium von moraliſch -politiſchen Grundſäßen zu be

handeln . Unmittelbar von der Geſchichte der

Machiavell verfloſſenen Jahrhunderte und der gleich :

por

7 *
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zeitigen Geſchichte Italiens aus, mit dem Eindrude, den

dieſe gegeben hat, muß man an die Leſung des „ Fürſten “

gehen, und er wird nicht nur gerechtfertigt, ſondern als

eine höchſt große und wahre Conception eines echten

politiſchen Kopfes vom größten und edelſten Sinne er:

ſcheinen .

Es wäre nicht überflüſſig, von demjenigen Etwas

zu ſagen, was man gewöhnlich überſieht, nämlich von

den übrigen wahrhaft idealiſchen Forderungen, welche

Machiavell an einen vortrefflichen Fürſten macht, und

welche wohl von keinem Fürſten, auch von demjenigen

nicht, der ihn widerlegt hat, ſeit jener Zeit erfüllt worden

ſind. Aber dasjenige, was man die abſcheulichen Mittel

nennt, welche Machiavell gerathen habe, muß noch aus

einem anderen Geſichtspunct angeſehen werden. Italien

follte Ein Staat ſein . Dies galt als Grundſaß noch

damals, wo der Kaiſer immer noch als oberſter Lehns:

herr galt, und dies Allgemeine feßt Machiavell voraus .

Dies fordert er. Dies iſt ſein Princip gegen das Elend

feines Landes. Von hier erſcheint das Verfahren des

„ Fürſten “ von einer ganz anderen Seite . Was, vom

Privatmanne gegen den Privatmann oder von einem

Staate gegen den anderen oder gegen einen Privatmann

gethan, abſcheulich wäre, iſt nunmehr gerechte Strafe.

Gegen einen Staat iſt Bewirkung von Unarchie das

höchſte oder vielmehr das einzige Verbrechen, denn alle

Verbrechen, deren der Staat ſich anzunehmen hat, gehen

dahin, und diejenigen, welche nicht mittelbar, wie andere

Verbrecher, ſondern unmittelbar den Staat ſelbſt an :

greifen , ſind die größten Verbrecher. Der Staat hat

keine höhere Pflicht, als ſich ſelbſt zu erhalten und die

Macht dieſer Verbrecher auf die ſicherſte Art zu vernichten .
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Die Ausübung dieſer höchſten Pflicht durch den Staat

iſt kein Mittel mehr, es iſt Strafe, oder wenn die Strafe

ſelbſt ein Mittel wäre, ſo würde jede Beſtrafung irgend

eines Verbrechers eine Abſcheulichkeit heißen müſſen ,

und jeder Staat in dem Falle ſein, um ſeiner Erhaltung

wegen abſcheuliche Mittel, Tod, lange Gefangenſchaft

zu gebrauchen.

Der römiſche Cato der jüngere hat das Drivi

legium, von jedem Freiheitsſchreier aufgeführt zu werden,

und er war der größte Beförderer, daß dem Pompejus

die Alleinherrſchaft übertragen wurde, nicht aus freund

ſchaft für den Pompejus, ſondern weil Anarchie das

größere Ubel ſei, und er tödtete ſich ſelbſt, nicht weil das,

was die Römer damals noch freiheit nannten, die

Anarchie, untergegangen war, denn die Partei des

Pompejus, mit dem er war, war nur eine andere Partei

als die Cäfars ſondern aus hartnäckigkeit des Cha:

rakters, der ſich ſeinem geſchmähten und gehaßten Feinde

nicht unterwerfen wollte : ſein Tod war eine Parteiſache.

Derjenige, von welchem Machiavell die Errettung

Italiens gehofft hatte, war nach allem Dafürhalten

der Herzog von Valentinois, ein Fürſt, der mit Hülfe

ſeines Onkels und durch Tapferkeit ſowie Betrug aller

Urt aus den Fürſtenthümern der Herzöge von Urſino,

Colonna, Urbino u. ſ. w . und den Herrſchaften der

römiſchen Barone einen Staat zuſammengebildet hatte.

Sein Andenken und das ſeines Onkels als Menſchen ,

wenn man auch alle nur durch bloße Gerüchte und den

haß ihrer Feinde aufgebürdeten Thaten abziehen wil, iſt

vor der Nachwelt, wenn ſie ſich herausnehmen mag,

Menſchen moraliſch zu richten, gebrandmarkt, und der

Herzog und ſein Onkel ſind zu Grunde gegangen, aber
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nicht ihr Werk. Sie ſind es, die dem römiſchen Stuhle

einen Staat erworben haben, deſſen Beſtand Julius II .

wohl zu benußen und furchtbar zu machen wußte, und

der bis auf den Tag beſteht.

Wenn Machiavell den fal Cäſar Borgias außer

politiſchen Fehlern auch dem Zufalle zuſchreibt, der ihn

gerade in dem entſcheidendſten Augenblicke des Todes

Alexanders aufs Krankenlager warf, ſo müſſen wir da:

gegen in ſeinem Falle mehr eine höhere Nothwendigkeit

erblicken, die ihn die früchte ſeiner Thaten nicht genießen

oder ſie zu größerer Macht ausbilden ließ, weil die Natur,

wie ſich an ſeinen Laſtern zeigt, ihn mehr zu einem

ephemeren Glanze und zu einem bloßen Inſtrument der

Gründung eines Staates beſtimmt zu haben ſcheint, und

weil alſo von der Macht, zu der er ſich emporſchwang,

ein großer Theil nicht auf einem inneren und auch nicht

auf einem äußeren natürlichen Rechte beruhte, ſondern

auf den fremden Zweig der geiſtlichen Würde feines

Oheims gepfropft war.

Machiavells Werk bleibt ein großes Zeugniß, das

er ſeiner Zeit und ſeinem eigenen Glauben, daß das

Schickſal eines Volkes, das ſeinem politiſchen Untergange

zueilt, durch Genie gerettet werden könne, ablegte. Merk:

würdig iſt noch bei dem Mißverſtande und haſſe gegen

Machiavells , fürſten “ an dem beſonderen Schidſal dieſes

Werkes, daß aus einer Urt von Inſtinct ein künftiger

Monarch, deſſen ganzes Leben und Thaten die Auflöſung

des deutſchen Staates in unabhängige Staaten am

Klarſten ausgeſprochen haben, ſein Schulerercitium an

dieſem Machiavell gemacht und ihm moraliſche Chrien

entgegengeſtellt hat, deren Leerheit er ſelbſt durch ſeine

Handlungsweiſe ſowohl als ausdrücklich in ſeinen ſchrift:
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ſtelleriſchen Werken gezeigt hat, indem er z . B. in der

Vorrede zur Geſchichte des erſten ſchleſiſchen Krieges

den Verträgen der Staaten ihre Verbindlichkeit abſpricht,

wenn ſie dem Beſten eines Staates nicht mehr gemäß ſeien .

Sonſt aber hat das liſtigere publicum, welches das

Genie an Machiavells Werken nicht unbemerkt laſſen

konnte und zugleich zu moraliſch dachte, um ſeine Grund

fäße zu billigen, aber gutmeinend ihn ſelbſt doch retten

wollte, dieſen Widerſpruch ehrlich und fein genug dahin

vereinigt, daß es dem Machiavel nicht Ernſt damit ges

weſen, ſondern daß das Ganze eine feine Perſiflage,

eine Jronie fei, und man kann nicht umhin, dieſem

Jronie witternden Publicum über ſeine feinheit Com:

plimente zu machen .

Machiavells Stimme iſt ohne Wirkung verhalt.

Deutſchland theilt mit dem ehemaligen Italien das

Schickſal, ſeit vielen Jahrhunderten der Schauplaß inner:

licher Kriege, aber auch der Kriege fremder Mächte ge

weſen zu ſein, von fremden geplündert, beraubt, be :

ſchimpft, verachtet und gewöhnlich in Frieden vermindert

zu werden. *) In dieſem Schickſal iſt es viel ſpäter als

Italien. Schweden iſt die eigentliche erſte fremde Macht,

die bedeutend in ſeinen Eingeweiden gewühlt hat und

das vorhergehende wankende Syſtem von Verbindung

zertrümmern half. Von da an entſchieden fremde Mächte

über Deutſchlands Loos. ** ) Von da an hörte es auf,

ſelbſtſtändig ſeine inneren Angelegenheiten für ſich aus:

*) Wie lange iſt kein Reichskrieg mit allgemeiner Bet.

wirkung geführt worden !

**) Es hatte ſchon früher aufgehört, dem Uuslande furchtbar

zu ſein.
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zumachen, über ſich zu beſchließen . Es hat ſein Geſchid

aus der Hand gegeben .

Deutſchlands Schickſal unterſcheidet ſich aber weſent:

lich von dem Schickſal Jtaliens dadurch , daß die Staaten,

in welche Italien zerfallen war, durch den Zuſtand der

Welt überhaupt noch lange fähig waren, ſich auch gegen

viel größere Mächte zu behaupten, oder daß der unders

hältnißmäßige Umfang die Macht nicht gleicherweiſe

unverhältniſmäßig gemacht hatte, ſondern wie Griechen:

land fähig war, den Perſern nicht nur zu widerſtehen,

ſondern ſie zu beſiegen, ſo vermochte in älteren Zeiten

eine Stadt, wie Mailand, der Macht Friedrichs zu troßen

und ſich gegen ſie zu erhalten, und noch ſpäter hielt ſich

Venedig gegen die Ligue von Cambrai. Eine Möglich:

keit, daſ kleine Staaten großen widerſtreben , iſt aber

nunmehr völlig verſchwunden, und die Souveränetät der

Staaten Deutſchlands hat ſich mehr zu einer Zeit gebildet,

als dieſe Möglichkeit nicht mehr vorhanden war. Die

Staaten Deutſchlands ſind daher nicht von der Verbin:

dung in eine völlige Trennung, ſondern ſogleich wieder

in Verbindungen anderer Art übergegangen. Die Maſſe

iſt nicht in viele Stücke zerfallen und ſo eine Zeit lang

zerſtücelt geblieben, ſondern es haben ſich in der Maffe

neue Kerne gebildet, um die ſich die Theile, die ſich vom

Ganzen losriffen, in neue Maſſen ſammelten .
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Das Reich und die Politik der ſog. Reichs

ſtände, insbeſondere Oſterreichs und Preußens.

Die Religion und die Selbſtſtändigkeit als Staaten

waren ſonſt die Intereſſen, um die ſich als um Mittel

puncte die deutſchen Stände ſammelten. Beide Mittel

puncte formirten ihr politiſches Syſtem . Dieſe Mittel

puncte aber ſind verſchwunden. Die Religion iſt nicht

nur erhalten worden, ſondern der Geiſt der Zeiten hat

ſie über alle Gefahr geſeßt. Ebenſo haben ſich die

Stände in den Beſitz der Selbſtſtändigkeit geſekt, aber

neben der öſterreichiſchen Macht, gegen welche die Be:

forgniſſe unter dem Namen einer Univerſalmonarchie

ehemals gerichtet waren, hat ſich die preußiſche Mon:

archie gebildet, die, für ſich ſtark genug, im Fieben :

jährigen Kriege nicht nur gegen die Macht der öſter

reichiſchen , ſondern mehrerer Monarchien fick erhalten

und ſeitdem in Polen und in Franken ſich noch mehr

vergrößert hat.

Preußen iſt durch dieſe ſeine Macht außer der

Sphäre des gemeinſchaftlichen Intereſſes getreten und

deswegen nicht mehr für die Stände als der natürliche

Mittelpunct für Erhaltung der Selbſtſtändigkeit anzu

ſehen. Es kann die Ullianz anderer Stände wünſchen.

Es iſt hierin unabhängig von dem Beſtande der deutſchen

fürſten. Es kann ſich für ſich ſchüßen. Der Bund der

deutſchen Stände mit ihm iſt demnach ungleich, denn es

bedarf desſelben weniger, als ſie desſelben bedürfen, und

der Vortheil muß alſo auch ungleich ſein . Preußen

kann ſelbſt Beſorgniſſe erweden.

Es haben ſich im lekten Kriege vier politiſche

Syſteme in Deutſchland gezeigt : das eine das öſter
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reichiſche, das andere das kaiſerliche, das dritte das neu :

trale, das vierte das preußiſche.

Öſterreich hat keinen unmittelbaren Beiſtand, etwa

von einigen kleinen Fürſten, z . B. dem Biſchof von

Brixen, der in der Mitte ſeiner Staaten liegt, gehabt.

Es fordert an die deutſchen Stände Beiſtand und

gemeinſchaftliche Mitwirkung als Kaiſerhaus, und zum

kaiſerlichen Syſtem haben ſich alle die mindermächtigen

Stände, beſonders des ſüdlichen Deutſchland gehalten,

welche irgend eine Selbſtſtändigkeit nur durch ein Beſtehen

eines deutſchen Reiches erhalten können, vorzüglich geiſt

liche Stände und Reichsſtädte.

Das dritte Syſtem iſt hauptſächlich das Syſtem

Bayerns, Badens und Sachſens, die — weder in polis

tiſcher Verbindung mit Öſterreich oder Preußen oder

dem Reiche - nach ihrem beſonderen Intereſſe in Rück:

ficht auf Krieg oder Frieden oder Zeutralität gehandelt

haben.

Das vierte Syſtem begreift die Stände des nörd:

lichen Deutſchland, die unter der Vermittelung Preußens

einen Neutralitätstractat mit Frankreich ſchloffen und ſich

unter den Schuß Preußens begaben, welches die Garantie

der Ruhe des nördlichen Deutſchland übernommen hat.

Nachdem Preußen mit Frankreich Frieden geſchloſſen

hatte, ſchloſſen ſich mehrere nördliche Staaten an dieſen

Friedensvertrag an, und im Schrecken über das franzö:

fiſche Waffenglück des 1794 er feldzuges verband fich

mehr als die Hälfte von Deutſchland zu dieſer Peutra:

lität . Als im Jahre 1796 die franzoſen bis nach

Bayern eindrangen, wollte die Stadt Nürnberg ſich nicht

bloß dieſer Reutralität beigefellen, ſondern ſich völlig zu

einer preußiſchen Landſtadt machen . Es wurde von
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preußiſchen Truppen beſeßt, nachdem ein paar Jahre

vorher Preußen einen Theil ſeines Gebietes wegen alter

Anſprüche für ſich zugehörig erklärt und denſelben in

ſeine Gewalt nahm, ſowie es auch die Unmittelbarkeit

vieler Reichsritter in Franken aufhob. *)

Die Stände des nördlichen Deutſchland haben die

Garantie ihrer Neutralität nicht ſelbſt in der Form

der ſonſt gewöhnlichen Kreisaſſociationen übernommen :

Preußen iſt nicht eines der Mitglieder dieſer Ver

bindung, ſondern das Haupt und der Garant, und die

Stände tragen zu den Koſten des Demarcationscorps

bei. Es iſt aber kein bleibender Bundesrath verſammelt,

ſondern er verſammelt ſich nur zu gewiſſen Zeiten, um

über die Regulirung und fortſeßung dieſer Maßregel

und der Koſtenbeiträge zu berathſchlagen und zu be

ſchließen.

Das wahre politiſche Verhältniß der Stände kam

aber genau ans Licht.

Als zu Ausgang des Jahres 1800 die Stände eine

neue Verſammlung zu halten geſonnen waren , ſo wurde

ihnen von Preußen dieſe Zuſammenkunft und Berath

ſchlagung abgeſchlagen , da leşteres als Garant der Ruhe

des Yordens zu beurtheilen habe, welche Maßregeln

hierzu zu nehmen ſeien .

Als die nordiſche Coalition gegen Englands Prä:

tenſionen über die neutralen Schiffe in Krieg mit Eng

land zu gerathen ſchien, wurde Hannover, eines der

Hauptbundesglieder, dem ſeine Neutralität garantirt war,

nebſt anderen Reichsſtänden von Preußen beſeßt. Es

mußte ſeine Truppen verabſchieden und die Verpflegung

*) Vom deutſchen Reiche hat Nürnberg deswegen ſowie

die Ritterſchaft keine Hülfe erhalten können .
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des preußiſchen Corps übernehmen. * ) Der friede iſt

von den Ständen des deutſchen Reiches ratificirt worden,

doch hat Preußen feine Ratification für ſich unmittelbar

in Paris officiell anzeigen laſſen.

Die ganze Geſchichte des Krieges, die Trennung

des nördlichen Deutſchland vom ſüdlichen, die beſonderen

Neutralitäts- und Friedensacte des erſteren, während das

lektere unter dem grauſamſten Elende ſchmachtete und

ſich alſo ganz von jenem verlaſſen ſah, machen es klar,

nicht nur, daß Deutſchland in unabhängige Staaten zer

theilt, ſondern auch , daß ihr Intereſſe völlig getrennt iſt.

Zwar war auch im Mittelalter das Staatsband loſe,

allein jetzt iſt keine freie Vereinigung mehr zu erwarten

wie damals . Bei dem mächtigſten aller Intereſſen, als

Deutſchland um die Länder des linken Rheinufers ver:

ringert, als die eine Hälfte von den Feinden überſchwemmt

und ausgeplündert wurde, war nicht nur keine reichsvers

bandsmäßige, ſondern auch keine freiwillige Hülfe ge

leiſtet. Die anderen Stände hatten ſich von aller Mit:

wirkung getrennt, und ein Theil ſogar dadurch, daß er

feine Neutralität in die Garantie eines fremden fürſten

legte, zugleich auch das Recht aus den Händen gegeben,

der allgemeinen Mitwirkung wieder beizutreten, ſogar

das Vermögen, ſich mit den Mitſtänden darüber zu be:

rathſchlagen .

Schweden hat beim Wiederanfange des Krieges

ſich zwar öffentlich erboten, ſein Contingent zu ſtellen .

Es hat aber verlautet, daß Preußen den Durchzug durch

die Neutralitätslinie nicht hat geſtatten wollen . Dadurch,

daß Brandenburg in dieſem Kriege nicht nur ſein Intereſſe

*) Hannover hatte keine Unterſtützung von Deutſchland zu

erwarten.
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völlig von dem des deutſchen Reiches abſonderte, ſondern

auch andere Stände dazu veranlaßte und ſie alsdann in

den Fall ſeşte, fie als Garant rechtlich und durch ſeine

Macht nöthigen zu können , ſich abgeſondert zu halten,

daß es ferner der fränkiſchen Ritterſchaft ihre Unmittel:

barkeit und der Reichsſtadt Nürnberg einen Theil ihres

Gebietes nahm und im Augenblice der Roth die völlige

Übergabe des Magiſtrats zur Beſeßung annahm , daß

es endlich Hannover, das in Allianz wegen der Ruhe

und Sicherheit des nördlichen Deutſchland mit ihm war,

beſeßte, entwaffnete und mit Requiſition der Verpflegung

belegte, durch alle dieſe Umſtände iſt es klar ge :

worden , was ſchon längſt vorhanden war, daß Preußen

nicht als ein deutſcher Reichsfürſt auf gleichem Fuße mit

den übrigen Ständen, ſondern als eigener, ſouveräner,

mächtiger Staat zu betrachten iſt, nicht als ein Stand,

der fähig wäre, gleiche Bedingungen mit anderen Ständen

in einer Affociation anzunehmen .

Überhaupt iſt durch den letzten Krieg mehr Wahr

heit in die Verhältniſſe der Staaten gekommen. Inſo:

fern als dieſelben im Verhältniſſe der Macht zu einander

ſtehen , ſo ſind die Täuſchungen hierüber verſchwunden,

und dies Verhältniß hat ſich überall geoffenbart, iſt

geltend gemacht: die ſchwächeren Staaten ſind zur Er:

kenntniß gebracht worden, daß ſie ſich den größeren

nicht gleichſtellen können . Wenn eine Republik Genf ſich

als ein ſouveräner Staat betrug und ſich rühmte, EiXETO,

į der erſte zu ſein, der an die franzöſiſche Republik einen

Geſandten abſchickte und ſie förmlich anerkannte, ſo iſt

das Verhältniß von Genf zu Frankreich, als es ernſtlich

genommen wurde, bald anders beſtimmt worden. Hin

gegen der Republik San Marino hat Buonaparte ein
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paar Kanonen zum Geſchenke gemacht, weil es da keine

Beziehung gab, aus der Ernſt zu machen war, als die

einer Veranlaſſung, den Mund mit dem Namen einer

Uchtung vor Republiken vollzunehmen.

Die Republik Genf iſt verſchwunden , hingegen den

bataviſchen, helvetiſchen, cisalpiniſchen, liguriſchen Repu

blifen wird ihre Unabhängigkeit und Ruhe und, wenn

man will, Leutralität mit einer ſtarken Garniſon garantirt.

So ſind die Verhältniſſe beſchaffen, daß die mäch

tigeren Staaten mit ſchwächeren nach dem wahren Unter

ſchiede ihrer Stärke kämpfen.

Die Verhältniſſe Öſterreichs mit Deutſchland ſchreiben

ſich aus alten Zeiten her, und ſie müßten ganz anders

ausfallen , wenn Öſterreich die Kaiſerkrone weglegte und

dann jeßt ganz als große ſouveräne Macht -- mit

ſeinen Nachbarn ſich in Schuß- und Garantieverträge

einließe, beſonders wenn dasſelbe es damit auf Zeiten

der Roth ankommen ließe. In dieſem Vortheile ſteht

Öſterreich Brandenburg weit nach, daß, wie geſagt,

ſeine Beziehungen alt ſind, lekteres hingegen im Frieden

keine beſtimmten Verhältniſſe einzugehen braucht, jedoch

zur Kriegszeit denen, die in Roth und ſchwach ſind und

ſich an es wenden , Bedingungen machen kann . *)

*) Da heut zu Tage Ulles zu berechnen iſt, ſo können die

Bedingungen um 10 % geringer gemacht werden als die , welche

man vom feinde fürcytete , oder, weil der feind überhaupt etwas

ſo Unbeſtimmtes iſt und man Alles von ihm fürchtet, ſo ſcheint

jede beſtimmte Bedingung geringer zu fürchten als die unbe.

ſtimmte . Man weiß dort doch den Umfang ſeines Verluſtes, und

dies iſt ſchon eine große Beruhigung. -

Sonſt war es in den Rheingegenden Volksmeinung, daß ,

da von einem Staate ein Theil innerhalb der Demarcationslinie,

der andere außer dieſer öffentlichen und Privatcontributionen
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Mag Öſterreich die mächtigeren Staaten zu Freunden

haben oder, weil es ſonſt in keinen Allianz- und Schuß.

verhältniſſen ſteht, ſie als Feinde behandeln, mag es auch

im Falle eines Garantievertrages ihn ſogleich aufheben,

weil er, wie jeder politiſche Vertrag, nur etwas Bes

ſtimmtes und Einzelnes und nach den Weſen der poli

tiſchen Verträge ſeine Aufhebung nicht Treuloſigkeit iſt,

was dieſer Krieg am Meiſten gelehrt hat, wo ſo viele

Verträge aufgehoben, wieder geknüpft und wieder auf

gehoben ſind ſeine Verbindungen mit den Ständen

erſcheinen nicht im Range gewöhnlicher politiſcher Ver:

träge : wenn es ſich ins gewöhnliche Verhältniß gegen

einen Reichsſtand ſeßte, wie Preußen es kann, ſo fühlten

ſich alle Stände darin angegriffen. Bei Preußen da

gegen ſcheint es natürlich, ſo gut als bei Frankreich

u. ſ. w .

Durch ſeine Macht und durch die Erſcheinung der:

ſelben in den oben angeführten Fällen iſt Preußen aus

dem gleichen Range mit den übrigen Ständen getreten .

Das reine Intereſſe ihrer politiſchen Selbſtſtändigkeit

können ſie nur bei ſich ſelbſt finden , und es wäre eine

Uſſociation derſelben, ein wahrer Ständebund, in dieſer

Rückſicht denkbar, -- allein auch nur denkbar, denn zum

Theile ſind die Stände unter einander ſelbſt wieder ſo

ungleich an Macht, daß fie feiner wahren gleichen Ver

bindung fähig ſind.

der franzoſen ſtand und nunmehr die Landſtände beider Theile

zu gemeinſchaftlicher Berichtigung der Schulden zuſammentreten

ſollten, der Theil , der unter franzöſijder Herrſchaft ſtand , Parität

und gleichmäßige Theilnahme weigerte , weil er zu verlieren

glaubte . Mag dieſe Volksmeinung ungegründet ſein , ſo ſiehtman

immer im Allgemeinen das Urtheil des Volkes daraus.
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Eine Abtei, eine Reichsſtadt, ein unmittelbarer

Adel kann viel weniger fürchten, Gegenſtand der Ver

größerungsſucht der öſterreichiſchen Monarchie zu werden

als einer mindergroßen Macht. Die preußiſche Macht

ſteht, ungeachtet ſie eine große Monarchie iſt, in Rück

ficht auf dieſe Fähigkeit, Beſorgniſſe kleinen Ständen zu

machen , und in der Benußung kleiner Vortheile mehr

auf der Linie mit mindergroßen Ständen , weil ſeine

Staatskunſt, wie die frankreichs, ganz berechnend iſt,

ſeine militäriſche Macht unverhältniſmäßig gegen ſeinen

Umfang war und daher die Summe kleiner Vortheile

ſuchen mußte, ſowie die franzöſiſche Republik durchaus

nach allgemeinen Grundſäßen handelte, ſie mit ſeiner

Macht in die kleinſten Details verfolgte und alle beſon

deren Rechte und Verhältniſſe unter dieſe Grundſäke

unterdrückte. Man fönnte ſagen : weil ſeine neue Politik

nicht aus königlichem, majeſtätiſchem Princip, ſondern

aus der Bürgerlichkeit hervorgegangen iſt und ſich z . B.

gegen die öſterreichiſche Macht in dem Verhältniſſe eines

Bürgers, der ſich durch ſeine Arbeit mühſam vom

Pfennig an ſeine Schäße erworben hat, gegen den von

Voreltern reichen freien Edelmann befindet, deſſen Beſitz

auf ſeinem Boden ruht und derſelbe bleibt, wenn er

auch in Kleinigkeiten ſein Hausgeſinde oder ſeine Nach

barn gewähren läßt . Sein Reichthum iſt nicht eine

Summe, die Sunime aber wird vermindert durch

Wegnahme von Einzelnem ſondern ein Bleibendes,

Unveränderliches.

Die kleinen Stände, die die größten Beſorgniſſe

wegen ihrer Selbſtſtändigkeit haben müſſen , können ſich

mit Vertrauen nur an eine Macht anſchließen, deren

Politik und Großmuth zugleich ihr Beſtehen zu beſchüßen
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fähig und geneigt iſt, und man hat die geiſtlichen Fürſten ,

Übte, Reichsſtädte auch immer dem Kaiſer fich an

ſchließen und gegen denſelben und das deutſche Reich

ihre Obliegenheiten am Getreuſten beobachten ſehen .

Wenn auch die mächtigeren Reichsſtände ſich unter

ſich verbinden wollten und eine Art erfänden , daß eine

folche Coalition nicht das Schidfal aller Coalitionen

hätte, wenn auch die Vereinigung ihrer Truppen eine

Macht bildete, die Einer großen Macht widerſtehen

könnte, ſo würden ſie doch nie in den Fall kommen, nur

vor Einer Macht Beſorgniſſe zu haben, denn dieſe

Eine Macht müßte nothwendig die Theilnahme anderer

Mächte gegen ſich befürchten
und gegen die Überein:

ſtimmung mehrerer Mächte würde eine Verbindung fo

wohl wegen ihrer geringeren Kriegsmacht als auch ihrer

zerſtreuten geographiſch
en Lage Nichts vermögen. Dieſe

Lage hat ſich nach Einem Plane gebildet, wie der Um

fang großer Reiche. Sie iſt in militäriſcher Rückſicht an

ſich durchaus ſchwach , und weil die Verbindung etwas

Neues wäre, würden dieſe Staaten auch nicht reich genug

ſein, um ſich mit Reihen von Feſtungen zu umgürten.

Ihre Politik muß ſich nach den Umſtänden bald

dieſer, bald jener größeren Macht anſchließen, und ihr

Schidſal das gemeine Schickſal eines ſchwächeren Ulliirten

oder eines ſchwachen Feindes ſein .

Das Schidſal der deutſchen Stände ſteht unmittel

bar zwiſchen der Politik zweier großer Mächte. Beide

ſind ſich nunmehr darin gleich, daß das Verhältniß zu

Deutſchland hauptſächlich ein politiſches iſt, und zwar

das Verhältniß Preußens noch mehr als das Öſterreichs,

weil dieſe Macht zugleich die Kaiſerkrone trägt und

8
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ſomit von alten Zeiten her durch das Gewicht unendlich

vieler Rechte eingeſchränkt iſt.

Die übrigen Intereſſen , in welchen Mächte ver

ſchieden waren, haben ſich ausgeglichen. Durch die Ver:

ſchiedenheit dieſer Intereſſen iſt Preußen groß geworden ,

indem es ſich an die dem Hauſe Öſterreich entgegen

geſetzten anſchloß oder an ihre Spiße ſtellte, aber die

Zeit für ſich hat theils die Getrenntheit des Intereſſes

eines großen Theiles Deutſchlands dom öſterreichiſchen

aufgehoben, theils Preußen von dem der deutſchen

Stände getrennt.

Ein Hauptintereſſe, an der Spiße von deſſen Ver

theidigung Preußen erſchien, war die Religion .

Die deutſchen Stände ſelbſt, in älteren Zeiten vor :

züglich Sachſen und Heſſen, und fremde Mächte, Schweden

und Frankreich, hatten dies Intereſſe gegen den Kaiſer

ehemals verfochten, und Preußen damals keine oder als

Brandenburg nur eine untergeordnete Rolle geſpielt . Im

ſiebenjährigen Kriege kam dies Intereſſe nicht ſowohl

von Seiten der Mächte gegen einander als in der Volks:

meinung noch zum Vorſcheine und hat ſeine Wirkung

nicht verfehlt. Jnumer blieb eine Art von Mißtrauen ,

und wenn ſich die Proteſtanten als ſolche nicht ange

griffen ſahen, ſo fürchteten ſie noch immer den Willen,

die Höhe der Bigotterie und einen Einfluß des Papſtes,

der Jeſuiten und der Pfaffen überhaupt bei dem öſter:

reichiſchen Hauſe und erblickten in Preußen den Garanten

und , wenn der Rothfall wirklich einträte, den Retter ihrer

Glaubens- und Gewiſſensfreiheit.

Die kleinliche und nach ihrem Zwecke fanatiſche Po:

litik der Jeſuiten iſt ſchon längſt nicht mehr die Politik der

Höfe geweſen. Beſonders ſeit Joſephs II . Zeiten iſt den
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Proteſtanten dieſe Beſorgniß verſchwunden. Das Verfahren

Joſephs II. war nicht bloß der Einfall eines einzelnen

Monarchen, der mit ſeinem Tode wieder ausſterben

kann, * ) ſondern ſeine Nachfolger haben ſowohl eben

dieſe Grundfäße erhalten, als ſie auch überhaupt in die

feſte, allgenieine Maſſe der Bildung und Staatsgrund

fäße übergegangen ſind .

Auch was noch ſpäterhin beſonders ein Gegenſtand

des Intereſſes des proteſtantiſchen Theiles der Reichs:

fürſten war, die Verhältniſſe der Proteſtanten in der

Pfalz, das einzige den Grundſäßen unſerer Zeit wider:

ſprechende Überbleibſel, iſt nunmehr gehoben. Der Geiſt

der Zeiten , die feſt und zu Grundſätzen gewordene Ver

fahrungsart der Regierungen hat die Wichtigkeit des

corporis evangelicorum und damit auch des hauptchefs

erſtaunlich vermindert.

Die Sucht der katholiſchen Stände, der katholiſchen

Religion die Obermacht zu verſchaffen , iſt weggefallen,

und damit auch die ſchiefen Mittel, welche man ehemals

gebraucht hat, deutſche Reichsfürſten zum Übertritte zur

katholiſchen Religion zu bewegen, und welche den Pro

teſtanten ſo erſtaunlich viel furcht und Beſorgniſſe er:

weckten . Die katholiſche Seite legt keinen Werth mehr

darauf, weil ſchon an ſich der Staat ſich von der Kirche

zu trennen gewußt und auch die Erfahrung gezeigt hat,

daß ſolche Mittel mehr ſchlimme Wirkung des Miß

trauens und der Vergrößerung der Hartnäckigkeit her

vorbrachten als wirklichen Nußen. Bald iſt in Rückſicht

auf die Religion die Perſon des Fürſten von dem Lande

getrennt worden . Wenn auch der Fürſt katholiſch wurde,

*) Wie Edict von Nantes ; Richelieus Verhältniß ; was

Matthias für die Proteſtanten ſeines Landes that.

8 *
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blieb das Verhältniß des Landes zum Reichstage pro

teſtantiſch , ſogar verlor der Fürſt bei ſeinem Übertritte

zur katholiſchen Religion an Macht in ſeinem proteſtan

tiſchen Lande nicht nur wegen des Mißtrauens über

haupt , das dadurch entſtand, ſondern der Einfluß, den

ein proteſtantiſcher Fürſt über das Kirchenweſen ſeines

Landes hat, wurde ihm durch Reverſalien und dergl . ge

nommen , und er iſt in das Verhältniß des katholiſchen

Fürſten eines katholiſchen Landes geſeßt, in welchem die

Kirche über ihre Güter, Befeßung der Ämter und andere

Unordnungen ganz von der weltlichen Macht unab

hängig iſt, dahingegen der proteſtantiſche Fürſt eines

proteſtantiſchen Landes Vorſteher und Biſchof zugleich iſt.**)

Weil folche Mittel don katholiſcher Seite weg

fallen , der Jeſuitenorden aufgehoben, in den kathos

liſchen Ländern ſelbſt Toleranz eingeführt und den Pro

teſtanten den engherzigen Anordnungen des weſtfäliſchen

friedens zuwider Bürgerrechte eingeräumt worden ſind,

ſo ſind die langen Liſten, welche Staatsrechtslehrer von

dem Übertritte proteſtantiſcher fürſten zur katholiſchen

Religion gaben, die Auseinanderſeßung der Tücke der

Jeſuiten, die Darſtellung der Unterdrückung und Drang:

ſale der Proteſtanten in katholiſchen Ländern geſchicht

liche Gegenſtände vergangener Zeiten geworden und

nicht mehr Schreckbilder für die Gegenwart.

Durch die Macht des fremden Beiſtandes ſind die

Proteſtanten länger von der furcht, mit Gewalt ihren

Glauben unterdrüdt zu ſehen, befreit worden , wie ſie

denn nie ſehr nach der Märtyrerkrone gedürſtet haben.

Und daß das Proſelytenmachen kein Syſtem eines Hofes

*) Uuch ſind katholiſche fürſtenhäuſer in neueren Zeiten

wieder evangeliſch geworden .
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mehr iſt, hat ſie zum Theile auch von der ehemaligen

Höllenangſt befreit, dieſer ihr Glaube möchte ihnen durch

Liſt weggenommen und das Gewiſſen heimlich aus der

Taſche geſpielt werden . Schon die Länge der Zeit hat

ihnen mehr Zuverſicht und Sicherheit auf den Beſik der

Wahrheit gegeben. Schon längſt iſt es nicht mehr er:

hört worden, daß der katholiſche Beichtvater vom Reichs

tage als eine puissance angeſehen wurde, und daß der

leştere an den Kaiſer hierüber ein Anſinnen hätte er:

gehen laſſen.

Wenn berliner Privatſchriftſteller dieſe Höllenangſt

unter den Proteſtanten durch den entſeßlichen Lärm der

Jeſuitenriecherei wieder haben erwecken wollen , ſo iſt ſo

Etwas nicht nur keine Cabinetsſache mehr, kein Gegen

ſtand von Reichstagsberaihſchlagungen, ſondern erſcheint

bloß als eine Albernheit oder ſonſt ein Uusbruch eines

höchſt eingeſchränkten Intereſſes, von Mißhelligkeit der

Zweige des Freimaurerordens.

Ein anderes Intereſſe war die Rettung desjenigen,

was man ſonſt deutſche Freiheit nannte, gegen das, was

man Univerſalmonarchie oder nachher auch orientaliſches

Syſtem nannte .

Da ſeit zehn Jahren ganz Europa ſeine Aufmerk:

ſamkeit auf das fürchterliche Ringen eines Volkes nach

freiheit heftete und deswegen in allgemeiner Bewegung

war, ſo kann es nicht anders ſein, als daß die Begriffe

eine Veränderung erlitten und ſich aus ihrer vorherigen

Leerheit und Unbeſtimmtheit geläutert haben . Deutſche

freiheit hieß ſonſt nichts anderes als die Unabhängig

keit der Stände vom Kaiſer, ihr Gegenſaß war entweder

Sclaverei und Despotismus oder Aufhebung des Staats:

verbandes : die älteren Zeiten kannten nichts Drittes.
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Seit Carl V. ſind die ſpaniſche und öſterreichiſche

Monarchie nicht mehr vereinigt, und ſeit einem Jahr

hundert werden beide von ganz verſchiedenen Familien

beſeſſen. Öſterreich hat große Provinzen verloren .

frankreich und England haben ſich zu gleicher Größe

der Macht erhoben. Preußen und Rußland haben ſich

gebildet. Öſterreich iſt längſt nicht mehr die Monarchie,

die ihres Gleichen in Europa nicht hätte. Es hat ſich

ein Syſtem des europäiſchen Gleichgewichtes gebildet,

d . h . ein Syſtem , vermöge deſſen gewöhnlich alle Mächte

Europas an einem Kriege ein Jntereſſe nehmen und

jede Macht die Früchte auch des glücklichſten Krieges

entweder allein oder auch nur im Verhältniſſe mit ihren

errungenen Vortheilen zu ernten gehindert wird . Die

Kriege haben ſchon an ſich ihre Natur ſo ſehr verändert,

daß die Eroberung von ein paar Jnſeln oder einer

Provinz vieljährige Anſtrengungen, ungeheuere Summen

u. f. w . foſtet.

Die Idee einer Univerſalmonarchie iſt immer ein

leeres Wort geweſen. Daß ſie nicht ausgeführt worden

iſt, wenn der Plan gefaßt war, zeigt die Unmöglichkeit

ihrer Ausführung und alſo die Leerheit dieſes Gedankens,

aber in neueren Zeiten kann auch die Rede nicht mehr

davon ſein.

Deffenungeachtet bleibt Öſterreich übermächtig in

Deutſchland, d . h . mächtiger als irgend ein deutſcher

Stand iſt, mächtiger als ihrer viele zuſammen. Zugleich

aber iſt Preußen in eben dieſes Verhältniß gekommen.

Öſterreich und Preußen ſtehen in Rückſicht auf eine Be

fahr für die deutſchen Stände auf gleichem Range. Das,

was man ſonſt deutſche Freiheit nannte, hätte ſich gegen

beide vorzuſehen.
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Von zwei Principien, der Gefahr für die pro

teſtantiſche Religion und der furcht vor der Univerſal

monarchie durch deren Ergreifung es einem Staate

möglich geworden iſt, in Deutſchland großen Einfluß zu

erhalten , iſt jenes nicht mehr ; in Rückſicht auf dieſes :

die Begierde, ſich auf Koſten deutſcher Stände zu ver

größern, ſtehen Öſterreich und Preußen wenigſtens gleich,

wenn jenes nicht noch Vorzüge hat.

Es iſt aber ſichtbar, daß durch den zehnjährigen

Kampf und das Elend eines großen Theiles von Europa

ſo viel wenigſtens an Begriffen gelernt worden iſt, um

gegen ein blindes Geſchrei der freiheit unzugänglicher

zu werden . In dieſem blutigen Spiele iſt die Wolke der

freiheit zerfloſſen, in deren verſuchter Umarmung ſich die

Völker in den Abgrund des Elendes geſtürzt haben, und

es ſind beſtimmte Geſtalten und Begriffe in die Volks:

meinung getreten . Das Freiheitsgeſchrei wird keine

Wirkung thun . Die Anarchie hat ſich von der Freiheit

geſchieden, und die Überzeugung, daß eine feſte Regie:

rung zur Freiheit nothwendig iſt, ſich tief eingegraben,

ebenſo tief aber die andere, daß zu Geſetzen und zu den

wichtigſten Angelegenheiten eines Staates das Volk mit

wirken muß. Die Garantie, daß die Regierung nach

den Geſetzen verfährt, und die Mitwirkung des allge :

meinen Willens zu den wichtigſten , das Allgemeine be :

treffenden Angelegenheiten hat das Volk in der Organi

fation von einem es repräſentirenden Körper, der einen

Theil der Staatsabgaben, beſonders aber die außer

ordentlichen dem Monarchen zu verwilligen hat, und

wie ehemals das Weſentlichſte, die perſönliche Dienſt

leiſtung, von der freien Übereinſtimmung abhing, ſo iſt

es das Geld, welches allen anderen Einfluß in ſich begreift.
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Ohne einen ſolchen repräſentirenden Körper iſt

keine freiheit mehr denkbar, alles Andere Unbeſtimmt:

heiten . Alle Leerheit des Freiheitsgeſchreies iſt durch dieſe

Beſtimmung verſchwunden. Nicht Einzelne wiſſen es

durch Erlernung als einen wiſſenſchaftlichen Begriff, als

ein Reſultat eines willkürlichen Studirens, ſondern dieſe

Beſtimmung iſt Grundſať der öffentlichen Meinung, ſie

iſt ein Theil des geſunden Menſchenverſtandes geworden.

Die meiſten deutſchen Staaten haben eine ſolche Reprä:

fentation Die Landſtände Öſterreichs, Böhmens, Un

garns haben ihren Monarchen freie außerordentliche

Beiträge zu dem Kriege mit Frankreich gegeben .

Das Intereſſe dieſer deutſchen Freiheit ſucht natür:

licher bei einem Staate Schuß, der ſelbſt auf dieſem

Syſtem der freiheit beruht. Die Intereſſen, die ſonſt in

Deutſchland herrſchend waren, ſind theilweiſe vergangen .

Preußen kann ſich alſo nicht mehr daran anſchließen .

Kein Krieg Preußens fann mehr in der öffentlichen

Meinung für einen deutſchen Freiheitskrieg gelten. Das

wahre, bleibende, in dieſer Zeit aufs Höchſte geſchärfte

Intereſſe kann keinen Schuß bei ihm finden. Die Lands

ſtände der preußiſchen Provinzen haben ihre Bedeutung

unter der Gewalt der königlichen Macht verloren . Es

iſt ein neues und künſtliches Abgabenſyſtem in den

preußiſchen Ländern eingeführt worden, das auch in den

neu erworbenen , die Privilegien und Abgaben nach alten

Rechten und dem Herkommen hatten, geltend gemacht

worden iſt. Gegen dieſe Laſt der Abgaben in den

preußiſchen Staaten, gegen die Unterdrückung der Drivi :

legien können die deutſchen Unterthanen Preußens weder

beim Kaiſer noch bei den Reichsgerichten Hülfe er:

warten .
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Uußer den mindermächtigen Ständen, wie den

Reichsſtädten u. ſ.w . , haben die Landſtände der deutſchen

Länder, ſchon weil die kaiſerlichen Erblande ſelbſt ein

Staat ſind, der auf Repräſentation fich gründet, und

worin das Volf Rechte hat, und beſonders wegen der

gerichtlichen Hülfe beim Reichshofrathe, ein natürliches

Intereſſe, auf den faiſerlichen Hof zu ſehen und die Unter:

ſtüßung desjenigen , was die Welt jeßt unter deutſcher

freiheit verſteht, zu erwarten . Dieſe Art der Freiheit

hat natürlich immer mehr leiden müſſen, je mehr die

andere Art deutſcher freiheit zugenommen hat, und je

mehr ſich die Macht des Staates über die einzelnen

Glieder verminderte.

Im weſtfäliſchen Frieden iſt die Souveränetät oder

wenigſtens die Oberherrlichkeit des Kaiſers über Reichs:

ſtädte, welche den Kaiſern zukam , und welche ' an die

Reichsſtädte, d . h . ihre Magiſtrate im Laufe der Zeiten ver

pfändet worden iſt, für uneinlöslich erklärt worden . Der

vom Kaiſer geſeßte Schultheiß oder, welchen Titel er in

anderen Städten hatte, wußte immer die Magiſtrate in

einer gewiſſen Uchtung zu erhalten . Sie befanden ſich

unter einer Art von Aufſicht oder unter den Augen einer

von ihnen unabhängigen Perſon , die durch ihren Zu:

ſammenhang mit dem Reichsoberhaupte Gewicht haben

mußte. Seitdem den Reichsſtädten im weſtfäliſchen

Frieden dadurch, daß die an ſie verpfändete Staatsmacht

uneinlösbar wurde, ihre Freiheit in einer Art völlig ges

ſichert worden iſt, hat die andere Art der freiheit deſto

mehr gelitten . Es iſt bekannt, in welchen Druck der

Abgaben, Vernachläſſigung der Rechtspflege, Schulden:

laſt, überhaupt in welche innere Verdorbenheit ſo viele

Reichsſtädte verſunken ſind, in welchen die Bürgerſchaften
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keine Aufſicht über die Verwaltung der öffentlichen

Ämter, keine Stimme auf Ausſchreibung und Verwen

dung der Abgaben hatten , in welchen die Auflagen und

ihre Verwendung, die Beſeßung der Ämter völlig in die

Gewalt und Wilfür der Magiſtrate gekommen ſind.

Einigen iſt es geglückt, ſich von jener deutſchen Freiheit

der Magiſtrate durch Hülfe des Kaiſers zu befreien ,

andere waren durch die folgen jenes Syſtems ſchon vor

dem lekten Kriege in große Verlegenheit und Verwirrung

der Finanzen geſtürzt worden , die durch dieſen nicht

wenig vermehrt worden iſt.

Was die fürſtlichen Staaten betrifft, ſo ſind ſeit

dem weſtfäliſchen Frieden Kammerzieler, Koſten des

Contingents, der Reichstagsgeſandtſchaften u . ſ. w . auf

die Landſtände gewälzt worden.

Nach der Erringung der deutſchen Freiheit durch

den weſtfäliſchen Frieden ging im Jahre 1670 ein

Reichstagsgutachten an den Kaiſer ab, worin die bis

herige Art, nach Verträgen den Beitrag zu den Staats:

koſten abzuliefern , aufgehoben und dem Ermeſſen der

fürſten es anheimgeſtellt werden ſollte, was ſie für die

Bedürfniſſe des Landes für nöthig erachten würden . Dieſe

Uusdehnung der Fürſtenmacht, wodurch die damaligen

fürſten das ganze Princip, worauf die neueren Staaten

beruhen, aufgehoben und unabſehbare folgen für ihre

Nachkommen zubereitet hätten, dieſe Ausdehnung der -

wenn man will – deutſchen Freiheit wurde vom Kaiſer

Leopold gehindert, und das Reichstagsgutachten von ihm

nicht ratificirt. * )

* ) Er wäre durch den Reichstag berechtigt worden , in

ſeinen dentſchen Ländern, Böhmen, Öſterreich und, wenn anders

der immer gewijjermaßen beſtehende Reichsnerus geltend gemacht
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Von der Seite des Jntereſſes dieſer deutſchen Frei

heit erſcheint das Verhältniß des Kaiſers zu Deutſchland

in einem anderen Lichte, und fein Verhältniſ ſehr ver

ſchieden von dem Verhältniſſe Preußens . Durch die Macht

der Zeit iſt das große Volksintereſſe zu ſeiner Quelle

als Bedürfniß zurückgekehrt, das aber ſeine Befriedigung

durch eine ihm gemäße Staatsorganiſation noch nicht

gefunden hat .

Das Princip des urſprünglichen deutſchen Staates,

welches von Deutſchland aus über ganz Europa ver

breitet worden iſt, war das Princip der Monarchie, eine

Staatsmacht unter einem Oberhaupte zur Führung der

allgemeinen Angelegenheiten und mit Mitwirkung des

Volfes durch ſeine Abgeordneten . Die form hiervon

iſt ſelbſt an dem , was Reichstag heißt, übriggeblieben ,

aber die Sache iſt verſchwunden.

Jn dem langen Schwanken Europas zwiſchen Bar

barei und Cultur hat der deutſche Staat dieſen Übergang

nicht vollbracht, ſondern iſt ſeinen Convulſionen unter:

legen . Die Glieder haben ſich zur völligen Selbſtſtändig:

keit losgeriffen . Der Staat hat ſich aufgelöſt. Die Deut

ſchen haben das Mittel zwiſchen Unterdrüßung und

Deſpotismus – dem , was ſie Univerſalmonarchie hießen ,

-- und der völligen Uuflöſung nicht zu finden gewußt.

Kampf für deutſche Freiheit hieß negativ das

Beſtreben gegen die Univerſalmonarchie, poſitiv wurde

er zu einem Erringen der völligen Selbſtſtändigkeit der

Glieder . Die Länder ſtanden darin ihren fürſten bei,

>

werden wollte, auch im burgundijden Kreiſe die Rechte der dortigen

Stände, die in einen despotiſchen Ariſtokratismus ausgeartet

waren , aufzuheben und das ansz1iführen, woran mehr als ein

Jahrhundert ſpäter Joſeph II. geſcheitert iſt.
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waren eins mit ihnen, aber ſie mußten finden, daß in

der Souveränetät ihrer Fürſten die deutſche Freiheit nicht

errungen war ; im Gegentheile .im Gegentheile . Zugleich aber iſt die

Tendenz der Landſtände zunächſt für ihr Land. Sie

haben alle Beziehung aufs Ganze verloren . *) Der

Widerſpruch, daß die Landſtände am Meiſten gegen

Reichskriege und Koſtenbeiträge ſind und zugleich ihren

Beſtand dem Reiche danken, die Trennung Deutſch

lands hat ſich allgemein im Volksgeiſte eingeniſtet.

Bayern, Heſſen u . f . w . betrachten ſich als Fremde. Die

Landſtände, die in unmittelbarem Zuſammenhange mit

dem Volke ſtehen , ſprechen dieſe Trennung am Meiſten

aus und ſehen Alles als fremd, ſie nicht angehend an,

was der Fürſt in ſeinen Verbindungen thut. Sie wollen

eben für ſich bleiben, wie die Schweizer bei ihrer Reus

tralität, aber die ganze Conſtellation der Umſtände iſt

nicht fürs fürſichbleiben. Es gibt keine Neutralität

mehr für einen ſchwachen Staat in der Nähe oder gar

zwiſchen mächtigen, wenn dieſe Krieg führen, oder der

neutrale kann es bleiben , d . h . von beiden ſich plündern

und mißhandeln laſſen.

So ſehr für die Einſicht das Jntereſſe der Länder

und der Landſtände daran gebunden iſt, daß in Deutſch .

land eine Staatsmacht beſtehe, ſo ſehr iſt den Ländern

felbſt fürs Handeln dies Intereſſe für Deutſchland fremd

geworden, für Deutſchland : wen geht dies Land noch

Etwas an, woher ſollte ein Patriotismus für dies Land

kommen ? Den paſſiven Vortheil, den die einzelnen

Länder und auch die Landſtände von Deutſchland haben,

* ) Ehemals hielten fürſten oft Landtage, ehe ſie auf die

Reichstage gingen, und berathſchlagten gemeinſchaftlich mit dem

Lande.
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genießen ſie, erkennen ihn, thuen aber nichts dafür;

denn es liegt tief in der menſchlichen Natur, ſich nur

für das zu intereſſiren, wofür man handeln, wofür man

mitbeſchließen und mitwirken, wobei der Wille ſein kann.

Es müßte den Ländern eine Art der Mitwirkung fürs

Algemeine verſchafft werden .

1
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4

it

Vorſchläge zur Reform der Verfaſſung

Deutſchlands.

WS

enn Deutſchland nicht nach einigen Kriegen das

Schickſal Italiens haben ſoll, einem großen Theile

nach in die Gewalt fremder Mächte zu kommen, und ſeine

allermeiſten Stände das, von dieſen großen Mächten

nach und nach politiſch ganz abhängig, und die kleineren

und geiſtlichen, am Bäldeſten ganz verſchlungen zu werden,

einige, zwei oder drei oder dergleichen, mögen ſich

immerhin noch länger als Staaten von der Größe eines

Kreiſes oder von ein paar erhalten wenn es nicht

dies Schickſal haben ſollte, ſo müßte es ſich von Neuem

zu einem Staate organiſiren und das Weſentliche, was

einen Staat ausmacht, nämlich eine Staatsmacht, geleitet

vom Oberhaupte mit Mitwirkung der Theile, errichten .

Alles Außerweſentliche, Abhängigkeit der Gerechtigkeits

pflege, Verwaltung der Einkünfte, Religion , dies Alles

muß von dem Nothwendigen ausgeſchloſſen werden,

was zu einem Staate gehört . ,

Ein Beſtehen des deutſchen Reiches wäre nur auf

die Art möglich , daß eine Staatsmacht organiſirt würde

und das deutſche Volk wieder in Beziehung mit Kaiſer

und Reich fäme.

Jenes würde dadurch bewirkt, daß alles Militär

Deutſchlands in Eine Urmee zuſammengeſchmolzen würde.

lo
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Jeder größere Fürſt wäre geborener General, jeder wäre

Inhaber eines eigenen Regiments und vergäbe die

Chargen desſelben oder hätte ſeine davon abgeſonderte

Leibgarde und Garniſon für ſeine Hauptſtadt. In kleinere

Städte würden Compagnien verlegt oder kleinere Theile .

Der Kaiſer hätte natürlich die oberſte Direction dieſer

Urmee . Die Koſten dieſer Armee, die jeßt größtentheils

die Landſtände bezahlen , nicht, wie ehemals, der fürſt

aus ſeinen Domänen – würden ebenſo von den Ländern

getragen. Dieſe Koſten hätten die Landſtände jährlich

zu bewilligen, und zwar würden ſie ſich hierzu aus allen

Ländern insgeſammt vereinigen . Das könnte wohl nicht

ſo geſchehen, daß von den beſtehenden Landſtänden einige

Glieder dazu deputirt würden, weil theils manche Länder

keine Landſtände haben , theils für ganz kleine Stände die

Koſten zu groß wären , ſondern wenn zum Behufe der

Uushebung des Militärs es ſchon nothwendig wäre,

daß Deutſchland eine militäriſche Eintheilung jeder

Kreis in kleinere Kreiſe gegeben werden müßte, ganz

unabhängig von den übrigen Gerichtsbarkeiten und Ho:

heiten , die mit der militäriſchen Eintheilung gar nichts

zu thun hätten , ſo könnten aus den Unterabtheilungen

nach der Unzahl ihrer Bewohner Abgeordnete erwählt

werden, die die Auflagen zur Unterhaltung der Staats :

macht zu bewilligen hätten .

Dieſe Abgeordneten würden für dieſen Zweck ein

Corps mit der Städtebank des Reichstages bilden . Die

ſelbe hat ohnedies durch den Verluſt von mehreren

Städten wieder eine Verminderung erlitten , und es iſt

die Frage, ob ſie nicht noch andere Verminderungen zum

eigenen Beſten mancher kleinen derſelben in dem Ent
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ſchädigungsgeſchäfte erleiden wird. *) Die kleinſten Reichs

ſtädte von einem oder ein paar . tauſend Bürgern haben

Stimmen in dem Reichstage, und ein ganzes Land, wie

Böhmen, Sachſen, hat gar keine Stimme. Solche kleine

Reichsſtädte, die noch bleiben , müßten an der Eigen:

ſchaft, einen Deputirten zu ſchicken, die um ſie herliegenden

Landſchaften theilnehmen laſſen.

Ohnehin weiß man nicht, was die Städtebank zu

bedeuten hat. Es find drei Collegien auf den Reichs:

tage , aber die Mehrheit der Stimmen entſcheidet nicht.

Stimmen das Kurfürſten- und das Fürſtencollegium nicht

überein , ſo bleibt die Sache liegen, und das Städte:

collegium gibt keinen Ausſchlag.

Die ganze Veränderung wäre die, daß die Länder

das Geld, das ſie unmittelbar den Fürſten bewilligen

und nur mittelbar dem Kaiſer und Reiche beitragen , jeħt

unmittelbar an Kaiſer und Reich abgeben. Der Kaiſer

wäre wieder an die Spiße des deutſchen Reiches geſtellt.

Es wäre die Frage, ob die Rittercantone Depu

tirte in den Fürſtenrath oder ins Städtecollegium ſchicken

würden. Sie würden ihre Caritativſubſidien gemein.

ſchaftlich mit den anderen bewilligen, und als Herrſchafts:

herren müßten fie nothwendig dem Fürſtencollegium zu

geſellt werden.

Es wäre ferner die Frage, ob die Fürſten aus ihren

Domänen und ſonſtigen Territorialeinkünften gemein

ſchaftlich einen Beitrag zu liefern beſchließen, oder ob

jeder ſein Reginient oder ſeine Garde zum Theile davon

beſtreiten würde. überhaupt ſtände es jedem frei, an

dieſes Regiment noch außer dem Allgemeinen, was dazu

*) Hamburg müßte auch angehalten werden, ſeinen Depu:

tirten zu ſchicken.

)
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vom Ganzen gegeben würde, von ſeinem Eigenen zur

Schönheit desſelben ſo viel beizuthun, als ihm beliebte.

Jn jenem, wenn die Fürſten Beiträge aus den Domänen

in einen gemeinſchaftlichen Punct bewilligten und ab

gäben, würden die' Ritter ihnen beigeſellt werden müſſen,

wie denn ohnedies urſprünglich wahrer Adel, d. h. Herr

ſchaftsherren von unmittelbaren Rittergütern ganz in die

Kategorie der Fürſten gehörten und in ihrem Urſprunge

nicht davon verſchieden waren.

Auch würde die frage eintreten, ob nicht in dem

Kurfürſten- und Fürſtencollegium die Fürſten, wenn ſie

nicht ſelbſt erſcheinen wollten , ſich durch Prinzen ihrer

Häuſer oder wenigſtens durch ihre vornehmſten Vaſallen

ſollten repräſentiren laſſen. In einer ſolchen Verſamm :

lung würde auch die Art der Verhandlungen, das Pro

tokolldictiren, nicht anwendbar ſein, ſondern mündlich

berathſchlagt und geſtimmt werden, und die Talente und

der Glanz der Repräſentanten, wenn ſie nur aus fürſt

lichen und den edelſten Geſchlechtern ſind, würden ihr

eine erhabene Stellung und Anblick gewähren .

Wenn alle Theile dadurch gewännen, daß Deutſch

land zu Einem Staate würde, und wenn auch der all:

gemeinen Bildung gemäß dieſes Bedürfniß tief und bes

ſtimmt gefühlt würde, ſo iſt eine ſolche Begebenheit nie

die frucht der Überlegung geweſen, ſondern der Gewalt.

Der gemeine Haufen des deutſchen Volkes nebſt ſeinen

Landſtänden , die von gar nichts anderem als pon Tren:

nung der deutſchen Völkerſchaften wiſſen, und denen die

Vereinigung derſelben etwas ganz fremdes iſt, müßte

durch die Gewalt eines Eroberers in Eine Maſſe ver

ſammelt, ſie müßten gezwungen werden, ſich als zu

Deutſchland gehörig zu betrachten.

9
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Dieſer Theſeus müßte Großmuth haben, dem

Volke, das er aus zerſtreuten Völkchen geſchaffen hätte,

einen Antheil an dem, was Alle betrifft, einzuräumen, **)

Charakter genug, um – wenn er auch nicht, wie The

ſeus, mit Undank belohnt würde, ſondern ſich durch die

Direction der Staatsmacht, die er in Händen hätte, davor

fichern könnte - den haſ tragen zu wollen, den Richelieu

und andere große Menſchen auf ſich luden, welche die

Beſonderheiten und Eigenthümlichkeiten der Menſchen

zertrümmerten .

Wenn die geſellige Natur des Menſchen einmal

geſtört und gezwungen worden iſt, ſich in Eigenthümlich:

keiten zu werfen, ſo kommt eine ſo tiefe Verkehrtheit in

ſie, daß ſie ihre Kraft jeßt auf dieſe Entzweiung von

Anderen verwendet und in der Behauptung ihrer Ab:

ſonderung bis zum Wahnſinne fortgeht, – denn derWahn

finn iſt nichts anderes als die vollendete Abſonderung

des Einzelnen von ſeinem Geſchlechte.

Wenn auch die deutſche Nation nicht fähig iſt, ihre

Hartnädigkeit in dem Beſonderen bis zum Wahnſinne

der jüdiſchen Nation zu ſteigern , dieſer mit anderen zu

Geſelligkeit und Gemeinſchaftlichkeit unvereinbaren Zation,

wenn ſie auch nicht zu dieſer Verruchtheit der Abſonde

rung, zu morden und ſich morden zu laſſen , bis der Staat

zertrümmert iſt, kommen kann, ſo iſt doch das Be:

ſondere, Vorrecht und Vorzug, etwas ſo innig Derſön:

liches, daß der Begriff und die Einſicht der Roth.

*) Weil eine demokratiſche Verfaſſung, wie ſie Theſeus ſeinem

Volke gab , in unſeren Zeiten und großen Staaten ein Wider.

ſpruch in ſich ſelbſt iſt, ſo würde der Antheil eine Organi .

ſation ſein .
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wendigkeit viel zu ſchwach ſind, um aufs Handeln ſelbſt

zu wirken .

Begriff und Einſicht führen etwas ſo Mißtrauiſches

gegen ſich mit, daß fie durch die Gewalt gerechtfertigt

werden müſſen : dann unterwirft ſich ihnen der Menſch.

9 *



132 Anhang .

Anhang.

D

ie Gedanken, welche dieſe Schrift enthält, können

bei ihrer öffentlichen Äußerung keinen anderen

Zweck oder andere Wirkung haben, als das Verſtehen

deſſen, was iſt, und damit die ruhigere Anſicht ſowie ein

in der wirklichen Berührung und in Worten gemäßigtes

Ertragen derſelben zu befördern . Denn nicht das, was

iſt, macht uns ungeſtüm und leidend, ſondern daß es

nicht iſt, wie es ſein ſoll. Erkennen wir aber, daß es

iſt, wie es ſein muß, d . h. nicht nach Willkür und Zu:

fall, ſo erkennen wir auch, daß es ſo ſein ſoll. Es iſt

aber ſchwer für die Menſchen , ſich überhaupt zu der

Gewohnheit zu erheben, daß ſie die Rothwendigkeit zu

erkennen und zu denken ſuchen . Denn zwiſchen die Be

gebenheiten und das freie Auffaſſen derſelben ſtellen ſie

eine Menge von Begriffen und Zweden hinein und ver

langen, daß das, was geſchieht, dieſen geniäß ſein ſoll.

Und da es ohne Zweifel meiſt anders iſt, ſo überheben

ſie ſich ihrer Begriffe, als ob in dieſen die Rothwendig:

keit, in demjenigen aber, was geſchieht, nur der Zufall

herrſchte, weil ihre Begriffe ebenſo beſchränkt ſind, als

es ihre Unſicht der Dinge iſt, die ſie nur als einzelne
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Begebenheiten, nicht als ein Syſtem derſelben, das vont

einen Geiſte regiert wird, auffaſſen .

Die fortgehende Zeit hat die Deutſchen wohl vor

Allem mit der Untugend behaftet, das Geſchehene bitter

zu tadeln . In ewigem Widerſpruche zwiſchen dem , was

fie fordern, und dem, was nicht nach ihrer forderung

geſchieht, erſcheinen ſie nicht bloß tadelſüchtig, ſondern,

wenn ſie bloß von ihren Begriffen ſprechen, unwahr und

unredlich, weil ſie in ihre Begriffe von dem Rechte und

den Pflichten die Rothwendigkeit ſeßen, aber nichts nach

dieſer Rothwendigkeit geſchieht und ſie ſelbſt ſo ſehr

hieran gewöhnt ſind, theils daß ihre Worte den Thaten

immer widerſprechen , theils aus den Begebenheiten ganz

etwas Anderes zu machen , als ſie wirklich ſind, und die

Erklärung derſelben nach gewiſſen Begriffen zu drehen .

Es würde aber derjenige, der das, was in Deutſch

land zu geſchehen pflegt, nach den Begriffen deſſen, was

geſchehen ſoll, nämlich nach den Staatsgeſeken, kennen

lernen wollte, aufs Höchſte irren . Denn die Auflöſung

des Staates erkennt ſich vorzüglich daran, wenn Alles

anders geht als die Geſeße . Ebenſo würde er ſich

irren, wenn die Farbe, welche von dieſen Gefeßen ge

nommen wird, ihm in Wahrheit der Grund und die

Urſache derſelben ſchiene. Denn eben um ihrer Begriffe

willen erſcheinen die Deutſchen ſo unredlich, Nichts zu

geſtehen, wie es iſt, oder es für nicht mehr und weniger

zu geben , als in der Kraft der Sache wirklich liegt. Sie

bleiben ihren Begriffen , dem Rechte und den Geſeken

getreu, aber die Begebenheiten pflegen nicht damit über:

einzuſtimmen, und ſo beſtrebt diejenige Seite, die den

Vortheil dabei hat, durch Worte mit Gewalt der Be:

griffe beides einander anzupaſſen. Der Begriff aber, der
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die übrigen in ſich ſchließt, iſt der, daß Deutſchland

überhaupt noch jeßt ein Staat fei, weil es ehemals ein

Staat geweſen und die formen, aus denen das Belebende

derſelben entflohen iſt, noch vorhanden ſind.

Die Organiſation dieſes Körpers, welche die deutſche

Staatsverfaſſung heißt, hatte ſich in einem ganz anderen

Leben gebildet, als nachher und jetzt in ihm wohnte.

Die Gerechtigkeit und die Gewalt, die Weisheit und die

Tapferkeit verfloſſener Zeiten, die Ehre und das Blut,

das Wohlſein und die Loth längſt verweſter Geſchlechter

und mit ihnen untergegangener Sitten und Verhältniſſe

ſind in den formen dieſes Körpers ausgedrückt. Der

Verlauf der Zeit aber und der in ihr ſich entwickelnden

Bildung hat das Schickſal jener Zeit und das Leben der

jeßigen von einander abgeſchnitten . Das Gebäude,

worin jenes Schickſal hauſte, wird von dem Schickſal des

jeßigen Geſchlechtes nicht mehr getragen und ſteht ohne

Antheil und Nothwendigkeit für deffen Intereſſe und ſeine

Thätigkeit iſolirt von dem Geiſte der Welt. Wenn dieſe

Gefeße ihr altes Leben verloren haben, ſo hat ſich die

jeßige Lebendigkeit nicht in Geſetze zu faſſen gewußt.

Jede iſt ihren eigenen Weg gegangen, hat ſich für fich

feſtgeſekt, und das Ganze iſt zerfallen, der Staat iſt

nicht mehr.

Deutſchland iſt kein Staat mehr. Die älteren

Staatsrechtslehrer, welchen bei der Behandlung des deut:

ſchen Staatsrechtes die Idee einer Wiſſenſchaft vor:

ſchwebte, und welche alſo darauf ausgingen, von der

deutſchen Verfaſſung einen Begriff feſtzuſeken, konnten

über dieſen Begriff nicht einig werden, bis die neueren

es aufgaben, ihn zu finden , und das Staatsrecht nicht

mehr als eine Wiſſenſchaft, ſondern als eine Beſchreibung
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von dem, was empiriſcher Weiſe, ohne einer vernünf

tigen Idee ſich anzupaſſen, vorhanden iſt, behandeln und

dem deutſchen Staate Nichts mehr als den Namen eines

Reiches oder eines Staatskörpers geben zu können

glauben .

Es iſt kein Streit mehr darüber, unter welchen Be:

griff die deutſche Verfaſſung falle. Was nicht mehr be

griffen werden kann, iſt nicht mehr. Sollte Deutſchland

ein Staat ſein, ſo könnte man dieſen Zuſtand der Auf

löſung des Staates nicht anders als mit einem aus:

wärtigen Staatsrechtsgelehrten Unarchie nennen, wenn

nicht die Theile fich wieder zu Staaten conſtituirt hätten,

denen weniger ein noch beſtehendes, als vielmehr die Er

innerung eines ehemaligen Bandes noch einen Schein

von Vereinigung läßt, ſowie die herabgefallenen früchte,

ihrem Baume angehört zu haben, noch daran erkannt

werden, daß ſie unter ſeiner Krone liegen, aber die Stelle

unter ihm oder ſein Schatten, der ſie berührt, retten ſie

nicht vor Fäulniß und der Macht der Elemente, denen

ſie jeßt gehören.

Die Geſundheit eines Staates offenbart ſich im

Allgemeinen nicht ſowohl in der Ruhe des friedens als

in der Bewegung des Krieges. Jene iſt der Zuſtand

des Benuſſes und der Thätigkeit in Abſonderung, die

Regierung eine weiſe hausväterlichkeit, die nur Gewöhn

liches an die Beherrſchten fordert, im Kriege aber zeigt

ſich die Kraft des Zuſammenhanges Aller mit dem

Ganzen, wieviel von ihnen fordern zu können er ſich

eingerichtet hat, und wieviel das taugt, was aus eigenem

Triebe und Gemüthe für ihn ſie thun mögen.

So hat in dem Kriege mit der franzöſiſchen Repu:

blik Deutſchland an ſich die Erfahrung gemacht, wie es
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kein Staat mehr iſt, und iſt ſeines politiſchen Zuſtandes

ſowohl an dem Kriege ſelbſt als an dem Frieden inne

geworden, der dieſen Krieg endigte, und deſſen hands

greifliche Reſultate ſind : der Verluſt einiger der ſchönſten

deutſchen Länder, einiger Millionen ſeiner Bewohner,

eine Schuldenlaſt, auf der ſüdlichen Hälfte ſtärker als

auf der nördlichen welche das Elend des Krieges

noch weit hinein in den Frieden verlängert, und daß

außer denen, welche unter die Herrſchaft der Eroberer

und zugleich fremder Gefeße und Sitten gekommen ſind,

noch viele Staaten dasjenige verlieren werden , was ihr

höchſtes Gut iſt, – eigene Staaten zu ſein.

Welches aber die inneren Urſachen, der Geiſt dieſer

Reſultate ſei, wie ſie nur ſeine äußeren und noth:

wendigen Erſcheinungen, zu einer ſolchen Überlegung iſt

der Friede geſchickt, ſowie dieſe Überlegung an ſich eines

Jeden würdig iſt, der ſich nicht demjenigen, was ge

ſchieht, hingibt, ſondern die Begebenheiten und ihre

Rothwendigkeit erkennt und ſich durch eine ſolche Er

kenntniß von denjenigen unterſcheidet, welche nur die

Willkür und den Zufall um ihrer Eitelkeit willen ſehen,

durch die ſie ſich überreden, daß ſie alles, was geſchehen

iſt, klüger und glüdlicher geführt haben würden. * )

1

Daß der deutſche Staat nur ein Gedankending iſt,

liegt darin, daß er als Staat keine Macht hat, ſondern

daß die Macht in den Händen der Einzelnen iſt, und die

Macht durch Wahlcapitulation , friedensſchlüſſe gegen

ſeitig anzuerkennen und alſo rechtlich zu machen , dies iſt,

ſeitdem das Verhältniß des Staates zu den Einzelnen

ein Gegenſtand von Verträgen wurde, die allgemeine

*) Uus der Überarbeitung der „ Einleitung “.
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Tendenz des politiſchen Charakters Deutſchlands geweſen.

Jn dem Herausarbeiten aus der Roheit zur Cultur kam

es darauf an, welches von beiden – das Allgemeine,

der Staat, oder die Einzelnen die Oberhand gewinnen

würde. In den meiſten europäiſchen Ländern hat der

Staat vollſtändig den Sieg davongetragen , in manchen

auf eine unvollſtändige Weiſe, in keinem bei der

Prätenſion, ein Staat zu ſein ſo unvollkommen als

in Deutſchland. Der Zuſtand der Barbarei beſteht näm :

lich darin , daß eine Menge ein Volk iſt, ohne zugleich

ein Staat zu ſein , daß der Staat und die Einzelnen im

Gegenſaße und in einer Trennung exiſtiren. Der Regent

iſt als eine Perſönlichkeit Staatsgewalt, und die Rettung

gegen ſeine Perſönlichkeit iſt wieder nur Entgegenſekung

der Perſönlichkeit. In einem gebildeten Staate ſtehen

zwiſchen der Perſönlichkeit des Monarchen und den Ein

zelnen die Geſeße oder die Algemeinheit. Die einzelne

That des Monarchen betrifft Alle, beſchwert oder verleßt

Alle oder nüßt Ullen . Daß aber der Monarch zugleich

Staatsgewalt ſei, oder daß er die höchſte Macht habe,

daß überhaupt ein Staat ſei, iſt gleichbedeutend . Den

Widerſpruch , daß der Staat die höchſte Gewalt ſei, und

daß die Einzelnen durch ſie nicht erdrückt ſeien, löſt die

Macht der Gefeße . Dieſer Unglaube an die Macht der

Geſeke iſt es, der aus dem Mangel an Weisheit ſtammt,

der zwiſchen der Nothwendigkeit, dem Staate die höchſte

Macht zu geben, und der furcht, daß der Einzelne durch

ſie erdrückt werde, ſchwankt. Auf der Löſung dieſer Auf:

gabe beruht alle Weisheit der Organiſation der Staaten .*)

* ) Uus dem unvollendeten Capitel „ Rechtmäßigkeit, daß

die Uusübung der Staatsgeſetze nicht zu Stande kommt“ .
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ilber die neueſten inneren Verhältniſſe Württemi

bergs, beſonders über die Gebrechen der

Magiſtratsverfaſſung .*)

6

s wäre einmal Zeit, daß das württembergiſche

Volf aus ſeinem Schwanken zwiſchen furcht und

Hoffnung, aus ſeiner Abwechſelung von Erwartung und

von Täuſchung in ſeiner Erwartung herausträte. Ich will

nicht ſagen , daß es auch Zeit wäre, daß Jeder, der in

einer Veränderung der Dinge oder in der Erhaltung des

Ulten nur ſeinen beſchränkten Nußen oder den Rußen

ſeines Standes wünſcht, nur ſeine Eitelkeit um Rath

fragt, jene dürftigen Wünſche aufgäbe, dieſe kleinlichen

Sorgen fahren ließe und die Sorge fürs Allgemeine ſich

auf die Seele bände. für die Menſchen von beſſeren

Wünſchen, von reinerem Eifer wäre es beſonders Zeit,

ihrem unbeſtinimten Willen die Theile der Verfaſſung

vorzuhalten, welche auf Ungerechtigkeit gegründet ſind,

und auf die nothwendige Veränderung ſolcher Theile ihre

Wirkſamkeit zu richten.

Die ruhige Genügſamkeit an dem Wirklichen, die

Hoffnungsloſigkeit, die geduldige Ergebung in ein zu

großes, allgewaltiges Schickſal ſind in hoffnung, in Er:

wartung, in Muth zu etwas anderem übergegangen.

Das Bild beſſerer, gerechterer Zeiten iſt lebhaft in die

Seelen der Üenſchen gekommen, und eine Sehnſucht,

ein Seufzen nach einem reineren, freieren Zuſtande hat

alle Gemüther bewegt und mit der Wirklichkeit entzweit.

*) Bei dem engen Zuſammenhange, in dem dieſe politiſche

flugſchrift aus dem Jahre 1798 mit der „ Kritik der Verfaſſung

Deutſchlands“ ſteht, hielt der Herausgeber den Wiederabdruck der

folgenden Brucıſtücke für zweckmäßig.



Beilage. 139

aber er

Der Drang, die dürftigen Schranken zu durchbrechen, hat

ſeine Hoffnungen an jedes Ereigniß, an jeden Schinimer,

ſelbſt an frevelthaten geheftet. Woher könnten die

Württemberger gerechtere Hülfe erwarten als von der

Verſammlung ihrer Sandſtände ? Das Aufſchieben der

Befriedigung dieſer Hoffnungen, die Zeit kann jene Sehn

ſucht nur läutern, das Reine vom Unreinen ſcheiden,

aber ſie wird den Trieb nach dem, was einem wahren

Bedürfniſſe abhilft, nur verſtärken , jene Sehnſucht wird

ſich durch die Zögerung nur deſto tiefer in die Herzen

ein freſſen . Sie iſt kein zufälliger Schwindel, der vorüber:

geht. Nennt ſie einen Fieberparorysmus,

endigt nur mit dem Tode oder, wenn die franke Materie

ausgeſchwißt iſt. Er iſt eine Anſtrengung der noch ge

ſunden Kraft, das Übel auszutreiben .

Allgemein und tief iſt das Gefühl , daß das Staats :

gebäude, ſowie es jeßt noch beſteht, unhaltbar iſt. Au

gemein iſt die Ängſtlichkeit, daß es zuſammenſtürzen und

in ſeinem Falle Jeden verwunden werde . Soll mit jener

Überzeugung im Herzen dieſe furcht ſo mächtig werden,

daß man es aufs gute Glück antoinmen laſſen will, was

umgeſtürzt, was erhalten werden, was ſtehen oder was

fallen möge ? Soll man nicht das Unhaltbare felbſt

verlaſſen wollen ? Mit ruhigem Blide unterſuchen, was

zu dem Unhaltbaren gehört ? Gerechtigkeit iſt in dieſer

Beurtheilung der einzige Maßſtab, der Muth, Gerechtig:

keit zu üben, die einzige Macht, die das Wankende mit

Ehre und Ruhm vollends wegſchaffen und einen ge

ſicherten Zuſtand hervorbringen kann .

Wie blind ſind diejenigen, die glauben mögen , daß

Einrichtungen , Verfaſſungen, Gefeße, die mit den Sitten,

den Bedürfniſſen, der Meinung der Menſchen nicht mehr

zuſammenſtimmen, aus denen der Geiſt entflohen iſt,

länger beſtehen, daß formen , an denen Verſtand und

Empfindung kein Intereſſe mehr nehmen, mächtig genug

ſeien, länger das Band eines Volkes auszumachen !

Alle Verſuche, Verhältniſſen, Theilen einer Ver:

faſſung, aus welchen der Glaube entwichen iſt, durch

großſprechende Pfuſchereien Zutrauen zu verſchaffen, die

Todtengräber mit ſchönen Worten zu übertünchen, be

deden nicht nur die ſinnreichen Erfinder mit Schande,
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ſondern bereiten einen viel fürchterlicheren Ausbruch, in

welchem dein Bedürfniſſe der Verbeſſerung ſich die Rache

beigeſellt und die immer getäuſchte, unterdrückte Menge

an der Unredlichkeit auch Strafe nimmt. Bei dem Ges

fühle eines Wankens der Dinge ſonſt nichts thun, als

getroſt und blind den Zuſammenſturz des alten, überall

angebrochenen, in ſeinen Wurzeln angegriffenen Ge

bäudes zu erwarten und ſich von dem einſtürzenden Ges

bälk zerſchmettern zu laſſen, iſt ebenſoſehr gegen alle

Klugheit als gegen die Ehre.

Wenn eine Veränderung geſchehen ſoll, ſo muß

Etwas verändert werden . Eine ſo fahle Wahrheit iſt

darum nöthig geſagt zu werden, weil die Angſt, die muß,

von dem Muthe, der will , dadurch ſich unterſcheidet, daß

die Menſchen , die von jener getrieben werden, zwar die

Nothwendigkeit einer Veränderung wohlfühlen und zu:

geben , aber, wenn ein Anfang gemacht werden ſoll,

doch die Schwachheit zeigen , Ales behalten zu wollen ,

in deffen Beſitz fie ſich befinden : wie ein Verſchwender,

der in der Rothwendigkeit iſt, ſeine Ausgaben zu be:

ſchränken, aber jeden Artikel ſeiner bisherigen Bedürf

niffe, von deſſen Beſchneidung man ihm ſpricht, unent

behrlich findet, Nichts aufgeben will, bis ihm endlich

fein Unentbehrliches wie das Entbehrliche genommen

wird. Das Schauſpiel einer ſolchen Schwäche darf, ein

Volk, dürfen Deutſche nicht geben . riach kalter Über

zeugung, daß eine Veränderung nothwendig iſt, dürfen

ſie ſich nun nicht fürchten , mit der Unterſuchung ins

Einzelne zu gehen , und, was ſie Ungerechtes finden,

deſſen Abſtellung muß der, der Unrecht leidet, fordern,

und der, der im ungerechten Beſiße iſt, muß ihn freis

willig aufopfern .

Dieſe Stärke, ſich über ſein kleines Intereſſe zur

Gerechtigkeit erheben zu können, wird bei der folgenden

Unterſuchung ebenſoſehr vorausgeſeßt als die Redlich:

keit, es zu wollen und es nicht nur vorzugeben. Nur

zu oft liegt hinter den Wünſchen und dem Eifer fürs

allgemeine Beſte der Vorbehalt verborgen : ſoweit es

mit unſerem Intereſſe übereinſtimmt. Eine ſolche Bereit

willigkeit, zu allen Verbeſſerungen das Jawort zu geben,

erſchridt, erblaßt, ſobald auch einmal eine Anforderung
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an dieſe Bereitwilligkeit ſelbſt gemacht wird . Fern von

dieſer Heuchelei fange jeder Einzelne, jeder Stand, ehe

er forderungen an Undere macht, eheer die Urſache des

Übels außer fich ſucht, bei ſich ſelbſt damit an, ſeine

Verhältniſſe, ſeine Rechte abzuwägen, und wenn er ſich

im Beſige ungleicher Rechte findet, ſo ſtrebe er darnach ,

ſich ins Gleichgewicht mit den Übrigen zu ſeßen. **)

Solange man das Reformiren und das Zurück:

nehmen verſuchter und ſchädlich befundener Reformen

nicht in ſeiner Bewalt hat, fo thut man wohl, wenn

man bei ſolchen Veränderungen ſtehen bleibt, deren

folgen ſich in ihrem ganzen Umfange überſehen und

berechnen laſſen, und wenn man ſich begnügt, die Quellen

der Mißbräuche zu verſtopfen.

Die Anmaßungen der höheren Officialen waren

es vorzüglich, was in älteren und neueren Zeiten alles

Übel über die Landſchaft gebracht hat. Der Ausſchuß

mußte es ſehr bequem finden, ſich Männer zu halten, die

für ihn redeten und ſchrieben, auch wohl im Rothfalle

für ihn dachten . Ein großer Theil der Mitglieder des

Uusſchuſſes verzehrte mittlerweile" ſein Einkommen in

behaglicher Ruhe, ſorgte auch wohl nebenher für das

Heil ſeiner Seele und ließ die Ängelegenheiten des

Landes gehen, wie esdie Vorſehung und ſeine Führer

wollten . Übel war freilich die arme heerde daran, wenn

der eine der Hirten ſie gegen Morgen, der andere gegen

Abend führen wollte. Der größere Theil folgte natürlich

dem, der den Schlüſſel zum Futterboden hatte, der mit ſoli

derer Stimme zu loden und unter feinem Schafspelze die

Wolfsnatur am Geſchickteſten zu verbergen wußte. So

wurde der Ausſchuß und mit dieſem das Land von den

Officialen des erſteren an der Naſe herumgeführt.

Der Uusſchuß ſelbſt war nie anmaßend. Seine

Conſulenten und advocaten waren es . Er war nur

indolent und gab gedankenlos zu allen Eigenmächtig

keiten jener den Namen her. Dieſe waren es, die den

Uusſchuß zu einer freigebigkeit gegen den Hof verleiteten,

*) Nach der Urſchrift der Königlichen Bibliothek zu Berlin .

Vgl. Roſenkranz, Hegels Leben . 1844. S. 91-94.
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der Nichts gleichkommt als die frivolität der Gründe,

durch die man dergleichen Devotionsbezeugungen zu recht

fertigen ſuchte. Sie waren es, die der Hof zu gewinnen

ſuchte, weil er ſicher war, ſeinen Zweck zu erreichen ,

wenn er den Advocaten und den Conſulenten in ſein

Intereſſe zu ziehen gewußt hatte. Sie waren es, auf

die es ankam , ob auf die Beſchwerden und Wünſche

einzelner Stände Rückſicht genommen werden ſollte. Sie

waren es, die ſich der eingekommenen Actenſtücke be

mächtigten und das Daſein derſelben dem Uusſchuſſe ſo

lange verborgen hielten, bis es ihnen beliebte, die Sache

zum Vortrage zu bringen . Und in der That hat kein

Geiſtlicher je eine größere Macht über das Gewiſſen

ſeiner Beichtkinder gehabt als dieſe politiſchen Beicht:

väter über das Amtsgewiſſen der Ausſchußverwandten.

Die Conſulenten im engeren Sinne hatten übrigens

Nichts mit der Caffe zu thun. Die Operationen der

geheimen Truhe blieben ihnen Geheimniß. Von ihnen

hatte alſo der Eigennuß der Ausſchußglieder keine Be

fälligkeiten zu erwarten . Deputationen wurden ohne

ihren Rath vergeben ; an keiner Wahl hatten ſie einen

directen Untheil. Dies ficherte dem Advocaten auch beim

Mangel von Talenten und Kenntniſſen ein merkliches

Übergewicht. Doch war auch bei den Wahlen der indi:

recte Einfluß der Conſulenten underkennbar. Der Amts:

candidat hatte viele Hoffnung, den Günſtling des Advo:

caten zu verdrängen, wenn der Lieblingsconſulent ſein

Freund und fürſprecher war.

Zum Glück hat der Ausſchuß auch zu Zeiten

Männer zu Conſulenten gehabt, die Kopf und Herz am

rechten Flecke hatten, die den Uusſchuß zwar gängelten,

weil er nicht allein zu gehen gelernt hatte, aber ihn doch

nie,wenigſtens nie wiſſentlich und wohlbedächtlich, in den

Koth hineinführten .

Mit dem Landtage hat der gefährliche Einfluß

dieſes monſtröſen Amtes eher zu: als abgenommen .

Man hat ſich gewöhnt, die Conſulenten als weſentliche

Beſtandtheile der landſchaftlichen Verfaſſung anzuſehen.

Man hat den officiellen Wirkungskreis derſelben er

weitert. Sie haben von der Rivalität der Deputirten

Vortheile gezogen. Sie haben ſich von ihrem Vorges
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legten , ihrem Richter in Amtsſachen , dem Uusſchuſſe,

unabhängig zu machen gewußt . Bis zum Landtage

konnte der Ausſchuß den pflichtvergeſſenen Conſulenten

ohne Widerſpruch entlaſſen . Er that es auch mehr als

einmal. Jeßt würde vielleicht der Conſulent fordern,

daß der Fürſt , an den er das Intereſſe der Landſchaft

verräth, ſein Richter ſein müſſe.* )

* ) Nach einer nicht mehr vorhandenen Abſdrift . Haym ,

Hegel und ſeine Zeit. 1857. S. 483_- 485.
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